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LLuuddwwiigg  HHuubbeerr,,  JJuulliiaa  HHeellllmmeerr  &&  FFrriieeddeerriikkee  SScchhnneeiiddeerr  ((HHgg..))::  
Forschendes Lernen im Studium. Aktuelle Konzepte und Erfahrungen

ISBN 3-937026-66-5, Bielefeld 2009,
227 Seiten, 29.60 Euro

Das Konzept des Forschenden Lernens, das vor 40 Jahren von der Bundesassi-
stentenkonferenz ausgearbeitet wurde und weithin großes Echo fand, gewinnt
gegenwärtig erneut an Aktualität. Im Zusammenhang mit dem „Bologna-Pro-
zess“ werden Anforderungen an die Entwicklung allgemeiner Kompetenzen der
Studierenden gestellt, zu deren Erfüllung viel größeres Gewicht auf aktives, pro-
blemorientiertes, selbstständiges und kooperatives Arbeiten gelegt werden
muss; Forschendes Lernen bietet dafür die einem wissenschaftlichen Studium
gemäße Form. 
Lehrenden und Studierenden aller Fächer und Hochschularten, die Forschendes
Lernen in ihren Veranstaltungen oder Modulen verwirklichen wollen, soll dieser
Band dienen. Er bietet im ersten Teil Antworten auf grundsätzliche Fragen nach
der hochschuldidaktischen Berechtigung und den lerntheoretischen Gründen für
Forschendes Lernen auch schon im Bachelor-Studium. Im zweiten Teil wird über
praktische Versuche und Erfahrungen aus Projekten Forschenden Lernens
großenteils aus Hamburger Hochschulen berichtet. In ihnen sind die wichtigsten
Typen und alle großen Fächerbereiche der Hochschulen durch Beispiele reprä-
sentiert. Die Projekte lassen in ihrer Verschiedenartigkeit die unterschiedlichen
Formen und Ausprägungsgrade erkennen, die Forschendes Lernen je nach Fach
annehmen kann (und auch muss); zugleich zeigen sie die reizvolle Vielfalt mögli-
cher Themen und Formen. Im dritten Teil werden in einer übergreifenden Be-
trachtung von Projekten zum Forschenden Lernen Prozesse, Gelingens-
bedingungen, Schwierigkeiten und Chancen systematisch zusammengeführt.
Insgesamt soll und kann dieses Buch zu immer weiteren und immer vielfältigeren
Versuchen mit Forschendem Lernen anregen, ermutigen und helfen.

M
otivierendes  Lehren  und  Lernen  in  H

ochschulen:  PraxisanregungenBestellung - Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 

Wim  Görts
Projektveranstaltungen  –  und  wie  man  sie  richtig  macht

Wim Görts hat hier seinen bisherigen beiden Bänden zu Studienprojekten in die-

sem Verlag eine weitere Anleitung von Projekten hinzugefügt. Ein variationsrei-

ches Spektrum von Beispielen ermutigt zu deren Durchführung. Das Buch bietet

Lehrenden und Studierenden zahlreiche Anregungen in einem höchst befriedi-

genden Bereich ihrer Tätigkeit. Die Verstärkung des Praxisbezuges der Lehre

bzw. der Handlungskompetenz bei Studierenden ist eine häufig erhobene Forde-

rung. Projekte gehören - wenn sie gut gewählt sind - zu den praxisnächsten Stu-

dienformen. Mit ihrer ganzheitlichen Anlage kommen sie der großen Mehrheit

der Studierenden, den holistischen Lernern, sehr entgegen. Die Realisierung von

Projekten fördert Motivation, Lernen und Handlungsfähigkeit der Studierenden

erheblich und vermittelt dadurch auch besondere Erfolgserlebnisse für die Leh-

renden bei der Realisierung der einer Hochschule angemessenen, anspruchsvol-

len Lehrziele. Die Frage zum Studienabschluss, in welcher Veranstaltung Studie-

rende am meisten über ihr Fach gelernt haben, wurde in der Vergangenheit häu-

fig mit einem Projekt (z.B. einer Lehrforschung) beantwortet, viel seltener mit

einer konventionellen Fachveranstaltung. Insofern sollten Studienprojekte geför-

dert werden, wo immer es geht.  Die Didaktik der Anleitung von Projekten stellt

eine „Königsdisziplin“ der Hochschuldidaktik dar. Projekte gehören zum an-

spruchsvollsten Bereich von Lehre und Studium. Nur eine begrenzte Zeit steht

für einen offenen Erkenntnis- und Entwicklungsprozess zur Verfügung. Insofern

ist auf die Wahl sowie den Zuschnitt des Themas und die Projektplanung beson-

dere Sorgfalt zu verwenden. Auch soll es der Grundidee nach ein Projekt der Stu-

dierenden sein, bei dem die Lehrperson den Studierenden über die Schulter

schaut. Die Organisationsfähigkeit und Selbstdisziplin der Studierenden sollen

gerade im Projekt weiter entwickelt werden. Der vorliegende Band bietet auch

hierzu zahlreiche Anregungen.

ISBN 3-937026-60-6, Bielefeld 2009,
138 Seiten, 19.80 Euro
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DDie Abwägungen zwischen Auto-
nomie und Einbindung der Hoch-
schulen in staatliche Kontrolle und
gesellschaftliche Zusammenhänge
betrafen nie nur die Freiheit der
Lehre (und des Lernens) sondern
immer auch Personal und Haushalt,
wie an der größeren Unabhängig-
keit der Kuratoren bzw. Einbindung
der Hochschulkanzler in die kolle-
gialen Hochschulleitungen oder an
der größeren bzw. geringeren Ein-
bindung oder Unabhängigkeit in Berufungsentscheidungen
für Professuren über Jahrhunderte abgelesen werden kann.
Vergessen ist offensichtlich, dass in Anknüpfung an Haber-
mas die Einbindung der Studierenden mit Mitgliedsstatus
in die Universität und deren Beteiligung in den Gremien der
Gruppenuniversität die gesellschaftliche Einbindung der
Hochschulen erhöhen sollte. Verwunderlich ist auch, dass
die Einführung der Hochschulräte viele Kontroversen aus-
gelöst hat, ohne in nennenswertem Umfang die Erfahrun-
gen zu analysieren, die die (West-)Berliner Universitäten
nach dem 2. Weltkrieg mit den Kuratorien gesammelt
haben. Hier lohnt eine Vertiefung und Verbreiterung der
Aspekte. 
Auch Otto Hüther macht in seinem Artikel Konflikte  zwi-
schen  Hochschulräten  und  akademischen  Selbstverwal-
tungsgremien?  Ein  Blick  in  die  Landeshochschulgesetze auf
ein erstaunlicher Weise oft übersehenes Argument auf-
merksam. Er untersucht die Kompetenzen und Besetzungs-
verfahren für die Hochschulräte. Dabei findet er plausible
Zusammenhänge zwischen beiden und dem daraus resultie-
renden Konfliktpotential. Mit diesen Erkenntnissen können
evtl. Umgestaltungspläne umsichtiger geprüft werden. Es
gibt zwar noch eine Reihe anderer Ursachen für seltene
Konflikte in diesem Kontext, aber das ist hier nicht Unter-
suchungsgegenstand und bleibt weiteren Analysen vorbe-
halten.

HHochschulsysteme unterscheiden sich häufig in ihren Se-
lektionsmechanismen beim Studium. So gibt es Systeme
mit offenem Zugang, aber schärferen Prüfungen am Ende
(z.B. Italien) oder relativ scharfen Aufnahme- bzw. Zulas-
sungsschranken und verhältnismäßig moderaten Abschluss-
examina. Oder eine Kombination aus beiden: Sowohl hohe
Zulassungsschranken, als auch anspruchsvolle Abschluss-
prüfungen (z.B. Grands Ecoles in Frankreich). Shiho Futaga-
mi, Uschi Backes-Gellner & Kerstin Pull geben einen
Überblick  über  Stand  und  aktuelle  Herausforderungen  des
japanischen  Hochschulsystems. Als landeskundliche Hori-
zonterweiterung ist sie für deutsche Leser zweifellos infor-
mativ. Dabei bieten sich natürlich Vergleiche mit dem deut-
schen Hochschulsystem an. Auch wird eine Reflexion über
die Frage angestoßen, welche Wirkungen möglicherweise
eintreten würden, wenn in Deutschland bestimmte Ele-
mente dieses Systems eingeführt würden.

FForschung wird zwar von der jeweiligen Gesellschaft finan-
ziert und weltweit publiziert, damit davon für weitere Ein-
sichten offen Gebrauch gemacht werden kann. Mit dieser
Forschung können materielle und immaterielle Gewinne er-

E in füh rung   des   
geschä f t s füh renden   He rausgebe r s   HM
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AAutonomiefragen sind ein konstanter Diskussionspunkt
zwischen Hochschulen, Gesellschaft, Wirtschaft und Politik
(früher insbesondere den Kirchen), seit Hochschulen beste-
hen. In der jüngsten Geschichte kann man sogar von Kon-
junkturen im 20 Jahre-Rhythmus sprechen: Das war in den
20er Jahren gegen Ende der Weimarer Republik so mit der
Frage, ob Hochschulen Anstalten des Staates oder Körper-
schaften öffentlichen Rechts seien (eine seinerzeit von Carl
Schmitt stark beeinflusste Debatte, die zunächst mit der
Betonung von staatlicher Abhängigkeit endete). Dieses
Thema flammte mit besonderer Heftigkeit Ende der 40er
Jahre in der kaum gegründeten Bundesrepublik nach den
Erfahrungen mit staatlicher „Gleichschaltung“ der Univer-
sitäten im NS-Staat wieder auf und wurde zugunsten der
Körperschaften öffentlichen Rechts entschieden (nach die-
ser historischen Erfahrung verbunden mit dem größten
Maß an Autonomie, das den deutschen Hochschulen bis
dahin je zugestanden worden war). Eine neue Welle setzte
Ende der 60er Jahre mit der erstmaligen Verabschiedung
von Landeshochschulgesetzen in den Bundesländern ein
(wobei Autonomie zunächst im Rahmen der Gruppenuni-
versität erweitert, nach den Studentenunruhen aber - trotz
des auch hierfür relevanten historischen Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts 1973 zur Wissenschaftsfreiheit - zu-
gunsten des Staates teilweise zurückgeführt wurde). Und
schließlich folgten erneute Schritte zur Autonomie-Erweite-
rung in den 80er Jahren, eher mit dem Ziel, die Politik von
konflikthaften Prioritätssetzungen zu entlasten. Um die
Wende zum 21. Jahrhundert folgte eine neue Runde, die
mit einem weit reichenden Rückzug des Staates zu einem
vorläufigen Ende kam. 
Die Bundesländer schlugen unterschiedliche Wege zu die-
sen Zielen ein, etwa durch das „Hochschulfreiheitsgesetz“
in NRW, während Niedersachsen mit seinem Modell der
Stiftungshochschule am radikalsten vorging (Palandt 2002).
In der entsprechenden Debatte entwickelten sich bald zwei
Lager: Die einen forderten die Umgestaltung der Hochschu-
len in Unternehmen mit Management-Strukturen, die der
Wirtschaft entlehnt waren, die anderen lehnten solche Mo-
delle als wissenschaftsfremd ab, hielten aber eine deutliche
Professionalisierung der akademischen Selbstverwaltung
ebenfalls für notwendig. Von mehreren Stiftungen (VW-
Stiftung, Stifterverband, Nixdorf-Stiftung) wurden Erpro-
bungen in verschiedene Richtungen gefördert. Die vorlie-
gende Zeitschrift „Hochschulmanagement (HM)“ hat schon
in ihrer ersten Ausgabe 2006 den Wandel im Selbstver-
ständnis der Universitäten zum Thema gemacht (Palandt
2006; Nickel/Ziegele 2006). Das „Hochschulforum Sylt
2008“ des IWBB hatte sich dem Thema ebenfalls intensiv
zugewandt (Webler 2009). In der vorliegenden Ausgabe
des „HM“ beschäftigen sich sowohl Christian Marettek &
Ákos Barna als auch Otto Hüther in ihren Artikeln mit un-
terschiedlichen Aspekten des Schwerpunktthemas. 

MMarettek & Barna behandeln Aktuelle  Probleme  des  Hoch-
schulmanagements  im  Rahmen  der  „deregulierten  Hoch-
schule“. Sie analysieren das Modell der deregulierten Hoch-
schule, wie es vom Stifterverband für die Deutsche Wissen-
schaft vorgelegt worden ist, um mit ihrem Beitrag die Leis-
tungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der deutschen Hoch-
schulen zu verbessern. 

W.-D. Webler

SSeeiittee  1155
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(beide ISI Karlsruhe) sowie Prof. Dr. Thomas Groß (Gießen)
Ergebnisse ihrer 6-jährigen Arbeit vor Praktikern des Wis-
senschaftsmanagements präsentiert und diskutiert. Darü-
ber ist ein Kurzbericht in diese Ausgabe aufgenommen
worden.

LLiitteerraattuurrhhiinnwweeiissee

Nickel, S./Ziegele, F. (2006): Profis ins Hochschulmanagement - Plädoyer für
die Schaffung von hauptamtlichen Karrierewegen für Hochschul- und
Fakultätsleitungen In: Hochschulmanagement, Jg. 1/H. 1, S. 2-7.

Palandt, K. (2002): Stiftungshochschulen. Das niedersächsische Konzept, die
Hochschulen auch finanziell selbständig zu machen. In: Das Hochschul-
wesen, Jg. 50/H. 6, S. 202-206.

Palandt, K. (2006): Das Selbstverwaltungsrecht der deutschen Hochschulen
ist nicht verzichtbar. In: Hochschulmanagement, Jg. 1/H. 1, S. 8-12.

Palandt, K. (2009): Stiftungshochschulen. In: Webler 2009. 
Webler, W.-D. (2009): Universitäten am Scheideweg ?! - Chancen und Ge-

fahren des gegenwärtigen historischen Wandels in Verfassung, Selbst-
verständnis und Aufgabenwahrnehmung. Bielefeld.

zielt werden. Wegen der möglichen wirtschaftlichen Ver-
wertung besteht ein Interesse, ihren Gebrauch zu schützen.
(Hier ist nicht Gelegenheit, über die Problematik öffentlich
finanzierter Wissenschaft und deren u.U. privater Verwer-
tung zu diskutieren). Eine Form des Schutzes der Aus- und
Verwertung wissenschaftlicher Ergebnisse besteht in der
Anmeldung von Patenten. 
Sven Wilhelm, Thomas Walter & Malte Brettel untersuchen
in ihrem Beitrag „Publish,  patent  or  perish?“  -  zur  Patentie-
rung  von  Forschungsergebnissen  an  deutschen  Universitä-
ten, welche Anreizsysteme bestehen, um die Anmeldung
von Patenten anzuregen. Die Autoren prüfen und struktu-
rieren systematisch die Möglichkeiten dazu und machen
verstärkt auf immaterielle Möglichkeiten der Anreize auf-
merksam. 

IIn einer Expertentagung hat die DFG-Forschergruppe „Go-
vernance der Forschung” mit Beiträgen der Mitglieder Dr.
Thomas Heinze (Bamberg), Prof. Dr. Dorothea Jansen
(Speyer), PD Dr. Ulrich Schmoch und Dr. Torben Schubert

Einführung  des  geschäftsführenden  Herausgebers  HM

SSeeiittee  2255

SSeeiittee  3311

W.W.

LLiieebbee  LLeesseerriinnnneenn  uunndd  LLeesseerr,,

nicht nur in dieser lesenden Eigenschaft (und natürlich für künftige Abonnements) sind Sie uns willkommen. 
Wir begrüßen Sie im Spektrum von Forschungs- bis Erfahrungsberichten auch gerne als Autorin und Autor. 
Der UVW trägt mit seinen Zeitschriften bei jahresdurchschnittlich etwa 130 veröffentlichten Aufsätzen 
erheblich dazu bei, Artikeln in einem breiten Spektrum der Hochschulforschung und Hochschulentwicklung 
eine Öffentlichkeit zu verschaffen.
Wenn das Konzept  dieser Zeitschrift Sie anspricht - wovon wir natürlich überzeugt sind - dann freuen wir uns 
über Beiträge von Ihnen in den ständigen Sparten 

• Politik, Entwicklung und strukturelle Gestaltung von Leitungskonzepten für Hochschulen und Wissenschaftsein-
richtungen, 

• Organisations- und Managementforschung, 

• Anregungen für die Praxis/Erfahrungsberichte, aber ebenso 
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Aktuelle  Probleme  des  
Hochschulmanagements  im  Rahmen  
der  „deregulierten  Hochschule"

Die  Hochschulen  sind  bundesweit  in  einem  vielschichtigen
Wandlungsprozess  von  einer  staatlichen  Behörde  zu  einem
Dienstleistungsunternehmen,  das  sich  der  Konkurrenz  stel-
len  soll.  Derzeit  arbeitet  ein  Großteil  der  deutschen  Hoch-
schulen  am  Einsatz  neuer  Steuerungsinstrumente  im  Sinne
des  New  Public  Management  bzw.  des  „Modells  der  dere-
gulierten  Hochschule".  Trotzdem  sind  bundesweit  zahlrei-
che  Fragen  der  universitären  Steuerung  noch  nicht  ausdis-
kutiert  und  das  Modell  der  deregulierten  Hochschule  ist
auch  noch  in  keiner  Hochschule  umfassend  umgesetzt.  In
dieser  Situation  verdeutlicht  der  Aufsatz,  welche  Hauptpro-
bleme  noch  zu  lösen  sind  und  formuliert  mögliche  Lösungs-
ansätze.

11..  AAuussggaannggssssiittuuaattiioonn  uunndd  ZZiieellsseettzzuunngg

Deutsche  Universitäten  im  Umbruch  zu  mehr  Autonomie
Bundesweit befinden sich die Universitäten derzeit in be-
deutenden Umstellungsprozessen. Dabei geht es im We-
sentlichen um zwei komplexe Umstellungsprozesse, die die
Belastung der handelnden Akteure häufig gegenseitig ver-
stärken: 
• Zum Einen geht es um die viel diskutierten Konsequenzen

des sog. Bologna-Prozesses (Einführung von Bachelor-
und Master-Studiengängen) mit erheblichen Akzeptanz-
problemen unter den Hochschullehrern und den Studie-
renden.

• Zum Anderen laufen in fast allen Bundesländern Reform-
bemühungen unter den Schlagworten „deregulierte
Hochschule" (Erhardt/Meyer-Guckel/Winde 2008; Mül-
ler-Böling 2000) bzw. „Stärkung der Hochschulautono-
mie" oder „Hochschulfreiheitsgesetz"1, die - vereinfa-
chend gesagt - davon ausgehen, dass die Universitäten
sich zunehmend als konkurrenzfähige Dienstleistungsun-
ternehmen aufstellen sollten. 

Die mit dem Modell der deregulierten Hochschule beab-
sichtigten Veränderungsprozesse stehen im Mittelpunkt
des vorstehenden Aufsatzes. Die vom Stifterverband für die
Deutsche Wissenschaft 2008 veröffentlichten „Leitlinien für
die deregulierte Hochschule" können als eine umfassende
und noch aktuelle Darstellung des Gesamtmodells aufge-
fasst werden (Erhardt/Meyer-Guckel/Winde 2008): Die ge-
nannte Veröffentlichung ist ein Schlussbericht über das seit
2005 von der Heinz Nixdorf Stiftung geförderte Programm
„Die deregulierte Hochschule", an dem fünf Modellhoch-
schulen2 teilnahmen und das unter dem Motto: „Autono-
mie zu Ende denken" stand. 

Das Modell der deregulierten Hochschule als interdiszi-
plinärer Forschungsgegenstand
Obwohl das Modell der deregulierten Hochschule als Teil
des New Public Managements ja gerade zahlreiche be-
triebswirtschaftliche Instrumente (wie das kaufmännische
Rechnungswesen und den Controlling-Ansatz) übernimmt,
hat jedoch die betriebswirtschaftliche Forschung die aktu-
elle Entwicklung an den Universitäten noch wenig beglei-
tet. An der Schnittstelle zwischen Hochschulpolitik, Hoch-
schulrecht sowie Hochschulmanagement existieren in Rela-
tion zur gesellschaftlichen Bedeutung der Hochschulen nur
vergleichsweise wenige Diskussionsbeiträge, die zudem -
außerhalb der überschaubaren wissenschaftlichen Commu-
nity für Hochschulforschung3 - noch kaum rezipiert wur-
den. Ursächlich hierfür dürfte die im Hochschulbereich er-
forderliche interdisziplinäre Forschung sein.4 Dabei ist das
Modell der deregulierten Hochschule gerade auch aus be-
triebswirtschaftlicher Sicht ein hochinteressantes Modell,
das u.E. nach einer differenzierten Fachdiskussion verlangt.
Wegen der enormen gesellschaftlichen Bedeutung der posi-
tiven Weiterentwicklung der deutschen Universitäten er-
scheint es doch besonders wichtig zu sein, dass das mittler-
weile vorliegende Modell der deregulierten Hochschule aus
betriebswirtschaftlicher Sicht von realistischen Annahmen
ausgeht und insgesamt qualitativ hochwertige Gestaltungs-
empfehlungen abgibt. 
Im vorstehenden Aufsatz wird zunächst die bundesweite
Fachdiskussion zu mehr Hochschulautonomie zusammen
gefasst. Anschließend wird die betriebswirtschaftliche Ge-
samtkonzeption des Modells der deregulierten Hochschule
dargestellt und analysiert. Dabei wird insbesondere auf be-
stehende Umsetzungsprobleme eingegangen. Insgesamt
wird mit dem Aufsatz ein Zwischenergebnis aus betriebs-

Ákos BarnaChristian Marettek

1 So das entsprechende nordrhein-westfälische Gesetz. 
2 Die Volluniversitäten Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg, Georg-Au-

gust-Universität Göttingen sowie die Technischen Universitäten Darm-
stadt, Dresden und München.

3 Neben den regelmäßigen Tagungen des Arbeitskreises „Hochschulrech-
nungswesen und Steuern“ der deutschen Universitätskanzler (www.uni-
kanzler.de) oder der „Darmstadt-Kassel-Runde" seien - ohne Anspruch auf
Vollständigkeit - insbesondere folgende wissenschaftliche Institutionen
genannt: Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) in Gütersloh
(www.che.de), Internationales Zentrum für Hochschulforschung Kassel
(www.incher.uni-kassel.de), Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulfor-
schung und Hochschulplanung (www.ihf.bayern.de), Hochschul-Informa-
tions-System (HIS) in Hannover (www.his.de).

4 In Deutschland existiert im Übrigen eine spezielle Betriebswirtschaftsleh-
re für öffentliche Verwaltungen allenfalls in Ansätzen - so dass auch die
bedeutende Verwaltungsart der (im Regelfall öffentlichen) Hochschule
noch kaum Gegenstand der betriebswirtschaftlichen Forschung war.

Entwicklung,  Gestaltung  und  Verwaltung  von
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guter Hochschulführung abzuleiten. Zielsetzung war aus-
drücklich auch, dem System deregulierter Hochschulen
bundesweit zum Durchbruch zu verhelfen (Erhardt/Meyer-
Guckel/Winde 2008, S. 9). 
Charakteristisch für dieses Modell der deregulierten (auto-
nomen) Hochschule ist die Übertragung der Zuständigkeit
für Berufungen der Hochschullehrer von den Wissen-
schaftsministerien an die Hochschulleitungen (Rektorate
bzw. Präsidien). Außerdem wird weitverbreitet das kauf-
männische Rechnungswesen eingeführt – ohne dass aber
im Regelfall die hochschulinterne Steuerung entsprechend
den Anforderungen eines großen Dienstleistungsunterneh-
mens weiterentwickelt wird. Die deutschen Hochschulen
befinden sich nach unserem Eindruck derzeit in einem Um-
stellungsprozess von einer großen staatlichen Einheit (teil-
weise mit dem Charakter einer Behörde) zu einem Dienst-
leistungsunternehmen, ohne dass die betriebswirtschaftli-
chen Steuerungsprozesse an die Bedürfnisse der Entschei-
dungsträger angepasst wurden.

33..  AAnnaallyyssee  ddeess  MMooddeellllss  ddeerr  ddeerreegguulliieerrtteenn
HHoocchhsscchhuullee

3.1  Methodische  Vorgehensweise
Als Basis unserer Beurteilung setzen wir das Oberziel,  die
Leistungsfähigkeit  und  Wirtschaftlichkeit  der  deutschen
Hochschulen  zu  verbessern, als unstrittig an. Es geht also
um die Frage, ob und in welchem Umfang dieses Oberziel
durch die im Modell der deregulierten Hochschule zusam-
mengefassten (überwiegend betriebswirtschaftlichen) In-
strumente tatsächlich gefördert werden kann bzw. welche
Hauptprobleme dabei zu beachten sind und welche Lö-
sungsansätze sich abzeichnen. Die Verfasser sind Betriebs-
wirte, die Praxiserfahrungen aus unterschiedlichen Refor-
muniversitäten repräsentieren und denen es ernsthaft um
eine Weiterentwicklung der Universitäten im Sinne des for-
mulierten Oberziels geht. Bei der betriebswirtschaftlichen
Analyse des Modells der deregulierten Hochschule geht es
zunächst um die Aktualität, Vollständigkeit und Konsistenz
des Modells genau so wie um die Praktikabilität des Mo-
dells unter den gegebenen rechtlichen Verhältnissen. Im
Einzelnen behandeln wir folgende Fragen: 
• Gibt das Modell aktuell und vollständig das Instrumenta-

rium wieder, das die Universitäten als komplexe Dienst-
leistungsunternehmen tatsächlich benötigen (wobei nicht
nur die Leitlinien sondern auch die differenzierteren Er-
läuterungen und Praxisbeispiele im Fließtext einbezogen
werden)?

• Welche Modellelemente haben sich bereits nachweislich
in der Praxis als Instrumente bewährt?

• Bei welchen Leitlinien bzw. Modellelementen steht der
Praxistest noch aus? Welche Modellelemente können
dennoch eine positive Eignung erwarten lassen (d.h. Leis-
tungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der Hochschulen
verbessern)? Was ist dabei zu beachten?

wirtschaftlicher Sicht beabsichtigt, bei dem die besonderen
Herausforderungen herausgearbeitet werden sollen, die in
großen und mittleren Universitäten tatsächlich zu bewälti-
gen sind, sowie mögliche Lösungsansätze zusammenfas-
send dargestellt. Was muss getan werden, damit der erwar-
tete Nutzen - insbesondere im Sinne einer verbesserten
Hochschulsteuerung - tatsächlich auch nachvollziehbar ent-
stehen kann? 

22..  DDaass  MMooddeellll  ddeerr  ddeerreegguulliieerrtteenn  HHoocchhsscchhuullee

Überblick  über  die  bundesweite  Fachdiskussion  zu  mehr
Hochschulautonomie
Die deutschen Hochschulen haben eine große Tradition, die
vielleicht am ehesten durch den Begriff der Gelehrtenrepu-
blik ausgedrückt werden kann. Diese Gelehrtenrepublik
sieht die Hochschule als Ort ausgewiesener Forscher die in
akademischer Freiheit forschen und lehren (Müller-Böling
2000, S. 19). Die jeweiligen Bundesländer sind hauptsäch-
lich für die Hochschulfinanzierung zuständig, welche regel-
mäßig einen beachtlichen Teil der Landeshaushalte bzw.
des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts umfassen (Lanzen-
dorf/Pasternack 2008, S. 48).5 Dies bedeutete bislang in
der Praxis, dass die Landesverwaltungen ihre Hochschulen
nicht zu Unrecht als nachgeordnete Behörden behandelten.
„Die Wissenschaftsministerien übersetzten lange Zeit den
gesellschaftlichen Bildungsauftrag an die Hochschulen
durch die detaillierte Vorgabe von Zielen, Maßnahmen,
Prozessen und Strukturen an Hochschulen" (Erhardt/
Meyer-Guckel/Winde 2008, S. 8). Müller-Böling kritisierte
bereits im Jahr 2000, dass der Staat über eine Flut von Er-
lassen, Verordnungen und Gesetzen in hochschulinterne
Abläufe eingreift und versucht z.B. Blockveranstaltungen zu
untersagen oder Anwesenheitszeiten zu regeln (Müller-Bö-
ling 2000, S. 40). 
Angesichts dieser Verhältnisse setzte sich um die Jahrtau-
sendwende das Konzept der autonomen Hochschule
schrittweise auch in der Hochschulpolitik der Länder durch,
wobei allerdings erhebliche Unterschiede in der bisherigen
Umsetzung zwischen den Bundesländern bestehen. Die in
der Diskussion verlangte stärkere Autonomie der Hoch-
schulen wird auch damit begründet, dass die Hochschulen
ansonsten den Anschluss an die internationalen Spitzen-
hochschulen verlieren. Die Fachdiskussion wurde wesent-
lich geprägt von den Arbeiten von Müller-Böling und dem
von ihm geleiteten Centrum für Hochschulentwicklung
(CHE) in Gütersloh sowie von zahlreichen regelmäßigen
Diskussionsforen der Hochschulleitungen.6 Das gemeinnüt-
zige Centrum für Hochschulentwicklung wurde 1994 von
der Bertelsmann Stiftung und der Hochschulrektorenkonfe-
renz gegründet und versteht sich als eine Reformwerkstatt
für das deutsche Hochschulwesen. Damit wurde auch die
betriebswirtschaftliche Fachdiskussion zur Hochschulauto-
nomie wesentlich durch eine von den Betroffenen selbst ins
Leben gerufene Forschungseinrichtung geprägt - ähnlich,
wie die parallele Reformdiskussion bei den Kommunen in
großen Teilen durch die Kommunale Gemeinschaftsstelle
für Verwaltungsmodernisierung (KGSt) geprägt wurde. 
Der Stifterverband für die deutsche Wissenschaft und die
Heinz-Nixdorf-Stiftung starteten 2005 das Programm „Die
deregulierte Hochschule". Dieses Programm beabsichtigte,
aus den Erfahrungen der Modellhochschulen einen Kodex

5 Zwischen 0,45% (Bayern) und 1,41% (Berlin) des Bruttoinlandsprodukts
des Bundeslandes.

6 Wie den regelmäßigen Tagungen der Hochschulrektorenkonferenz
(www.hrk.de) und der verschiedenen Arbeitskreise der deutschen Univer-
sitätskanzler (z.B. „Hochschulrechnungswesen und Steuern“) oder die re-
gelmäßigen Tagungen der „Darmstadt-Kassel-Runde" um das Internatio-
nale Zentrum für Hochschulforschung Kassel (www.incher.uni-kassel.de).
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Methodisch gehen wir so vor, dass zunächst die wichtigsten
„Leitlinien" dargestellt werden. Anschließend erfolgt eine
kritische Analyse unter Einbeziehung der aktuellen Literatur
zur Hochschulforschung sowie abschließend eine Stellung-
nahme aus betriebswirtschaftlicher Sicht.
Die „Leitlinien" werden vom Stifterverband für die Deut-
sche Wissenschaft in zehn Abschnitten präsentiert; davon
kommentieren wir die betriebswirtschaftlich ausgerichteten
Abschnitte (Erhardt/Meyer-Guckel/Winde 2008, S. 2)
• Organisations-, Leitungs- und Entscheidungsstrukturen,
• Qualitätsentwicklung und -sicherung und
• Finanzmanagement,

die im Folgenden nacheinander diskutiert werden sollen
(während z.B. die „Leitlinien" zur Erhebung von Studien-
beiträgen oder zur erweiterten externen Finanzierung hier
unbearbeitet bleiben).

3.2  Organisations-,,  Leitungs-  und  Entscheidungsstrukturen  
Darstellung  der  wichtigsten  Leitlinien
Zu Organisations-, Leitungs- und Entscheidungsstrukturen
werden in den 2008 veröffentlichten „Leitlinien für die de-
regulierte Hochschule" unter Anderem folgende Empfeh-
lungen  an  die  Hochschulen  gegeben (Erhardt/Meyer-
Guckel/Winde 2008, S. 14):
• „Die Hochschulleitung hat die operative Verantwortung

und ist für die Ressourcenverteilung zuständig. In unkla-
ren Fällen liegt die Zuständigkeitsvermutung bei ihr. Die
Richtlinienkompetenz liegt beim Präsidenten/Rektor. Er
hat die Rechtsaufsicht und ein Weisungsrecht in
grundsätzlichen Fragen von Lehr- und Prüfungsangele-
genheiten."

• „Wahl und Bestellung des Dekans bedürfen der doppel-
ten Legitimation durch Fakultät und Hochschulleitung.
Die Unabhängigkeit der Dekane und die Professionalisie-
rung der Fakultätsleitung werden gestärkt, indem das
Amt des Dekans hauptamtlich für den Zeitraum von meh-
reren Jahren vergeben wird und durch Fakultätsgeschäfts-
führer unterstützt wird."

• „Leitungsfunktionen werden zwar befristet, aber nicht
mehr im kurzfristig rollierenden Turnus wahrgenommen."

• „Das Leitungspersonal der Hochschule entwickelt einen
Führungsstil, der trotz großer Entscheidungsbefugnisse
auf Diskussion und Kommunikation setzt."

Zum Verständnis des Gesamtmodells seien noch ergänzend
folgende Abschnitte zum Zusammenwirken von Staat und
Hochschule zitiert (Erhardt/Meyer-Guckel/Winde 2008, S.
14f.):
• „Die Hochschule entwickelt eine Vision und definiert ihre

langfristigen Ziele. Ein Leitbild ergänzt die Vision um die
zentralen Werte der Hochschule, mit denen sich die
Hochschulangehörigen identifizieren und zu denen auch
das Eingehen von Risiken gehört."

• „Die Hochschule bekennt sich zur strategieorientierten
Führung. Die Leitungsebene trägt die Verantwortung
dafür. Sie unternimmt regelmäßig eine Analyse der Stär-
ken und Schwächen, der Chancen und Risiken der Hoch-
schule und leitet daraus die erforderlichen Veränderungs-
prozesse ab."

• „Im Sinne einer strategie- und zielorientierten Führung
schließt die Hochschule Zielvereinbarungen mit dem Land

ab, die Leistungsvereinbarungen und Mehrjahres-Global-
haushalte enthalten. Das Hauptanliegen einer Zielverein-
barung ist, einen Entwicklungsrahmen für die Hochschule
hinsichtlich Output und Finanzierung zu schaffen. Sie ver-
bindet die hochschulpolitische Vision des Landes mit der
Entwicklungsplanung der Hochschule."

• „Hochschulleitung und Hochschulrat erarbeiten interaktiv
einen gemeinsamen Vorschlag für die Zielvereinbarung
mit dem Land, wobei die Hochschulleitung für die Mit-
wirkung der Organisationseinheiten der Hochschule
sorgt. … Die Hochschule schlägt ein geeignetes Monito-
ring vor, um die Zielerreichung inklusive Kennziffern und
Berichtszeitpunkten zu messen. Die notwendige Kommu-
nikation fördert die gemeinsame Zielorientierung und die
Akzeptanz aufseiten der Universitätsangehörigen."

• „Die Hochschule schafft Voraussetzungen, die für die in-
terne Umsetzung einer zielorientierten Steuerung nötig
sind. Hierzu zählen neben internen Zielvereinbarungen
auch geeignete Modelle der Mittelverteilung für die Or-
ganisationseinheiten der Hochschule sowie eine Leis-
tungs- und Kostenbilanz."

Kritische  Analyse  unter  Einbeziehung  der  aktuellen  Literatur
Gerade die zuletzt zitierten Abschnitte fassen das Gesamt-
modell der deregulierten Hochschule, welches insbesondere
auf (miteinander abgestimmte) externe  und  interne  Ziel-
und  Leistungsvereinbarungen beruht, in charakteristischer
Weise zusammen, ohne allerdings konkrete Hinweise zu
geben, wie das in verschiedenen Ländern vorhandene Ne-
beneinander von formelgebundenen Mittelverteilungen und
verbal ausgerichteten Zielvereinbarungen zusammen geführt
werden sollte.7 Anhand des zuletzt zitierten Abschnitts las-
sen sich auch die Kernprobleme verdeutlichen, die unseres
Erachtens bei der Umsetzung innerhalb der Hochschulen
bestehen: es geht darum, ob und wie die „interne Umset-
zung einer zielorientierten Steuerung" unter den gegebenen
rechtlichen Rahmenbedingungen in der Praxis - vor allem in
einer großen Universität - gelingen kann.
Die „interne Umsetzung einer zielorientierten Steuerung"
umfasst in der derzeitigen Praxis der deutschen Hochschu-
len verschiedene Problemkreise auf der Ebene Hochschul-
leitung - Fakultät sowie auf der Ebene Fakultät - Professur.
Weit verbreitet erfolgt beispielsweise eine formelgebunde-
ne Mittelzuweisung für bestimmte Sachmittel ergänzt
durch (meist fallweise ausgestaltete) Zielvereinbarungen.
Zahlreiche Hochschulen arbeiten außerdem an Formen der
Personalmittelbudgetierung. Die empirische Feststellung
der derzeitigen Praxis sowie erste Feststellungen zur Wirk-
samkeit  von  formelgebundenen  Mittelverteilungen  und
Zielvereinbarungen fasst insbesondere Jaeger (2009)8 zu-
sammen. Außerdem existieren als wichtigste Literaturquel-
len zur internen Budgetierung mittlerweile
• die Handreichung „Hochschulinterne ziel- und leistungs-

orientierte Mittelvergabe" des Kanzlerarbeitskreises
„Leistungsorientierte Mittelvergabe und Zielvereinbarun-
gen„ der Hochschulrektorenkonferenz von April 2006

7 Zu den verschiedenen Formen der Zielvereinbarungen sowie der formelge-
bundenen Mittelverteilungen im Verhältnis Staat - Hochschule vgl. ergän-
zend König 2009a.

8 Jaeger wertet neben eigenen Studien vor allem die Studien von Minssen et
al 2003 sowie Nickel 2007 aus.
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kämpfen, wo allzu oft seit langem keine angemessene
Führungskultur existiert, verschiedene Mitarbeiter nicht
adäquat eingesetzt sind und/oder in die „innere Immigra-
tion” gegangen sind - und wo die Hochschulverwaltung
dennoch jetzt eine hohe Dienstleistungsqualität erbringen
soll. In diesem Bereich lautet also die zentrale Manage-
ment- bzw. Führungsaufgabe (in der Regel beim Kanzler an-
gesiedelt): 
• Wie kann mit den vorhandenen Menschen und begrenz-

ten finanziellen Mitteln eine überdurchschnittliche Ser-
vicequalität erreicht werden, welche auch zur Bindung
führender Wissenschaftler und Studierender beitragen
kann?

Ganz andere betriebswirtschaftliche Probleme haben die
Hochschulen im Hinblick auf die Fakultäten  (ebenfalls Teil-
Betriebe) und Institute: Hier geht es darum, dass den Stu-
dierenden mit begrenzten finanziellen Mitteln eine über-
durchschnittliche Qualität der Lehre angeboten werden soll
- und parallel dazu möglichst Spitzenforschung zu erbringen
ist - wobei die tatsächliche Qualität der erbrachten Leistun-
gen sowohl in der Lehre als auch in der Forschung nur sehr
begrenzt operationalisierbar ist. Außerdem haben die Wis-
senschaftler, die zu einem wesentlichen Teil Beamte auf Le-
benszeit sind, ihre ganz eigenen wissenschaftlichen Interes-
sen und eine häufig hohe intrinsische Motivation - die im
Interesse der Hochschule genutzt werden sollte (und die
häufig negativ beeinflusst werden kann, wenn die Hoch-
schul- oder Fakultätsleitung abweichende Vorgaben oder
Schwerpunkte setzt, ohne entsprechende Überzeugungsar-
beit zu leisten). Die zentrale Management- bzw. Führungs-
aufgabe aus Sicht des Rektorats/Präsidiums kann daher fol-
gendermaßen skizziert werden: 
• Wie kann unter den realen Bedingungen der öffentlichen

Hochschule diese so geführt werden, dass sich die unter-
schiedlichen wissenschaftlichen Einrichtungen im Kon-
kurrenzkampf optimal gemäß der Hochschulstrategie (be-
züglich Lehre und Forschung) weiterentwickeln? 

Die in den Hochschulen vorhandenen Management- bzw.
Führungsprobleme lassen sich unseres Erachtens auch
durch eine noch so ausgeklügelte interne Budgetierung
nicht ausreichend positiv beeinflussen. Vielmehr sollte
überlegt werden, mit welchen Mitteln das Modell der dere-
gulierten Hochschule vervollständigt bzw. noch alltagstaug-
licher gemacht werden könnte. 
Im Modell der deregulierten Hochschule bekommen die
Hochschulleitungen zusätzliche Kompetenzen zugewiesen,
ohne dass jedoch geklärt erscheint, ob und wie die Hoch-
schulleitungen ihre Kompetenzen im Verhältnis zu den de-
zentralen Bereichen der Fakultäten und Institute sachge-
recht umsetzen können. Um es klar zu sagen: Die Hoch-
schulleitungen sollen beispielsweise die Richtlinienkompe-
tenz für die hochschulinterne Ressourcenverteilung erhal-
ten (so die „Leitlinien”). Was nutzt diese Richtlinienkompe-

• die vom selben Kanzlerarbeitskreis herausgegebene
Handreichung „Personalmittelbudgetierung, Empfehlun-
gen zu ihrer Ausgestaltung” von Oktober 2008.

Die Veröffentlichungen des Kanzlerarbeitskreises stellen
insbesondere die Budgetierungsregeln  verschiedener  Pilot-
Hochschulen differenziert dar und analysieren die jeweils
gemachten Erfahrungen. Sowohl die Veröffentlichungen
des Kanzlerarbeitskreises als auch die empirischen Feststel-
lungen von Jaeger gehen inhaltlich und hinsichtlich des Dif-
ferenzierungsgrads weit über die allgemein gehaltenen
„Leitlinien” hinaus. Jaeger analysiert, wie die Instrumente
zur leistungsorientierten Mittelvergabe zur Steigerung von
Effektivität und Effizienz der Leistungserbringung beitragen
können. Bezüglich der Auswirkungen konstatiert er, dass
bislang weder signifikante positive noch bedeutende nega-
tive Effekte zu beobachten sind; als mögliche Ursache wird
der zu geringe Anteil der in die Budgetierung einbezogenen
Mittelvolumina genannt (Jaeger 2009, S. 62; Bogumil/
Heinze 2009, S. 10). 
Die bei den bisherigen Studien zutage getretenen Akzep-
tanzprobleme können nach Auffassung von Jaeger als Hin-
weis gewertet werden, dass eine adäquate Erfassung der
Leistung aus Sicht der Professoren9 mit den derzeitigen Ver-
fahren nicht ausreichend gelingt; so kann z.B. der Lehrerfolg
durch die Kennzahl „Absolventenquote” ähnlich unvollstän-
dig erfasst werden wie die Forschungsleistung durch die
Kennzahl „Drittmittelvolumen” (Jaeger 2009, S. 64).10 Jae-
ger ist zuzustimmen, dass Kennzahlen grundsätzlich allen-
falls für die Bemessung von Teil-Budgets herangezogen wer-
den sollten und Entscheidungen der Leitungsebene durch
Kennzahlen nicht ersetzt werden können (Jaeger 2009, S.
64). Eine realitätsnahe Einschätzung der in den Hochschulen
tatsächlich vorhandenen Führungs- bzw. Managementpro-
bleme formuliert König, wenn er von einem bis heute un-
gelösten  Problem  des  Kontraktmanagements  in  der  hoch-
schulinternen  Steuerung  spricht (König 2009b, S. 15). König
analysiert im Folgenden, dass innovative Verhandlungslö-
sungen, die gegenseitiges Vertrauen, Verständnis und Ver-
zicht auf Maximalpositionen voraussetzt, nur in kleinen Ver-
handlungsgruppen (wie zwischen Hochschulleitung und Mi-
nisterium) gelingen können - während die anschließende
hochschulinterne Umsetzung der Verhandlungsergebnisse
nicht selten mit der fehlenden Akzeptanz in den Fakultäten
und Instituten fertig werden muss. König stellt fest, dass An-
reizsysteme und hierarchische Vorgaben auch demotivieren
können und formuliert als möglichen Lösungsvorschlag für
die „Mehrebenenverflechtung”, dass zuerst hochschulintern
verhandelt und eine Zielvorstellung entwickelt werden soll-
te (die dann in den externen Vereinbarungen verankert wer-
den kann - wie es im Übrigen auch bei Exzellenzanträgen
gängige Praxis ist) (König 2009b, S. 16). 

Betriebswirtschaftliche  Stellungnahme
Eine öffentliche Hochschule stellt aus betriebswirtschaftli-
cher Sicht ein komplexes Konglomerat unterschiedlicher
Teil-Betriebe dar, wobei die betriebswirtschaftlichen Pro-
bleme der verschiedenen Arten von Teil-Betrieben so un-
terschiedlich sind, dass jeweils eine separate betriebswirt-
schaftliche Analyse erforderlich erscheint. 
Die Hochschulverwaltung hat als Teil-Betrieb11 in der Regel
mit den typischen Problemen öffentlicher Verwaltungen zu

9 Nur aus Gründen der Vereinfachung und besseren Lesbarkeit werden im
vorstehenden Aufsatz ausschließlich männliche Bezeichnungen verwendet
- die entsprechenden weiblichen Bezeichnungen sind stets mit gemeint.

10 Zu den Problemen der Leistungsmessung vgl. ergänzend die aktuellen
Beiträge in Kehm/Mayer/Teichler 2008.

11 Bei sehr großen Verwaltungen kann man von mehreren Teil-Betrieben
sprechen.
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tenz in der Praxis, wenn Professoren aufgrund fehlender
Akzeptanz von Vorgaben der Hochschulleitung z.B. nicht
mehr sachgerecht an der mittelfristigen Hochschulentwick-
lungsplanung und an der entsprechenden Strategiebildung
mitarbeiten (was im Ergebnis den Status Quo tendenziell
zementiert). In derartigen Fällen wird das oben genannte
Oberziel, die Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der
jeweiligen Hochschule zu verbessern, mit hoher Wahr-
scheinlichkeit nicht befriedigend erreicht.
Die grundsätzliche Frage, wie die Hochschulleitung einer-
seits und die Fakultäten andererseits konstruktiv zusam-
menarbeiten sollten und wie sich dann die Willensbildung
innerhalb der Fakultäten künftig gestalten sollte, bleibt
durch die „Leitlinien” weitgehend ungeklärt. 
Das System der deregulierten Hochschule kann nur funktio-
nieren, wenn das komplexe, traditionell stark dezentral ori-
entierte Konglomerat „Hochschule” in der Lage ist, eine
realistische, auch  von  den  dezentralen  Fakultäten  und  Pro-
fessoren  akzeptierte  mittelfristige  Strategie autonom zu er-
arbeiten - also ohne dass negative Motivationswirkungen
bei der wissenschaftlichen Basis der Hochschule entstehen.
Das Gelingen einer derartigen Strategieentwicklung erfor-
dert zwangsläufig sehr viel Idealismus auf allen Seiten und
eine vorbildliche Kommunikationsarbeit durch Hochschul-
und Fakultätsleitungen. Ob dies ohne flankierende Maß-
nahmen der Landesgesetzgeber bei der Mehrheit der deut-
schen Hochschulen gelingen wird, erscheint doch eher
zweifelhaft. 
Aus betriebswirtschaftlicher Sicht besteht ein komplexes
mehrstufiges  Verhandlungs-  und  Verteilungsproblem, das
nach unserer Auffassung im Interesse aller Beteiligten (also
sowohl der Hochschulleitung als auch der Fakultäten und
der Hochschullehrer) klarer geregelt werden sollte, als es
bislang der Fall ist. Nach unserer Einschätzung sollten die
Länder den schwierigen Autonomieprozess noch stärker
unterstützen: Die Hochschulen sollten mit diesem Kernpro-
blem nicht alleine gelassen werden - ein auf Dauer beste-
hender, institutionalisierter Machtkampf dürfte viele Hoch-
schulen eher lähmen. So könnten insbesondere die Verant-
wortlichkeiten der Fakultäten wie der Hochschulleitung zur
Erstellung der kurzfristigen sowie der mittelfristigen Pla-
nung differenzierter in den Hochschulgesetzen fixiert wer-
den (einschließlich Abgabeterminen). Entsprechendes gilt
für die Professionalisierung der Fakultätsgeschäftsführun-
gen: dazu könnte überlegt werden, ob nicht ein hauptamt-
licher Dekan, der vielleicht für sechs Jahre gewählt werden
könnte, ab einer bestimmten Fakultätsgröße verpflichtend
vorgeschrieben werden sollte. Die in den „Leitlinien” ent-
haltenen Gestaltungsvorschläge gehen zwar in die richtige
Richtung - reichen unseres Erachtens insgesamt nicht ganz
aus, um das komplexe Verhandlungs- und Verteilungspro-
blem sachgerecht zu regeln.
Nach Abwägung aller Aspekte sollte unseres Erachtens er-
gänzend überlegt werden, ob die Hochschulautonomie
tatsächlich ein geeignetes Mittel für bestimmte  existentiel-
le  Problemstellungen  ist. Das heißt, die Hochschulautono-
mie sollte auch klar definierte Grenzen haben. Wir halten es
für nicht realitätsnah, wenn von den Hochschulen gefordert
wird, dass die langfristige Schwerpunktsetzung in Lehre
und Forschung uneingeschränkt in die autonome Zustän-
digkeit der Hochschulen verlagert wird. Dies kann ja auch
die Schließung von Instituten und Studiengängen beinhal-

ten, so dass ein Präsidium oder gar ein hauptamtlicher
Dekan an seine systemimmanenten Grenzen kommen
muss. Hier könnte eine klare Vorgabe aus dem zuständigen
Wissenschaftsministerium eventuell erforderliche, schmerz-
hafte Anpassungsprozesse wesentlich erleichtern und
unnötige hochschulinterne Konflikte vermeiden. Insoweit
sollte die Hochschulautonomie nach unseren Überlegungen
relativiert und in den Hochschulgesetzen eine entspre-
chend modifizierte Arbeitsteilung festgelegt werden. 
Schließlich überzeugt das Modell der deregulierten Hoch-
schule nach unserer Gesamtbeurteilung noch nicht im Be-
reich der angemessenen  Ausgestaltung  der  Eigentümerrolle
des Landes. Hierzu schlagen wir vor, dass der Kanzler der
Hochschule als ständiger Beauftragter des Landes für finan-
zielle Fragen für mindestens zehn Jahre gewählt werden
sollte. In den „Leitlinien” ist hierzu ein interessanter Struk-
turvorschlag der TU Dresden abgedruckt, der dem Kanzler
darüber hinaus ein Vetorecht in allen Angelegenheiten der
Wirtschafts- und Personalverwaltung zubilligt - der aller-
dings nicht in die offiziellen „Leitlinien” übernommen
wurde (Erhardt/Meyer-Guckel/Winde 2008, S. 55). In diese
Richtung hat sich kürzlich auch Bartholmé (2009, S. 14),
Kanzler der Universität Jena, geäußert: „Den Kanzlern ist
die Aufgabe übertragen, als Beauftragte für den Haushalt
die entscheidende Verantwortung für den wirtschaftlichen
und sparsamen Einsatz öffentlicher Mittel zu übernehmen.
Wie abwegig ist es aber dann, wenn Hochschulkanzler
durch diejenigen, gegenüber denen sie nicht selten auch
unangenehme Entscheidungen zu treffen haben, aus dem
Amt gewählt werden können. In der privaten Wirtschaft
käme kein Unternehmenseigner auf den Gedanken, den Fi-
nanzvorstand von der Belegschaft wählen und abwählen zu
lassen. Leider sehen aber die meisten Hochschulgesetze in
Deutschland diesen Mechanismus vor, häufig sogar ohne
Rückfallposition, so dass im Ernstfall pure Arbeitslosigkeit
droht. Dass dies nicht vernünftig sein kann, die Position der
Kanzler schwächt und sparsames Wirtschaften nicht eben
einfacher macht, brauche ich nicht auszuführen. Eine sicht-
bare Folge ist, dass freie Kanzlerstellen nur noch mit größ-
ter Mühe zu besetzen sind. Hier sind Ideen neuer Steue-
rungsmodelle und von Hochschulautonomie ganz sicher
über das Ziel hinaus geschossen”.
Eine Stärkung der Kanzlerrolle im Machtgefüge der Hoch-
schule könnte nach unserer Einschätzung auch das Risiko
begrenzen, dass Hochschulen durch ambitionierte Berufun-
gen finanzielle Verpflichtungen eingehen, die über ihren fi-
nanziellen Möglichkeiten liegen und für die das Land später
einstehen muss. Nach unserem Eindruck sind in der derzei-
tigen Umbruchsituation von der herkömmlichen Kameralis-
tik zur kaufmännischen Rechnungslegung verschiedene
Hochschulleitungen, die langfristige Berufungszusagen ein-
gehen, kaum in der Lage, die finanziellen  Konsequenzen  zu-
verlässig  abzuschätzen. Hintergrund für diese unbefriedi-
gende Form des „Blindflugs” ist die Tatsache, dass aussage-
kräftige, kontinuierlich fortgeschriebene mittelfristige Pla-
nungen bundesweit noch recht selten existieren (Vernau
2008, S. 189). Ohne fundierte Mittelfristplanungen ist es
nicht möglich abzuschätzen, welche finanziellen Spielräume
im komplexen Konglomerat Hochschule in den Folgejahren
tatsächlich bestehen werden. Eine mögliche Struktur der
mittelfristigen Planungsrechnung zeigt folgende Abbildung
(auf einer hohen Aggregationsebene): siehe Abbildung 1.
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3.3  Qualitätsentwicklung  und  -ssicherung
Darstellung  der  wichtigsten  Leitlinien
Zur Qualitätsentwicklung und -sicherung wird ein Hoch-
schulqualitätsmanagement (HQM) gefordert, zu dem u.a.
folgende Empfehlungen  an  die  Hochschulen  gegeben wer-
den (Erhardt/Meyer-Guckel/Winde 2008, S. 18f.):
• „Gegenstand des HQM in der Hochschule sind drei Auf-

gabencluster: erstens Qualität der Forschung, der Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses und des Wis-
senstransfers, zweitens Qualität der Lehre, des Studiums
und der Weiterbildung und drittens die diese beiden
Kernfelder unterstützende Qualität der Selbstorganisa-
tion, -verwaltung und Hochschulsteuerung.”

• „Die Hochschule betreibt ein integriertes HQM. Sie be-
zieht neben ihren Fakultäten und wissenschaftlichen Ein-
richtungen bei der Hochschulstrategieentwicklung auch
die Verwaltung und die zentralen Betriebseinheiten ein.
Diese sind sich ihrer Dienstleistungsfunktion bewusst und
übernehmen eine förderliche Rolle bei der Entwicklung
einer Qualitätskultur.”

• „Die Hochschule nutzt ihre Autonomieräume zur qua-
litätsvollen Steuerung, indem sie ihre Ressourcen effizient
einsetzt und planvoll kontrolliert. Sie garantiert die Pro-
zessklarheit, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der ge-
wählten Verfahren. Dazu optimiert und kommuniziert sie
insbesondere ihre Kernprozesse wie Immatrikulationen,
Prüfungs- und Berufungsverfahren oder die Flexibilisie-
rung von Personalstrukturen.”

• „Die Hochschule sichert den Erfolg von HQM durch
Transparenz und die Beteiligung aller Hochschulbereiche.
Sie fördert die Akzeptanz der neuen Steuerung durch
konsequente Kundenorientierung (z.B. auch über ein Be-
schwerdemanagement oder regelmäßige Nutzerbefragun-
gen).”

• „Sie ist ergebnisorientiert (bei-
spielsweise vergibt sie Personal-
und Sachressourcen nach Erfolgen
auf der Wirkungsebene) und subsi-
diär organisiert (d.h. sie delegiert
Entscheidungsverantwortung auf
die jeweils zuständigen Einheiten).”

Kritische  Analyse  unter  Einbeziehung
der  aktuellen  Literatur
Zum „Hochschulqualitätsmanage-
ment” zeigt sich eine etwas ambiva-
lente Situation hinsichtlich der vorlie-
genden Literatur: Einerseits existiert
eine intensive Fachdiskussion zur
Qualität  in  der  Wissenschaft mit
gleichnamiger Fachzeitschrift. Hierzu
gehören auch die umfangreichen
Stellungnahmen, wie die Evaluation
von Lehre und Forschung durchge-
führt werden sollte - bis hin zu den
einschlägigen Rankings (z.B. von
CHE). Außerdem führt die Hoch-
schulrektorenkonferenz seit 2007 mit
Unterstützung des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung be-
reits das zweite großangelegte Pro-
jekt zum Thema Qualitätssicherung

bzw. Qualitätsmanagement durch - das zu umfangreichen
Veröffentlichungen geführt hat.12

Andererseits halten sich zahlreiche kritische Stellungnah-
men, die von „Evaluationssucht” sprechen und die gesamte
Entwicklung negativ beurteilen. Beispielhaft sei der aktuelle
Aufsatz der Soziologen Münch/Pechmann (2009, S. 88) er-
wähnt, die ausführlich darstellen, wie die wissenschaftsex-
ternen Evaluationsverfahren die Kreativität und Vielfalt der
Forschung gefährden; die Verfasser kritisieren in diesem Zu-
sammenhang auch die Exzellenzinitiative und die damit ver-
ursachte Zwei-Klassen-Wissenschaft. Hierzu sei noch ange-
merkt, dass das Bonner Institut für Forschungsinformation
und Qualitätssicherung derzeit ein Monitoring der Exzel-
lenzinitiative durchführt, um zu beobachten, wie die Exzel-
lenzcluster und die Graduiertenschulen umgesetzt werden
und welche Wirkungen und Nebenwirkungen auf die Hoch-
schulen zu beobachten sind (Simon 2008, S. 270). Aus be-
triebswirtschaftlicher Sicht interessieren hauptsächlich die
Konsequenzen  der  Qualitätssicherungsproblematik  auf  die
praktische  Führungs-  bzw.  Managementarbeit in den ver-
schiedenen Leitungsebenen. Wie dargestellt soll das „Hoch-
schulqualitätsmanagement” nach dem Konzept der „Leitli-
nien” sowohl die Qualität von Lehre und Forschung als auch
die Qualität der Verwaltung betreuen bzw. optimieren. Hier
ist offensichtlich an eine Stabstelle direkt beim Hochschulrat
gedacht (ähnlich der neutralen internen und externen Qua-
litätssicherungsstellen in anderen Dienstleistungsbereichen
- z.B. der Wirtschaftsprüfung, wo auch aufwändige interne
und externe Peer Reviews durchgeführt werden). 

12 Qualitätsorientierte Hochschulsteuerung und externe Standards, Beiträge
zur Hochschulpolitik 12/2007, Wegweiser 2008 Qualitätssicherung an
Hochschulen, Beiträge zur Hochschulpolitik 5/2008, Aktuelle Themen
der Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung: Systemakkreditierung -
Rankings - Learning Outcomes, Beiträge zur Hochschulpolitik 6/2008.

Abbildung 1
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tierten Machtverteilung innerhalb der Hochschule festge-
stellt, welche nach unserer Einschätzung jedoch eher kon-
traproduktiv zum Oberziel der Leistungsfähigkeit der Hoch-
schule sein dürften, weil häufig bei den Leistungsträgern
(den Wissenschaftler) nachhaltige Akzeptanzprobleme auf-
treten (König 2009a, S. 43; Münch/Pechmann 2009, S. 68). 
Wenn man von der unabhängigen Evaluationsstelle abstra-
hiert, dann sollte unseres Erachtens aus betriebswirtschaft-
licher Sicht noch ergänzt werden, dass die laufende  qua-
litätsorientierte  Führungsarbeit  organisatorisch auf allen
Ebenen durch sehr unterschiedliche Führungskräfte und
durch verschiedene Führungsanstrengungen unterstützt
werden muss: Für die Sicherung der Qualität der Lehre und
die Sicherung der Forschungsqualität müssen insbesondere
in den Fakultäten und Fachgruppen selbständig große An-
strengungen gemacht werden und der wissenschaftliche
Diskurs selbstkritisch geführt werden. Der entsprechende
dialogische Prozess mit den Hochschulleitungen wird ins-
besondere mit den zuständigen Rektoren (Präsidenten)
bzw. Prorektoren (Vizepräsidenten) geführt werden. Dem-
gegenüber ist es Teil der laufenden Managementarbeit des
Kanzlers, seiner Dezernenten und Abteilungsleiter, für eine
Optimierung der Qualität der administrativen Leistungen
der Hochschulverwaltung zu sorgen. Wenn man sich praxis-
nah fragt, was müsste in der Verwaltung geschehen, dass
sie tatsächlich Leistungen von höherer Qualität erbringt,
dann kommt man schnell zur Erkenntnis, dass die soge-
nannten weichen Faktoren wie Teambildung und Führungs-
kultur von hoher Bedeutung sind. Die weichen Faktoren
wie Teambildung und Führungskultur sind entscheidend
dafür, dass ein Dienstleistungsbetrieb dauerhaft überdurch-
schnittliche Leistungen erbringt – darin stimmen die Erfah-
rungen der Praktiker mit den Empfehlungen der jüngeren
Managementliteratur überein. Entsprechend ausführlich
gehen wir an dieser Stelle darauf ein. 
Grundsätzlich sind komplexe Organisationseinheiten dann
besonders leistungsfähig, wenn auf sämtlichen Ebenen eine
Teambildung und  -fführung  in der Weise gelingt, dass die
Teammitglieder (ideale Größe etwa 8-10 Mitglieder) in
einer leistungsorientierten, von gegenseitiger Wertschät-
zung geprägten Arbeitsatmosphäre zusammen arbeiten.
Sachgerechte Teambildung und -führung bedeutet bei einer
Hochschulverwaltung, dass
• auf der Führungsebene der Kanzler mit seinen Dezernen-

ten und den Vertretern der Stabstellen genauso ein derar-
tig leistungsfähiges Team bilden sollte,

• wie jeder Dezernent mit seinen 4–8 Abteilungsleitern
(bezogen auf die Führung der Dezernate) und

• jeder Abteilungsleiter mit seinen etwa 6–15 Mitarbeitern
(bezogen auf die Führung der Abteilungen).

Außerdem bedarf es auf Seiten der Führungskräfte einer
entsprechenden Führungskultur.14 Eine motivierende Men-
schenführung gelingt insbesondere dann, wenn die
Führungskraft:

In diesem Zusammenhang ist das Modell  der  Universität
Zürich  von hohem Interesse, wo bereits seit mehreren Jah-
ren eine derartige unabhängige Evaluationsstelle beim
Hochschulrat unter Leitung eines Professors existiert, der
zudem ein Spezialist für Evaluationsforschung ist (formal
angestellt bei der benachbarten ETH Zürich) und der durch
immerhin 5,8 Vollzeitkräfte bei der systematischen Evalua-
tion unterstützt wird (Weder 2007, S. 20). Der Rektor der
Universität Zürich, Weder, betont einleitend die Bedeutung
der  Autonomie  der Universität (in Zürich seit 1998), die
ihre Angelegenheiten selbständig zu regeln hat. „Die Be-
deutung der Autonomie liegt in der Kongruenz mit dem
Prozess der Wissenschaft. Wissenschaft ist weitgehend ein
selbstgesteuerter Prozess mit einer ausgeprägten Bottom-
up-Dynamik" (Weder 2007, S. 17). Der erste sechsjährige
Evaluationszyklus umfasste rund 115 Projekte, wobei Ende
2006 bereits 70 Projekte abgeschlossen waren (Weder
2007, S. 21). An der Universität Zürich wird regelmäßig ein
ganzheitliches Evaluationsverfahren durchgeführt, das je-
weils Leistungen der Forschung und Lehre ebenso analy-
siert wie Dienstleistungen, Nachwuchsförderung, innere
Organisation und Führung. Die Evaluation vollzieht sich
grundsätzlich in drei Schritten:
• Selbstevaluation (die evaluierten Einheiten halten selbst

Rückschau auf die vergangenen fünf Jahre),
• Fremdevaluation (Besuch durch ein externes Team von

Expertinnen und Experten),
• Bilanzierender Gesamtbericht der Evaluationsstelle (unter

Einbeziehung eigener analytischer Feststellungen).

Nach Vorliegen des Gesamtberichts eröffnet die Univer-
sitätsleitung ein Follow-up-Verfahren, das zur standardisier-
ten Nachbereitung jeder Evaluation dient: Ziel des Follow-
up-Verfahrens ist, dass sich die Universitätsleitung und die
evaluierte Einheit auf Maßnahmen einigen, die aufgrund
der Evaluationsergebnisse sinnvollerweise zu ergreifen sind
(Weder 2007, S. 22). Dieser Prozess mündet in einer Ziel-
vereinbarung, die im Regelfall allerdings keine Direktiven
enthält, sondern meist die evaluierte Einheit auffordert,
Vorschläge zur Lösung bestimmter Probleme zu erarbei-
ten.13 Dieses dialogische  Verfahren  (das zugleich offenbar
von hoher Sachkunde geprägt ist) hat nach Angaben des
Rektors der Universität Zürich zu einer hohen Akzeptanz
der Wissenschaftler geführt und entspricht dem Grundsatz,
dass Entscheidungskompetenz nach Möglichkeit an diejeni-
gen delegiert werden sollte, die am meisten von einer
Sache verstehen - also die betroffenen evaluierten Einhei-
ten selbst (Weder 2007, S. 22f.).

Betriebswirtschaftliche  Stellungnahme
Das Modell der Evaluationsstelle der Universität Zürich
haben wir so ausführlich dargestellt, weil der dialogische
Ansatz die nach unserer Auffassung grundsätzlich  angemes-
sene  hochschulspezifische  Führungsarbeit praxisnah zusam-
menfasst. Dieser dialogische Management-Approach kann
unseres Erachtens nicht nur als charakteristisch sondern
auch als betriebswirtschaftlich  notwendig  für die Leitung
des komplexen Konglomerats Hochschule bezeichnet wer-
den (also gerade auch aus Sicht der Hochschulleitungen
und Fakultätsleitungen). Demgegenüber werden in der
deutschen Fachdiskussion zur deregulierten Hochschule
immer wieder Tendenzen einer stärker hierarchisch orien-

13 In den Zielvereinbarungen mit akademischen Einheiten ging es um Intensi-
vierung der Forschungsleistung, Profilbildung, Nachwuchsförderung usw.

14 Die Literatur zu angemessenem Führungsverhalten hat gerade in den
letzten Jahren wichtige Beiträge geliefert, die bislang noch kaum von den
Hochschulen wahrgenommen wurden. Einen Überblick über angemesse-
ne, situative Führungstechniken geben insbesondere Baldegger 2005,
Blanchard et al. 2008, Vroom 2003.
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• das von den Mitarbeitern Geforderte zunächst glaubwür-

dig selbst erbringt,
• klare Entscheidungen trifft und diese auch in der Lage ist,

auf konstruktive Weise durchzusetzen,
• für einen fairen Interessenausgleich unter den Mitarbei-

tern sorgt,
• die Mitarbeiter entsprechend ihrer Kompetenzen einsetzt

und
• sich – wenn notwendig – auch in angemessener Form vor

seine Mitarbeiter stellt.

Zwangsläufig gelingt das nur, wenn die Führungskraft selbst
weder in ihren fachlichen noch den sozialen Kompetenzen
überfordert ist und auch die nötige Entscheidungsfreude
beim Anpacken neuer Herausforderungen mitbringt. Diese
Anforderungen gelten nicht nur für die Kanzler und Dezer-
nenten, sondern in abgemilderter Form auch für die Abtei-
lungsleiter. Erlebte Führungskompetenz kann von den Mit-
arbeitern anhand von Entscheidungen, die sich im Nachhin-
ein als richtig im Interesse des Ganzen erweisen, nachvoll-
zogen werden. Derart erlebte Führungskompetenz lässt erst
die Autorität entstehen, die erforderlich ist, um im komple-
xen Machtgefüge der Verwaltungen trotz des öffentlichen
Dienstrechts konstruktive Veränderungen durchzusetzen.
Hinsichtlich Teambildung und Führungskultur ist ergänzend
auf die modernen Instrumente der Personalführung (z.B. re-
gelmäßige Zielvereinbarungen mit jährlichen Beurteilun-
gen) hinzuweisen. Durch die Führungskultur sollte die Be-
reitschaft, Verantwortung z.B. für einen Budgetbereich zu
übernehmen (was nicht selbstverständlich ist) systematisch
gefördert bzw. belohnt werden; hierbei können auch die er-
weiterten Möglichkeiten des neuen TVöD genutzt werden.
Zum Themenkreis „Erhöhung der Leistungsfähigkeit bzw.
Qualität" gehört auch der immer wieder auftauchende Vor-
wurf gegen „New Public Management", dass dieses zu einer
nicht sachgerechten Ökonomisierung des Wissenschaftsbe-
triebs führt. An dieser Stelle kann nur angedeutet werden,
dass eine einseitige Konzentration auf manche Instrumente
des „New Public Managements" nicht unbedingt den Er-
kenntnissen der jüngeren Managementlehre und -praxis
entsprechen.15 Zur Klarstellung daher noch ein Plädoyer  zu
mehr  Realitätsnähe  im  Hochschulmanagement  (auch wenn
es manche Diskussionsteilnehmer, die zurecht gegen eine
falsche Ökonomisierung der Wissenschaft wettern, überra-
schen dürfte): Verantwortungsbewusste Betriebswirte - die
schließlich dem Oberziel der Leistungsfähigkeit und Wirt-
schaftlichkeit der Hochschule gerecht werden müssen -
müssen ihr Managementhandeln wie auch das hochschulin-
terne Berichtswesen kontinuierlich an die vielschichtige
Hochschulrealität anpassen. Zur Hochschulrealität gehört
im Übrigen, dass die Qualität von Lehre und Forschung nur
begrenzt operationalisierbar bzw. messbar ist.16 Das wirk-
lich Innovative lässt sich nicht organisieren - und braucht
entsprechende Freiräume (Nassehi 2009). Demgegenüber
ist die Qualität der meisten Verwaltungsleistungen (z.B.
Richtigkeit und Schnelligkeit der Verbuchung eines einge-
henden Zuschusses) eindeutig messbar. 
Wir sprechen uns damit ausdrücklich gegen eine einseitige
Orientierung der Führungsarbeit am Messbaren aus, weil
damit die besonderen Gesetzmäßigkeiten des Wissen-
schaftsbetriebs nicht vollständig erfasst werden können.
Dies gilt auch für das hochschulspezifisch zu gestaltende in-

terne Berichtswesen. Ansonsten sind die einfachsten
Grundsätze des betriebswirtschaftlichen Controllings - das
immer die komplexe Realität angemessen abbilden muss -
nicht erfüllt. Nach der hier vertretenen Auffassung darf
nicht vergessen werden, dass die tatsächlichen wissen-
schaftlichen Leistungen nicht durch das Drittmittelvolumen
oder irgendwelche Publikationsdaten, sondern hochschu-
lintern durch die jeweilige wissenschaftliche  Community
bewertet werden sollte (Bartholmé 2009, S. 6). Diese hoch-
schulinterne Diskussion, die natürlich alle verfügbaren
Daten zusätzlich einbezieht (einschließlich von Evaluations-
ergebnissen), stellt eine ausgesprochen anspruchsvolle
Kommunikations- und Managementaufgabe dar. 
Im Hinblick auf das angemessene  hochschulinterne  Con-
trolling  und  Berichtswesen  ist festzuhalten, dass über sämt-
liche Qualitätsindikatoren natürlich trotzdem objektiv und
kontinuierlich berichtet werden muss - parallel zu den
quantitativen Daten und den ökonomischen Daten, ohne
dass aber voreilige Schlüsse gezogen werden dürfen. Wir
werden weiter unten das angemessene Hochschulcontrol-
ling zusammenfassend darstellen.

3.4  Finanzmanagement
Darstellung  der  wichtigsten  Leitlinien
Zum Finanzmanagement werden u.a. folgende Empfehlun-
gen  an  die  Hochschulen  ausgegeben (Erhardt/Meyer-
Guckel/Winde 2008, S. 28):
• „Die Hochschule ist kein „Wirtschaftssubjekt" im ökono-

mischen Sinn, aber sie ist wie dieses von den Prinzipien
Zielorientierung, Autonomie, Rationalität und Wirtschaft-
lichkeit geprägt. Sie nutzt die sich aus dem Rechnungswe-
sen, der Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) und den
Wirtschaftsplänen ergebenden, aktuellen Informationen
zur internen Steuerung."

• „Ihren dezentralen Einrichtungen soll die Hochschule die
Budgetmittel zu eigener Bewirtschaftung ohne einengen-
de Vorgaben zuweisen."

• „Um die Umsetzung ihrer Entwicklungsplanung finanziell
zu unterlegen, soll die Hochschule Strategiefonds einrich-
ten."

• „Der doppischen Buchführungsmethode ist gegenüber
der kameralen aufgrund ihrer Ergebnisorientierung der
Vorzug zu geben."

• „Die KLR liefert als Instrument der internen Rechnungsle-
gung den Entscheidungsträgern in der Hochschule die für
die Steuerung relevanten Informationen. Sie ist auf die
Steuerungsbedürfnisse der jeweiligen Hochschule zuge-
schnitten."

Die „Leitlinien" sprechen sich darüber hinaus im begrün-
denden Fließtext ausdrücklich für eine differenzierte  Kos-
tenträgerrechnung  aus und stellen zugleich die Notwendig
der Trennung der Aktivitäten in Lehre und Forschung her-
aus (was an vielen Hochschulen durchaus strittig diskutiert
wird): „Zur Frage der Zuordnung von Kosten zu Kostenträ-

15 Dieses interessante Thema, wie wissenschaftliche „Moden" in einer Teil-
Wissenschaft durch (teilweise einseitige oder veraltete) Rezeption einer
anderen Teil-Wissenschaft entstehen, werden wir an anderer Stelle ver-
tiefen.

16 Zur Qualität der Lehre ist aus unserer Sicht vereinfachend zu sagen, dass
diese sich teilweise durch recht aussagekräftige Indikatoren ausdrücken
lässt, während dies für die Qualität der Forschung nur sehr begrenzt gilt.
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gern haben die am Projekt beteiligten Hochschulen sich
eindeutig dafür entschieden, durch Etablierung der Kosten-
trägerrechnung auf Ebene der Lehr- und Forschungseinhei-
ten eine möglichst präzise, aber auch einfach zu handha-
bende Zuordnung von Kosten zu Kostenträgern zu errei-
chen. Diese Zuordnung entstand aus der Überlegung, dass
an einer Hochschule Forschung und Lehre zwar immer mit-
einander verbunden sind, aber bei der Betrachtung hin-
sichtlich Kosten und Leistungen die Möglichkeit bestehen
muss, besonders im Forschungsbereich, den hochschul-
und fächerspezifischen sowie temporären Ausprägung
Rechnung zu tragen. Die Ebene der Lehr- und Forschungs-
einheiten erlaubt eine hinreichend präzise Betrachtung und
auch Trennung der Aktivitäten in Forschung und Lehre
ohne gleichzeitig so detailliert zu werden, dass eine Steue-
rung des Unternehmens Hochschule unmöglich wird“ (Er-
hardt/Meyer-Guckel/Winde 2008, S. 124).

Kritische  Analyse  unter  Einbeziehung  der  aktuellen  Literatur
Das Finanzmanagement war bislang der einzige hier rele-
vante Bereich, wo die Fachdiskussion der letzten Jahre auch
durch Betriebswirte nennenswert beeinflusst wurde. Wir
fassen zunächst die Fachdiskussion zum externen  Rech-
nungswesen  der deutschen Hochschulen knapp zusammen.
Am Anfang der Entwicklung standen konzeptionelle Arbei-
ten zur Hochschulrechnungslegung, vor allem von Küpper
und Kronthaler, die ein deutlich vom HGB abweichendes
Modell entwickelt haben (Kronthaler 1999; Küpper 2002).
Dieses Konzept eines fünfteiligen Rechnungssystems aus Fi-
nanzrechnung, Vermögensrechnung, Vermögensände-
rungsrechnung, Kosten- und Leistungsrechnung und Inve-
stitionsplanungsrechnung basiert zu wesentlichen Teilen
auf dem kostenrechnerischen Konzept einer zweckneutra-
len Grundrechnung nach Riebel (Heiling 2007, S. 66f.; Rie-
bel 1990; Marettek 1995, S. 70f.).
Dieses Modell beeinflusste allerdings kaum die erste große
Umstellungswelle  auf  das  kaufmännische  Rechnungswesen
in den Bundesländern Niedersachsen, Hessen und Ham-
burg. In allen drei Ländern wurden eng verwandte Konzep-
te des externen Rechnungswesens umgesetzt, die im Ver-
gleich zum Modell von Küpper eine wesentlich engere
HGB-Nähe besitzen. Regelmäßig werden Bilanz, Gewinn-
und Verlustrechnung, Anhang und Lagebericht erstellt.
Auch im Saarland und in mehreren Hochschulen von
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz sind mittlerweile
ähnliche Konzepte wie in den niedersächsischen, hessi-
schen und hamburgischen Hochschulen realisiert. Nach-
dem jetzt auch noch Nordrhein-Westfalen als größtes Bun-
desland ein vergleichbares Konzept für das kaufmännische
Rechnungswesen der Hochschulen vorgelegt hat, kann
nach unserer Einschätzung zusammenfassend festgestellt
werden, dass in Einzelfragen zwar noch zahlreiche Unter-
schiede zwischen den Ländern bestehen, dass sich jedoch
das ursprünglich niedersächsische, eng am HGB orientierte
Bilanzierungskonzept für Hochschulen weitgehend durch-
gesetzt hat. 
Die in Einzelfragen noch bestehenden Unterschiede zwi-
schen den Ländern zeigt Heiling (2007, S. 64) exemplarisch
am Vergleich der Jahresabschlüsse der Universitäten Darm-
stadt, Göttingen und Heidelberg. Außerdem analysiert Hei-
ling die (erheblichen) Unterschiede in der Rechnungslegung
zwischen einer deutschen Universität (Heidelberg) und
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einer amerikanischen Universität (University of Illinois), die
hauptsächlich durch die unterschiedlichen Rechtssysteme
bedingt sind. Während in Deutschland die Rechtsform und
das jeweilige Landesrecht für die Rechnungslegung ent-
scheidend sind, besteht in den USA eine bundesweit ein-
heitliche Rechnungslegung, die von dem unabhängigen
Standardsetter GASB (Governmental Accounting Standards
Board) seit mehr als hundert Jahren kontinuierlich weiter-
entwickelt wurde und von allen öffentlichen Hochschulen -
unabhängig von ihrer Rechtsform - anzuwenden ist.17 Hei-
ling (2007, S. 249) ist zuzustimmen, wenn er die fehlende
bundesweite Vereinheitlichung bedauert, was Vergleiche
wesentlich erschwert (als Beispiel wird insbesondere die
fehlende Bilanzierung des Immobilienvermögens in Heidel-
berg genannt).
In den Jahren 2008 und 2009 standen in den hochschul-
spezifischen Fachdiskussionen Fragen  des  internen  Rech-
nungswesens im Mittelpunkt, die insbesondere durch zu-
sätzliche EU-Anforderungen veranlasst wurden. Gemäß des
zum 1. Januar 2009 in Kraft getretenen EU-BBeihilferahmens
(Europäisches Wettbewerbsrecht) müssen alle öffentlich fi-
nanzierten Einrichtungen das interne Rechnungswesen so
organisieren, dass wirtschaftliche Tätigkeiten und nichtwirt-
schaftliche Tätigkeiten klar voneinander getrennt werden
können. Hieraus resultiert das aktuelle Top-Thema in vielen
Hochschulverwaltungen, das meist unter dem Begriff der
„Trennungsrechnung" diskutiert wird. Die Universitäten
müssen jederzeit nachweisen können, dass sie im Bereich
ihrer wirtschaftlichen Tätigkeiten, also insbesondere in der
Auftragsforschung und bei Weiterbildungsangeboten, keine
öffentlichen Mittel subventionierend einsetzen, sondern
kostendeckende Erlöse realisieren (Bartholmé 2009, S. 4).
Die Forderung nach kostendeckenden Erlösen beinhaltet
im Grunde die Forderung nach einer Kostenträgerrechnung
auf Vollkosten-Basis - mit den Projekten, den Studiengän-
gen und der Basisforschung als Kostenträgern, denen die
vollen Personalkosten (überwiegend auf Zeit-Basis) sowie
alle Gemeinkostenbestandteile (einschließlich Abschrei-
bungen) zuzurechnen sind.18

Die andere Verschärfung des EU-Rechts entsteht durch das
7.  Forschungsrahmenprogramm, nach dem ab 1. Januar
2010 für geförderte Projekte nur noch ein reduzierter pau-
schaler Gemeinkostensatz gezahlt wird, wenn die Antrag-
steller nicht in der Lage sind, Projekte auf Basis der tatsäch-
lich entstandenen Vollkosten abzurechnen. Für die tatsäch-
lich entstandenen Vollkosten des Projekts müssen grund-
sätzlich Zeitaufschreibungen als Basis der Zuordnung von
Personalkosten zugrunde gelegt werden. Zusätzliche Pro-
bleme entstehen auch dadurch, dass in den meisten Hoch-

17 Das GASB Statement No. 35 („Basic Financial Statements - and Manage-
ment´s Discussions and Analysis - for Public Colleges and Universities",
GASB S 35), welches 1999 erlassen wurde, ist die wichtigste Grundlage
für die Rechnungslegung aller öffentlichen Hochschulen (während das Fi-
nancial Accounting Standards Board FASB zuständig für die Rechnungsle-
gung der Not-for-Profit-Hochschulen und der gewinnorientierten Hoch-
schulen ist). Diese US-amerikanische Rechnungslegung führt im Fall der
University of Illinois dazu, dass z. B. auch die Tätigkeiten des Studenten-
werks sowie mehrerer rechtlich selbständiger Betriebe als Hochschulser-
vicebetriebe in den „Landesbetrieb" integriert werden; vgl. Heiling 2007,
S. 238f.

18 Interessanterweise hat der Europäische Gerichtshof im Urteil vom
20.06.2002, C-287/100, entschieden, dass zwischen der Auftragsfor-
schung und der Lehre kein direkter Bezug besteht und somit das Argu-
ment einer Kuppelproduktion in diesem Bereich nicht tragfähig ist, vgl.
auch Rupp 2008. 
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festgestellt, dass die „Management Attention" der Hoch-
schulleitung nicht in dem Maß auf das Projekt zur Ein-
führung des kaufmännischen Rechnungswesens ausgerich-
tet war, wie es erforderlich gewesen wäre. 
In diesem Kommunikationsprozess müssen die verschiede-
nen „Welten" von Lehre, Forschung und Ökonomie in
einem Berichtswesen vereint werden (was ein Umgehen
mit neuen Instrumenten durch verschiedene Entschei-
dungsträger und teilweise auch einen Bewusstseinswandel
erforderlich macht). Außerdem ist das kaufmännische Rech-
nungswesen bislang in Hochschulen häufig als etwas „Zu-
sätzliches" eingeführt worden, was nur einzelne Bilanzie-
rungsexperten interessiert hat. Teilweise sind sogar die
Standardprozesse in den Hochschulverwaltungen nur unzu-
reichend an das kaufmännische Rechnungswesen angepasst
worden, so dass z.B. Doppelverarbeitungen notwendig
wurden. Jedenfalls hat sich gezeigt, dass die erstmalige Er-
stellung von Bilanzen und Jahresabschlüssen häufig eine ge-
wisse Dominanz innerhalb der Hochschulprojekte gewann
(ähnlich wie auch bei der Doppik-Umstellung in anderen
öffentlichen Bereichen) - und dass die Erarbeitung eines be-
darfsgerechten Planungs- und Berichtswesens - also ein
wirksames Controllingsystem - leider meist vernachlässigt
wurde. Im Ergebnis hat die universitätsinterne Akzeptanz
des kaufmännischen Rechnungswesens dadurch teilweise
gelitten, weil die universitären Entscheidungsträger nicht
mit spürbar besseren Steuerungsinformationen im operati-
ven und strategischen Geschäft ausgestattet wurden. 
Ein derartiges Berichtswesen ist für die Umsetzung der
hochschulinternen Autonomie von großer Bedeutung. In
der Praxis kann hierdurch ein Bewusstseinswandel unter-
stützt werden - weg von der Anspruchshaltung, resultie-
rend aus den gemachten Berufungsvereinbarungen, hin zu
einem verantwortlichen Umgehen mit den zur Verfügung
gestellten Ressourcen unter Einhaltung von gemeinsam
(zwischen Hochschulleitung und Fakultät/Professur) ausge-
handelten Budgets. Um diesen Anforderungen Rechnung
zu tragen, wäre es denkbar, dass zwischen der Hochschul-
leitung und den Fakultäten ein Fakultätsbudget verhandelt
wird (einschl. Budgets für vakante Lehrstühle) aus dem
dann aber auch die Berufungszusagen für die vakanten
Lehrstühle mit finanziert werden. 
Auch die in vielen Fällen noch weitestgehend kostenlos zur
Verfügung gestellten Flächen sind unter dem Gesichtspunkt
der knappen Ressourcen zu bewerten und in die Verhand-
lungen mit den Fakultäten einzubeziehen. 
Das hochschulspezifische Rechnungs- und Berichtswesen
ist in besonderem Maße auf die unterschiedlichen Anforde-
rungen der verschiedenen Zuschussgeber auszurichten:
Während die EU-Kommission zunehmend die Anforderun-
gen einer Kostenträgerrechnung auf Vollkosten-Basis vor-
gibt, sind für die meisten Landesmittel und -zuschüsse ge-

schul-Kostenrechnungen aus Datenschutz- und Personal-
vertretungsgründen keine Ist- sondern Norm-Personalko-
sten auf die Projekte verrechnet werden. Außerdem fehlen
in den Hochschul-Kostenrechnungen bislang meist Versor-
gungslasten und Beihilfen für Beamte, die häufig zentral
beim Land verbucht werden und teilweise durch einen pau-
schalen Zuschlag ersetzt werden. Bei Nichtbeachtung der
EU-Vorschriften drohen finanzielle Einbußen: „Reduzierte
pauschale Gemeinkosten, verbunden mit einem Fördersatz
von 75% der Projektkosten und Nichterstattungsfähigkeit
der Umsatzsteuer heißt aber, eigenes Geld zu dem Projekt
noch hinzulegen zu müssen" (Bartholmé 2009, S. 5).
Nach den verschiedenen Literaturstimmen dürften die oben
dargestellten „Leitlinien" in den Hochschulverwaltungen
mittlerweile weitgehend unstrittig sein. Allerdings wird in
der Praxis in zahlreichen Hochschulen immer noch kontro-
vers diskutiert, wie die Hochschulmitglieder dazu gebracht
werden können, die von der EU implizit geforderten Zeit-
aufschreibungen zu erstellen. 

Betriebswirtschaftliche  Stellungnahme
Aus betriebswirtschaftlicher Sicht sollten die Hochschulen
unseres Erachtens darauf achten, dass das HGB-orientierte
externe Rechnungswesen in zweifacher Weise hochschul-
spezifisch  zu  ergänzen  ist:
• Zum Einen sollte das externe Rechnungswesen (aus Bi-

lanz, Gewinn- und Verlustrechung und Anhang) um einen
wirklich bedarfsgerechten, hochschulspezifischen Lagebe-
richt ergänzt werden, in dem alle wichtigen Informatio-
nen über die künftige Entwicklung der Hochschule - gera-
de auch zu Lehre und Forschung - sachgerecht dargestellt
werden sollten. Die Praxis zeigt hierzu, dass es vielen
Hochschulen noch nicht gelungen ist, eine optimale
Kombination von Lehr- und Forschungsinformationen mit
ökonomischen Informationen unter Berücksichtigung der
erforderlichen Konzentration auf das Wesentliche zu erar-
beiten.

• Zum Anderen sollte ein internes Rechnungs- und Be-
richtswesen geschaffen werden, welches qualitative und
quantitative Leistungsinformationen zu Lehre und For-
schung mit ökonomischen Daten der Kostenrechnung so
kombiniert, dass die verschiedenen Informationsbedürf-
nisse der Professoren, Fakultäten, des Rektorats sowie der
Verwaltungsbereiche erfüllt.19

Der zuletzt genannte Bereich des hochschulinternen Be-
richtswesens, der betriebswirtschaftlich unter dem Control-
ling-Begriff20 zusammengefasst werden kann, ist nach un-
serem Eindruck in den meisten deutschen Hochschulen
noch nicht bedarfsgerecht entwickelt - auch in denjenigen
Hochschulen noch nicht, die schon seit Jahren das kauf-
männische Rechnungswesen (als externes Rechnungswe-
sen) verwenden. 
Diese bundesweit in Hochschulen feststellbare Tendenz hat
verschiedene Ursachen. Einerseits ist das interne Planungs-
und Berichtswesen so etwas wie eine „Kür" (im Vergleich
zum externen Rechnungswesen mit dem Jahresabschluss
als eine „Pflicht" gemäß der Landesvorgaben). Andererseits
ist für ein bedarfsgerechtes Berichtswesen ein anspruchs-
voller (und auch zeitraubender) hochschulinterner Kommu-
nikationsprozess notwendig. Katrin Vernau (2008, S. 191)
hat als Kanzlerin der Universität Hamburg rückblickend

19 Interessanterweise entspricht die von uns verlangte Parallelität von quali-
tativen, quantitativen Informationen durchaus den (berechtigten) Forde-
rungen der älteren Literatur (insbesondere Küpper 2002 und Kronthaler
1999).

20 Controlling bedeutet hier eine laufende planungs- und kontrollorientier-
te Koordinations- und Berichtsarbeit, die dazu dienen soll, dass die vor-
gegebenen Ziele in allen Bereichen der Hochschule kontinuierlich er-
reicht werden. Das Controlling kann vereinfachend gegliedert werden in
Planungswesen, Kosten- und Leistungsrechnung (als Instrument der Da-
tenbereitstellung) und Berichtswesen, (Marettek/Hellenbrand/Detemple
2009, S. 526).
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nauso wie z.B. für DFG-Mittel weiterhin zahlungsorientier-
te Abrechnungen bzw. rechnerische Verwendungsnachwei-
se zu erfüllen. Damit beinhaltet das Hochschulrechnungs-
wesen die Notwendigkeit, parallel  nebeneinander  - und
ausgerichtet auf die verschiedenen „Fördertöpfe" bzw.
Fonds -
• kostenrechnerisch ausgerichtete Daten und
• zahlungsorientierte Daten,
• neben den Bilanz- und GuV-bezogenen Daten bereitzu-

stellen.

Für den monetären Teil des Berichtswesens einer Fakultät
sei hier zur Veranschaulichung einen charakteristischen
Plan-IIst-VVergleich (Teil eines hochschulspezifischen Mo-
nats- oder Quartalsbericht) für die wichtigsten Einnahme-
und Ausgabearten dargestellt. Dieselbe hochschulspezifi-
sche Berichtslogik trifft in angepasster Form aber auch auf
alle anderen Verantwortungsbereiche der Hochschule zu,
z.B. für die Professuren, jedes einzelne Projekt, einzelne
Verwaltungsbereiche, andere zentrale Einrichtungen sowie
aggregiert auch für die Hochschule insgesamt (siehe Abbil-
dung 2).

Derartige Standardberichte sollten sowohl zahlungsorien-
tiert als auch ertrags- und aufwandsbezogen bzw. erlös- und
kostenorientiert zur Verfügung stehen. Das Standardbe-
richtswesen sollte durch ein integriertes ERP-System be-
dient werden, um den Verbuchungsaufwand zu begrenzen.
Insbesondere für das Drittmittelmanagement sind umfang-
reiche Standardauswertungen einzurichten. Für die ver-
schiedenen Ebenen bzw. Verantwortungsbereiche (z.B. jede
Professur, jede Fachgruppe/Department und jede Fakultät)
sollten sich mit einer Berichtsfunktionalität („Klammerfunk-
tion") alle zugehörigen Kostenstellen und Kostenträger (ins-
besondere Drittmittelprojekte) aggregiert darstellen lassen. 
Ergänzend zu den ressourcenorientierten Daten sollen im
zukünftigen Berichtswesen der Fakultäten aber auch aus-
führliche mengen- und qualitätsbezogene Daten informativ
bereitgestellt werden (z.B. Studierendenzahlen, Absolven-
ten, Doktoranden, Habilitanden usw.).

44..  ZZuussaammmmeennffaasssseennddee  WWüürrddiigguunngg

Im Rahmen des Modells der deregulierten Hochschule sind
bundesweit zahlreiche Fragen der universitären Steuerung
noch nicht vollständig bzw. befriedigend gelöst oder/und
nicht umfassend umgesetzt. Die verstärkte Hochschulauto-
nomie ist bislang eine Autonomie  der  Hochschulleitung  im
Verhältnis zum zuständigen Wissenschaftsministerium.
Nach dem Modell der deregulierten Hochschule sollen
künftig die Hochschulen - vereinfachend gesagt - selbst für
einen großen Teil der strategischen Weiterentwicklung in
Lehre und Forschung (und die damit verbundenen hoch-
schulinternen Verteilungsentscheidungen) Verantwortung
übernehmen. Damit eine derartige Hochschulautonomie
jedoch überhaupt konstruktiv gelebt werden kann, fehlen
bislang häufig wichtige hochschulinterne Voraussetzungen.
Das komplexe mehrstufige  Verhandlungs-  und  Verteilungs-
problem  sollte in den Hochschulgesetzen noch klarer gere-
gelt werden, als es bislang der Fall ist (z.B. hinsichtlich der
konkreten Verantwortlichkeiten der Fakultäten und der
Hochschulleitung im Hinblick auf konkrete Planungsprozes-
se sowie hinsichtlich des erforderlichen hauptamtlichen Fa-
kultätsmanagements). 
Außerdem gelingt der außerordentlich anspruchsvolle
Kommunikationsprozess zwischen Hochschulleitung und
Fakultäten bzw. Professoren meist  nicht  rechtzeitig  genug,
damit alle Ebenen in die Verhandlungen über die nächste
Ziel- und Leistungsvereinbarung mit dem Land einbezogen
werden könnten. Trotz der erforderlichen schwierigen Ent-
scheidungen über Schwerpunkte in Forschung und Lehre
sollten die Hochschulleitungen den Fakultäten sowenig
hierarchische Vorgaben machen wie möglich. Vielmehr
geht es um einen anspruchsvollen hochschulinternen Wis-
senschaftsdialog, der stets nach dem Grundsatz geführt
werden sollte, dass Entscheidungskompetenz nach Mög-
lichkeit an diejenigen delegiert werden sollte, die am meis-
ten von einer Sache verstehen - also an die dezentralen Ein-
heiten selbst. Andernfalls geht die Akzeptanz der Hoch-
schullehrer verloren, was mittelfristig fast immer negative
Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit der Hochschule
haben dürfte.

C.  Marettek  &  Á.  Barna  Aktuelle  Probleme  des  Hochschulmanagements  im  Rahmen  der    ...HM

Abbildung 2
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11..  KKoommppeetteennzzeenn 

KKonflikte zwischen Hochschulräten und akademischen
Selbstverwaltungsgremien werden erst dann wahrscheinlich,
wenn der Hochschulrat auch tatsächlich über Kompetenzen
verfügt, die er gegen den Willen der Selbstverwaltungsgre-
mien umsetzen kann. Hat ein Hochschulrat hingegen keine
oder nur geringe Kompetenzen, dann ist auch mit einem
deutlich niedrigeren Konfliktniveau zu rechnen. Eine Er-
klärung für die wenigen Konflikte könnten also in der Kom-
petenzausstattung der Hochschulräte zu finden sein. Die
Kompetenzen der Hochschulräte werden aufgrund einer
Analyse ihrer Beteiligung an zentralen Sach- und Persona-
lentscheidungen gemessen. Eine maßgebliche Beteiligung
wird immer dann angenommen, wenn der Hochschulrat
mindestens über ein wirksames Veto verfügt, also eine Ent-
scheidung zumindest verhindern kann. Die Summe der Ve-
topositionen wird dann durch die Anzahl der gesetzlich ge-
regelten Sach- bzw. Personalentscheidungen geteilt. Der
Hochschulrat jedes Bundeslandes erhält so für beide Berei-
che einen Wert zwischen 0-1 zugeordnet.
Für die Sachkompetenzen wurden in den Landeshochschul-
gesetzen die Regelungen zu den Ziel- und Leistungsverein-
barungen, den Struktur- und Entwicklungsplänen, der Bil-
dung, Änderung und Schließung von Organisationseinhei-
ten, der Bildung, Änderung und Schließung von Stu-
diengängen, der Erlass und die Änderung der Grundord-
nung sowie die Festlegung der Kriterien der Mittelvergabe
analysiert. Die eingeflossenen Personalentscheidungen sind
die Wahl und Abwahl des Präsidenten, der Vizepräsiden-
ten, des Kanzlers sowie der Dekane und Prodekane. Abbil-
dung 1 zeigt die Ergebnisse dieser Analyse für die betrach-
teten 14 Bundesländer. Zunächst fällt auf, dass die Kompe-
tenzen der Hochschulräte in den Bundesländern sehr unter-
schiedlich ausfallen. Es wird deutlich, dass es im Hinblick
auf Kompetenzen kein deutsches Modell des Hochschulra-
tes gibt (vgl. hierzu auch Hüther 2009; Lange 2009; Bogu-
mil et al. 2007; Laqua 2004; Wintermantel 2007). 

Der  Artikel  vergleicht  die  rechtlichen  Regelungen  der  Lan-
deshochschulgesetze  in  Bezug  auf  die  Hochschulräte  und
versucht  Erklärungen  dafür  zu  finden,  warum  bisher  schein-
bar  nur  wenige  Konflikte  zwischen  den  Hochschulräten  und
akademischen  Selbstverwaltungsgremien  entstanden  sind.

Hochschulräte1 wurden im Laufe der letzten 10 Jahre in fast
allen Bundesländern eingeführt und werden als ein Kern-
element der Umgestaltung der organisatorischen Entschei-
dungsstrukturen im Rahmen der Einführung des New Pub-
lic Managements (NPM) angesehen (Schimank 2007; de
Boer et al. 2007; Kehm, Lanzendorf 2006; Lange 2009;
Pinkwart 2007). Hochschulräte sollen dabei die eher gerin-
ge strategische Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit der
Universität (vgl. z.B. Lüde 2003) erhöhen, indem sie zum
einen staatliche Aufsichtsfunktionen und zum anderen
Kompetenzen von internen Entscheidungsgremien über-
nehmen (vgl. z.B. Wissenschaftlicher Beirat Niedersachsen
1997). In diesem Sinne ist die Zielsetzung der Einrichtung
von Hochschulräten in Deutschland eine verbesserte Ge-
samtsteuerung der Hochschulen, wobei – zumindest im
Konzept des NPMs – die staatliche Detailregulierung
zurückgenommen werden soll. Weitere Argumente für die
Einrichtung von Hochschulräten sind, dass durch die nicht
hochschulinternen Mitglieder der Hochschulräte zum einen
externer Sachverstand bei Entscheidungen einfließen und
zum anderen eine bessere Einbindung der Hochschulen in
gesamtgesellschaftliche Prozesse ermöglicht werden soll
(vgl. z.B. Bogumil et al. 2007, S. 11f.; Mittelstraß 2007, S.
1f.; Ziegele 2004; Laqua 2004, S. 22ff.; Hochschulrektoren-
konferenz 2000).
Der mit harten Bandagen geführte Kampf (vgl. Turner 2001,
S. 226) um die Einführung von Hochschulräten verweist
dabei auf ein hohes Konfliktniveau zwischen dem traditio-
nellen Prinzip der akademischen Selbstverwaltung und dem
neuen Gremium. Gerade in Anbetracht der Konflikte bei
der Einführung der Hochschulräte überrascht es dann, dass
bisher scheinbar nur wenige Konflikte aufgetreten sind (vgl.
z.B. duz Magazin 2008, S. 20). Während Hartmer dies auf
„das Augenmaß der Hochschulratsmitglieder“ (Hartmer
2004, S. 202) zurückführt, wird in diesem Artikel die Er-
klärung in Regelungen der Landeshochschulgesetze ge-
sucht. Als Erklärungsvariablen werden dabei die Entschei-
dungskompetenzen, die Besetzungsregeln und die Zusam-
mensetzung der Hochschulräte diskutiert. Der Artikel be-
trachtet die gesetzlichen Regelungen zum Hochschulrat in
14 Bundesländern.2

OOttttoo  HHüütthheerr

Konflikte  zwischen  Hochschulräten  und  akademischen
Selbstverwaltungsgremien?  
Ein  Blick  in  die  Landeshochschulgesetze  

Otto Hüther

1 Die Terminologie der Landeshochschulgesetze ist nicht einheitlich. So las-
sen sich finden: Hochschulrat, Aufsichtsrat, Kuratorium, Universitätsrat,
Landeshochschulrat. Im Folgenden  werden diese Gremien als Hochschul-
rat bezeichnet.

2 Bremen und Berlin werden aus der Analyse ausgenommen, weil in Bremen
kein Hochschulrat vorgesehen ist und in Berlin die Regelungen des Lan-
deshochschulgesetzes – aufgrund der Nutzung einer Öffnungsklausel – in
keiner Universität umgesetzt sind. Gleichfalls nicht beachtet werden Stif-
tungsräte, die im Zusammenhang mit der Umwandlung von Universitäten
in Stiftungen geschaffen wurden.  
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Konstruktion die Autonomie der Universität und das Prin-
zip der akademischen Selbstverwaltung verletzt. Aufgrund
dieser beiden Effekte auf das Konfliktniveau zwischen
Hochschulrat und akademischer Selbstverwaltung werden
die Auswahlverfahren im Folgenden näher untersucht. 
Ganz allgemein ist darauf hinzuweisen, dass die Beset-
zungsverfahren der Hochschulräte sehr unterschiedlich aus-
gestaltet sind. Es finden sich lediglich zwei Bundesländer
mit identischen Verfahren (Thüringen und Nordrhein-West-
falen). Im Folgenden werden die Besetzungsverfahren in
vier Gruppen unterteilt. Es handelt sich hierbei um externe,
Konfrontations-, Konsens- und interne Verfahren. 
Externe Besetzungsverfahren: In diesem Verfahrenstyp wird
eine rein externe Besetzung des Hochschulrates vorgenom-
men, wobei die Hochschule keine Vetoposition innehat.
Das Besetzungsverfahren im Landeshochschulgesetz von
Brandenburg entspricht diesem Typ. Auf Vorschlag des
Wissenschaftsministeriums ernennt der Ministerpräsident
im Benehmen mit dem zuständigen Ausschuss des Landta-
ges die Mitglieder des Landeshochschulrates. Die Univer-
sitäten haben lediglich ein Anhörungsrecht. Bemerkens-
wert sowohl an der Tatsache eines Landeshochschulrates
als auch an einer politischen Besetzung ist dabei, dass der
Landeshochschulrat deutlicher als in allen anderen Landes-
hochschulgesetzen als organisationsexternes Gremium
konzipiert ist. Trifft ein solches Verfahren mit Entschei-
dungskompetenzen bei Sach- und Personalfragen zusam-
men, ist fast zwangsläufig mit erheblichen Konflikten zwi-
schen Hochschulrat und Universitäten zu rechnen. Im Falle
von Brandenburg hat der Landeshochschulrat vergleichs-
weise geringe Entscheidungskompetenzen. Zentral er-
scheint einzig das alleinige Vorschlagsrecht bei der Wahl
des Präsidenten. Aufgrund der externen Besetzung und
Konstruktion ist deshalb in dieser Frage ein punktuelles
Konfliktpotential angelegt. 
Konfrontationsverfahren: Eine zweite Verfahrensgruppe
sind die Konfrontationsverfahren. In diesem Verfahrenstyp
bestimmen politische Akteure und ein universitätsinternes
Organ jeweils selbstständig und unabhängig über eine Teil-
menge der Mitglieder des Hochschulrates. Dementspre-
chend besitzen die Mitglieder des Hochschulrates auch un-
terschiedliche Legitimationsquellen. Die Konfrontations-
verfahren dürften zu gewichtigen internen und externen Ef-
fekten führen. Es ist davon auszugehen, dass nicht nur in-
nerhalb des Hochschulrates ein erhöhtes Konfliktpotential
besteht, sondern ebenfalls zwischen Hochschulrat und uni-
versitätsinternen Akteuren – hier insbesondere mit dem
Senat. Dieses ist dabei möglicherweise lediglich latent vor-
handen, wird allerdings immer dann manifest werden,
wenn der Hochschulrat versucht, in die internen Prozesse
einzugreifen bzw. formale Kompetenzen entgegen der
Mehrheit der Professoren tatsächlich ausführt. An Hoch-
schulen mit diesem Besetzungsmodell können dann auch
heftige Machtkämpfe zwischen Hochschulrat und Akteuren
der akademischen Selbstverwaltung kaum überraschen. Es
finden sich vier Bundesländer mit einem solchen Beset-
zungsverfahren: Dies sind Rheinland-Pfalz, das Saarland,
Hamburg und Sachsen.

Eine grobe Differenzierung kann zwischen Bundesländern
mit hoher (Thüringen, Nordrhein-Westfalen, Baden-Würt-
temberg, Bayern, Hamburg), mittlerer (Saarland, Rhein-
land-Pfalz) und niedriger (Sachsen, Niedersachsen, Hessen,
Brandenburg, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen-Anhalt) Kompetenzdichte der Hochschulrä-
te unterscheiden. In diesen drei Gruppen ist dann auch
prinzipiell mit einem unterschiedlichen Konfliktpotential
zwischen Hochschulräten und akademischen Selbstverwal-
tungsgremien zu rechnen. Da der Hochschulrat in Mecklen-
burg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt keine maßgebli-
chen Kompetenzen besitzt, ist in beiden Ländern zunächst
nicht mit Konflikten zu rechnen. In allen anderen Ländern
ist hingegen ein mehr oder weniger hohes Konfliktniveau
zu vermuten, wobei dieses in Thüringen, Nordrhein-West-
falen, Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg am höchsten
ist. Diese Bundesländer sind also bei den weiteren Betrach-
tungen besonders im Auge zu behalten.3

22..  BBeesseettzzuunnggssvveerrffaahhrreenn  
EEine Kontrolle von zukünftigen Entscheidungen und somit
auch eine Konfliktvermeidung ist unter anderem durch den
Einfluss auf die Besetzung von Positionen möglich (vgl. z.B.
Kühl 2007). Haben die akademischen Selbstverwaltungs-
gremien demnach einen Einfluss auf die Besetzung des
Hochschulrates, können sie durch die Auswahl Einfluss auf
zukünftige Entscheidungen nehmen und solche Personen
auswählen, bei denen nicht mit konfliktären Entscheidun-
gen zu rechnen ist. Ein möglicher Grund für die bisher ge-
ringen Konflikte könnte also auch in den Auswahlverfahren
liegen. Die Auswahlverfahren haben noch einen weiteren
Effekt: Je nach deren Ausgestaltung erscheint der Hoch-
schulrat eher als universitätsinternes bzw. -externes Gremi-
um. Wird der Hochschulrat z.B. von der Politik bestimmt,
dann ist er als externes Gremium anzusehen; werden die
Mitglieder hingegen von der Universität ausgewählt, ist er
eher als internes Gremium zu betrachten. Im Hinblick auf
das Konfliktniveau ist dabei davon auszugehen, dass dieses
ansteigt, wenn der Hochschulrat als externes Gremium
konstruiert ist. Dies erklärt sich dadurch, dass bereits diese

Abbildung 1: Kompetenzen der Hochschulräte 

3 Eine detailliertere Darstellung der Entscheidungsbeteiligungen der Hoch-
schulräte findet sich in Hüther 2009. 
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Dies ist in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt
der Fall. Schleswig-Holstein bildet einen Sonderfall und
muss deshalb etwas genauer betrachtet werden. In Bezug
auf die Volluniversitäten ergibt sich hier die Besonderheit
eines gemeinsamen Universitätsrates der Universitäten Kiel,
Flensburg und Lübeck. Der Senat der Universität Kiel hat
das Vorschlagsrecht für 4, die Senate von Flensburg und Lü-
beck von jeweils 2 Mitgliedern des Universitätsrates. Die
Bestellung dieser acht Mitglieder erfolgt dann durch das
Wissenschaftsministerium. Diese acht Mitglieder wählen
ein neuntes Mitglied, welches zugleich den Vorsitz im Uni-
versitätsrat innehat. Dieses Verfahren führt wohl eher nicht
zu grundsätzlichen Konflikten zwischen dem Prinzip der
akademischen Selbstverwaltung und dem Universitätsrat.
Die Senate der drei involvierten Universitäten werden si-
cherlich darauf achten, nur Mitglieder zu benennen, die
den Konsens mit den jeweiligen akademischen Selbstver-
waltungsgremien suchen. 
Auch Hessen besitzt ein internes Besetzungsverfahren. An-
ders als in den bisherigen Ländern ist aber nicht ein akade-
misches Selbstverwaltungsgremium für die Auswahl zustän-
dig, sondern das Präsidium. Diese etwas merkwürdig an-
mutende Konstruktion kann zu deutlichen Konflikten zwi-
schen dem Prinzip der akademischen Selbstverwaltung und
den Hochschulräten führen, wenn ein solcher bereits zwi-
schen akademischer Selbstverwaltung und Hochschullei-
tung besteht. In diesem Fall kann die Hochschulleitung
durch geschickte Besetzungspolitik den Hochschulrat nut-
zen, um seine eigene Position zu stärken. 
Im Hinblick auf die Besetzungsverfahren ist zu konstatieren,
dass externe und Konfrontationsverfahren das Konfliktni-
veau zwischen akademischer Selbstverwaltung und den
Hochschulräten erhöhen. Konsens- und interne Beset-
zungsverfahren führen hingegen – mit Ausnahme von Hes-
sen – in der Tendenz dazu, dass Konflikte eher abnehmen
dürften. 
Stellt sich die Frage, ob es einen Zusammenhang zwischen
Kompetenzen der Hochschulräte und den Besetzungsver-
fahren gibt. Tabelle 1 zeigt die Kompetenzgruppe der Bun-
desländer und das jeweilige Besetzungsverfahren. Deutlich
wird, dass Hochschulräte mit den weitest reichenden Kom-
petenzen fast ausschließlich in einem Konsensverfahren be-
setzt werden (Thüringen, Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg, Bayern). Die hohe Kompetenzzuweisung
geht demnach mit dem Versuch einher, eine möglichst brei-
te Legitimation der Hochschulratsmitglieder zu erreichen.
Konsensverfahren wählen in der Tendenz allerdings auch
eher Kompromisskandidaten aus. Insofern dürften die Ver-
fahren konfliktvermeidend und -reduzierend wirken. In
Bundesländern mit Konsensbesetzungen ist deshalb – auch
bei hoher Kompetenzdichte – eher nicht mit Konflikten zu
rechnen. 
Lediglich Hamburg hat sich in der Gruppe mit hoher Kom-
petenzdichte des Hochschulrates für ein Konfrontationsver-
fahren entschieden. Diese Kombination weist auf ein er-

In Rheinland-Pfalz, dem Saarland und Sachsen wird die
Mehrheit des Hochschulrates durch die Politik bestimmt.
Im Saarland wählen der Senat und die Landesregierung je-
weils drei Mitglieder des Hochschulrates aus. Das siebte
Mitglied, welches den Vorsitz im Hochschulrat übernimmt,
wird dann vom Wissenschaftsminister nach Anhörung des
Senats bestellt. In Sachsen hat der Senat im Regelfall4 das
Recht weniger als die Hälfte der Mitglieder vorzuschlagen,
der Rest wird von der Staatsregierung benannt. In Rhein-
land Pfalz werden 5 externe Mitglieder vom Ministerium
bestellt und 5 interne Mitglieder vom Senat mit 2/3 Mehr-
heit gewählt. Die Mehrheit der extern besetzten Mitglieder
im Hochschulrat wird dadurch sichergestellt, dass die Stim-
me des externen Vorsitzenden bei Stimmengleichheit den
Ausschlag gibt. Trotz der Beteiligung des Senats an der Be-
setzung erscheinen die Hochschulräte – aufgrund der Do-
minanz der Politik – als universitätsexterne Gremien, was
das Konfliktpotential mit den akademischen Selbstverwal-
tungsgremien zusätzlich erhöhen dürfte. 
In Hamburg liegt keine politische Dominanz des Konfronta-
tionsverfahrens vor. Je nach Größe des Hochschulrates wer-
den jeweils 4 bzw. 2 Mitglieder vom Hamburger Senat und
dem Hochschulsenat bestimmt bzw. gewählt. Eine Beson-
derheit des Hamburger Verfahrens ist, dass das weitere
Mitglied von den Mitgliedern, welche vom Hochschulsenat
und dem Hamburger Senat bestimmt wurden, gewählt
wird. Dieses Verfahren stellt damit sicher, dass weder der
Hamburger Senat noch der Hochschulsenat über die Be-
stimmung der Mitglieder indirekt eine Mehrheit besitzen.
Dennoch ist auch der Hamburger Hochschulrat als univer-
sitätsexternes Gremium konstruiert, was ebenfalls das Kon-
fliktpotential zwischen Hochschulrat und akademischen
Selbstverwaltungsgremien erhöht. 
Konsensverfahren: Gemeinsam ist den Konsensverfahren,
dass alle bzw. die deutliche Mehrheit der Hochschulrats-
mitglieder durch mehrere Akteure gemeinsam bestimmt
bzw. bestätigt werden. Die beteiligten Akteure müssen also
einen Konsens über die Kandidaten herstellen und kein Ak-
teur kann den anderen überstimmen. Nordrhein-Westfalen,
Thüringen, Baden-Württemberg, Niedersachen und Bayern
weisen ein solches Konsensverfahren auf. Unterschiede in-
nerhalb dieser Gruppe ergeben sich zum einen im Hinblick
auf die Anzahl der Akteure mit Vetopositionen und zum an-
deren im Hinblick auf die beteiligten Akteure. Hierbei ist zu
beachten, dass mit einem Anstieg der Vetopositionen der
Entscheidungsspielraum immer geringer wird (vgl. Scharpf
2000, S. 192ff.) – in unserem Fall also die Bandbreite an po-
tentiellen Handlungsorientierungen der Mitglieder immer
mehr zusammenschrumpft. Trotz vielerlei Unterschiede
zwischen den Verfahren in den Bundesländern dürfte der
gemeinsame Effekt darin bestehen, dass sich nur Konsens-
kandidaten durchsetzen können. Das Auswahlverfahren re-
duziert durch die Art der Selektion deshalb das Konfliktpo-
tential erheblich. Die Beteiligung von Akteuren der Hoch-
schule bei der Auswahl der Mitglieder führt zudem dazu,
dass der Hochschulrat nicht mehr eindeutig als externes
Gremium anzusehen ist, was ebenfalls konfliktreduzierend
wirken sollte. 
Interne Besetzungsverfahren: Ein geringes Konfliktpotential
ist dann zu vermuten, wenn die Mitglieder alleine durch
akademische Selbstverwaltungsgremien bestimmt werden.

4 Der Regelfall tritt nicht ein, wenn die Hochschule die kaufmännische
Buchführung und ein umfassendes Controlling nicht eingeführt hat und
deshalb die teilweise Aussetzung der Regelungen der sächsischen Haus-
haltsordnung nicht greift. Ist dies der Fall, bestellt der Senat mehr als die
Hälfte der Mitglieder des Hochschulrates (vgl. SächsHSG 2008 §86 Abs. 4
in Verbindung mit §11 Abs. 1, 2, 5). 
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mischen Selbstverwaltung – bei unterstelltem Ein-
fluss – versuchen, innerhalb des Hochschulrates
eine Mehrheit aus dem Teilsystem der Wissen-
schaft zu erreichen. 
Während alle Landeshochschulgesetze bestim-
men, dass die Mitglieder des Hochschulrates aus
den Bereichen Wissenschaft, Kultur, Wirtschaft,
Verwaltung und Politik stammen können, besitzen
die weitaus meisten Gesetze keine Regelungen,
die eine wissenschaftliche Mehrheit verhindern.
Für nahezu alle Hochschulräte in Deutschland ist
deshalb festzustellen, dass die Zusammenset-
zungsregeln der Landeshochschulgesetze insge-
samt konfliktentschärfend wirken, weil sie eine
hohe Beteiligung von Mitgliedern mit wissen-
schaftlichem Hintergrund6 ermöglichen.
Eine Ausnahme bildet lediglich Hessen. Der aus-
schließlich extern besetzte Hochschulrat muss sich

aus vier Persönlichkeiten aus dem Bereich der Wirtschaft
und beruflichen Praxis und aus drei Persönlichkeiten aus
dem Bereich der Wissenschaft und Kunst zusammensetzen.
Das hessische Hochschulrecht legt somit eine Dominanz
wirtschaftlich geprägter Akteure im Hochschulrat fest. Wie
bereits oben beschrieben hat der Hochschulrat in Hessen
allerdings nur geringe Kompetenzen; die wirtschaftliche
Dominanz sollte deshalb nur geringe Auswirkungen auf die
hessischen Universitäten haben.7
Kommen wir noch zur Frage der internen Mitglieder. Hier
wird davon ausgegangen, dass mit einem steigenden Anteil
universitätsinterner Mitglieder das Konfliktpotential zwi-
schen Hochschulrat und akademischen Selbstverwaltungs-
gremien abnimmt. Dies wird damit begründet, dass die in-
ternen Mitglieder der Hochschulräte sich fast ausschließlich
aus dem Kreis der Professoren rekrutieren und diese inner-
halb des Hochschulrates darauf bedacht sein werden, keine
Entscheidungen gegen die akademischen Selbstverwal-
tungsgremien zuzulassen. 
Interne Mitglieder im Hochschulrat finden sich in fünf der
untersuchten Bundesländer. Drei weitere Bundesländer las-
sen sowohl dual besetzte als auch ausschließlich extern be-
setzte Hochschulräte zu (vgl. Tabelle 2). 
Innerhalb der Gruppe mit dem dualen Modell gibt es
zudem Unterschiede im jeweiligen Mitgliedergewicht oder
der Anzahl von zugelassenen internen Mitgliedern. In Nie-
dersachsen ist z.B. von den sieben Mitgliedern des Hoch-
schulrates lediglich ein Mitglied intern. In Hamburg dürfen
von neun Mitgliedern zwei Mitglieder von der Hochschule
kommen. In anderen Bundesländern sind bis zur Hälfte der
Mitglieder universitätsintern (z.B. Bayern, Rheinland-Pfalz,
Nordrhein-Westfalen). Der Einfluss interner Akteure ist
demnach unterschiedlich ausgestaltet.

hebliches Konfliktpotential zwischen Hochschulrat und
Senat hin. Gleiches gilt auch für das Saarland, Sachsen und
Rheinland-Pfalz5, wobei die Kompetenzdichte der Hoch-
schulräte in diesen Ländern geringer ist. 
Die Kombination von Besetzungsverfahren und Kompeten-
zen zeigt noch einen weiteren Sachverhalt. Wird der Hoch-
schulrat durch ein internes Besetzungsverfahren bestimmt,
dann sind entweder keine oder nur sehr geringe Kompe-
tenzen beim Hochschulrat zu finden. Dies ist aus gesetzge-
berischer Sicht auch nachvollziehbar: Ein Konflikt mit den
Hochschulen über die Besetzung des Hochschulrates macht
wenig Sinn, wenn dieser kaum Entscheidungskompetenzen
besitzt. In diesem Fall kann der „Scheinakteur” auch von
der Hochschule selbst bestimmt werden.

33..  ZZuussaammmmeennsseettzzuunngg  ddeerr  HHoocchhsscchhuullrräättee  
NNeben den Kompetenzen und den Besetzungsverfahren
spielt auch die Zusammensetzung des Hochschulrates eine
Rolle bei der Einschätzung des Konfliktniveaus. Zwei
Aspekte sollen hier betrachtet werden. Zum einen stellt
sich die Frage nach einer wissenschaftsexternen Mehrheit
in den Hochschulräten und zum anderen nach dem Aus-
schluss von universitätsinternen Mitgliedern.
Kommen wir zunächst zur Frage der Verortung der Mitglie-
der des Hochschulrates in gesellschaftliche Teilsysteme. Es
wird dabei angenommen, dass eine wissenschaftsexterne
Mehrheit im Hochschulrat zu einer Steigerung des Konflikt-
potentials führt, während eine wissenschaftsinterne Mehr-
heit das Konfliktpotential eher entschärft. Begründet wer-
den kann dies dadurch, dass Mitglieder, die innerhalb des
Wissenschaftssystems eine lange Sozialisation erfahren
haben, die Kollegialitätsnorm und mithin die „Konsens-
norm“ (vgl. Schimank 2001, S. 233) in deutschen Univer-
sitäten internalisiert haben. Trifft dies zu, dann werden
diese Mitglieder nicht den Konflikt, sondern einen Konsens
mit den akademischen Selbstverwaltungsgremien suchen.
Gleichfalls werden diese Mitglieder sowohl die Autonomie
der Universitäten als auch des einzelnen Professors schon
deshalb nicht hinterfragen, weil sie ansonsten sowohl ihre
eigene Stellung als auch Teile ihrer eigenen Identität be-
schädigen. Bei Beachtung der Rationalitäten kann es des-
halb auch nicht überraschen, wenn die Gremien der akade-

Tabelle 1: Kompetenzen und Besetzungsverfahren der Hochschulräte

5 Zu erwähnen ist noch, dass das Ministerium in Rheinland-Pfalz sich einen
Fallback-Mechanismus offen hält. Der Einfluss des Hochschulrates kann in
einem Konfliktfall mit anderen Gremien der Universität ausgehebelt wer-
den, da eine verweigerte Zustimmung des Hochschulrates durch das Mi-
nisterium ersetzt werden kann.

6 Die Ergebnisse von Bogumil et. al. (2007)  und von Nienhüser/Jacob
(2008) zeigen den hohen Anteil von wissenschaftlichen Mitgliedern in den
Hochschulräten auch empirisch auf. 

7 Der Rücktritt des gesamten Hochschulrates in Marburg mit der Begrün-
dung des geringen Einflusspotentials auf die Hochschulen ist ein deutli-
ches Indiz für diese Annahme.
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hochschulgesetze wird weitestgehend ausge-
hebelt. Auch in diesem Fall dürfte das Ent-
scheidungsverfahren innerhalb des Hoch-
schulrates eher dazu führen, dass keine offe-
nen Konflikte zwischen Hochschulrat und
akademischen Gremien entstehen. 
Betrachten wir auch hier noch einmal den Zu-
sammenhang zwischen Kompetenzen und
Zusammensetzungsregelungen des Hoch-
schulrates (vgl. Tabelle 2). Auffallend ist hier-
bei, dass in den Bundesländern mit hoher
und mittlerer Kompetenzdichte kaum rein
extern besetzte Hochschulräte vorgeschrie-
ben sind. Entweder die Landeshochschulge-
setze ermöglichen beide Modelle oder sehen
duale Modelle zwingend vor. Die Ausnahme
bildet hier das Saarland, wo ein rein extern
besetzter Hochschulrat mit mittlerer Kompe-
tenzdichte zusammentrifft. Das Konfliktni-

veau zwischen kompetenzstarken Hochschulräten und den
akademischen Selbstverwaltungsgremien wird demnach
nicht nur durch das Besetzungsverfahren, sondern auch
durch die Zusammensetzungsregeln reduziert. 

44..  FFaazziitt
AAufgrund der heftigen Auseinandersetzungen bei Ein-
führung der Hochschulräte musste eigentlich mit vielfälti-
gen Konflikten auch nach deren flächendeckender Ein-
führung in den Bundesländern gerechnet werden. Diese
blieben aber bisher eher aus. Der Artikel hat sich die Frage
gestellt, woran dies liegt und hat in den Landeshochschul-
gesetzen verankerte Strukturen aufgedeckt, die konfliktent-
schärfend wirken. Zunächst zeigte eine Analyse der Kompe-
tenzen, dass in einigen Bundesländern aufgrund von gerin-
gen Kompetenzen der Hochschulräte schon nicht mit Kon-
flikten zu rechnen ist. In den Bundesländern mit hoher
Kompetenzdichte der Hochschulräte wirken zunächst die
Besetzungsregeln in Richtung eines niedrigen Konfliktni-
veaus. Fast alle Bundesländer mit hoher Kompetenzdichte
haben sich für ein Besetzungsverfahren im Konsensmodus
entschieden, bei dem der akademische Senat ein erhebli-
ches Mitspracherecht bei der Auswahl der Mitglieder be-
sitzt. Gleichfalls sehen die Bundesländer mit hohen Kompe-
tenzen in der Regel duale Hochschulräte vor, was ebenfalls
das Konfliktniveau minimiert. Hinzu kommt die Vermu-
tung, dass die Hochschulräte Entscheidungen eher im Kon-
sensverfahren treffen und somit Konflikte mit den akademi-
schen Selbstverwaltungsgremien durch den internen Ent-
scheidungsmodus ebenfalls unwahrscheinlich werden. Die
nur sporadischen Konflikte zwischen Hochschulräten und
der akademischen Selbstverwaltung sind demnach auch auf
die Art der Implementation in den Landeshochschulgeset-
zen zurückzuführen. 
Während die meisten Bundesländer demnach Strukturen
aufweisen, die dazu führen sollten, dass Konflikte kaum
entstehen sollten bzw. strukturell nicht nahe liegen, finden
sich auch einige wenige Bundesländer in denen ein hohes
Konfliktpotential zu vermuten ist. Betroffen hiervon sind
Hamburg, Sachsen, das Saarland und Rheinland-Pfalz. Dass
gerade in Hamburg 2009 eine Konflikteskalation zwischen

Zu betonen ist aber, dass in keinem Bundesland der Hoch-
schulrat zahlenmäßig von internen Mitgliedern dominiert
wird. Zudem ist in fast allen Landeshochschulgesetzen eine
Stimmenmehrheit der organisationsexternen Mitglieder ge-
sichert. Entweder wird dies durch eine Mehrheit der Mit-
gliedschaft (unmittelbar) realisiert oder aber durch ein dop-
peltes Stimmengewicht des Vorsitzenden, der dann immer
ein externes Mitglied sein muss (mittelbar). Die einzige
Ausnahme bildet hier Bayern, wo ein Gleichgewicht von je-
weils 8 internen und externen Mitgliedern besteht. 
Ein Effekt, der bisher für die dualen Hochschulräte nicht
untersucht wurde, soll hier noch einmal kurz eingebracht
werden und bezieht sich auf den Koordinationsmechanis-
mus innerhalb des Hochschulrates. Außer bei der Abwahl
von Amtsträgern ist dabei in der Regel eine Entscheidung
im einfachen Mehrheitsmodus gesetzlich vorgesehen. Es
stellt sich aber die Frage, ob Entscheidungen tatsächlich
nach diesem Modus in den Hochschulräten gefällt werden.
Nicht ausgeschlossen werden kann, dass der einfache
Mehrheitsmodus durch „Konsensverhandlungen“ (vgl. Co-
leman 1990, S. 857ff.) ersetzt wird. Diese zeichnen sich da-
durch aus, dass: 

„die Diskussion solange fortgesetzt wird, bis sich kein
Teilnehmer mehr explizit gegen eine vorgeschlagene Lö-
sung ausspricht – bei dem es aber im Falle offensichtli-
cher Obstruktion immer noch möglich ist, Entscheidun-
gen auch ohne Einstimmigkeit zu treffen. Diese Regel
findet man häufig in Gremien, in denen formell die
Mehrheitsregel gilt, in denen es aber alle Teilnehmer
vorziehen, die Interessen einer Minderheit nicht zu
überstimmen” (Scharpf 2000, S. 245f.).

In dualen Hochschulräten sind solche Konsensverhandlun-
gen sogar nahe liegend. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass
die Stellung des Hochschulrates – auch wegen der um-
kämpften Einführung – nicht unumstritten ist. In einer sol-
chen Situation scheint es rational zu sein, die Legitimation
der eigenen Entscheidung durch ein möglichst einstimmi-
ges Ergebnis zu erhöhen. Tritt dieser Effekt auf, dann steigt
der Einfluss der internen Mitglieder an und die Absicherung
der externen Mehrheit durch die Regelungen der Landes-

O.  Hüther  Konflikte  zwischen  Hochschulräten  und  akademischen    ...HM
Tabelle 2: Kompetenzen, Besetzungsverfahren und Zusammensetzung der

Hochschulräte
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Hochschulen wandeln sich zunehmend zu Dienstleistungsunterneh-
men, die sich durch den Nachweis von Qualität und Exzellenz gegen
ihre Wettbewerber durchsetzen müssen. 
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Stand  und  aktuelle  Herausforderungen  
des  japanischen  Hochschulsystems

Der  Beitrag  diskutiert  den  Stand  und  die  aktuellen  Heraus-
forderungen  der  Hochschulbildung  in  Japan  im  Vergleich  zu
Deutschland  und  beschäftigt  sich  mit  der  Frage,  was  man  in
Deutschland  aus  den  Erfahrungen  des  historisch  stärker  stra-
tifizierten  japanischen  Hochschulsystems  lernen  kann.  So
gab  es  im  Jahr  2009  in  Japan  773  Universitäten,  406  Junior
Colleges  und  64  Colleges  of  Technology,  was  gemessen  an
der  Bevölkerung  eine  sehr  viel  größere  Zahl  an  Hochschulen
ist  als  beispielsweise  in  Deutschland.  Zugleich  besucht  ein
sehr  viel  größerer  Anteil  einer  Alterskohorte  eine  Hochschu-
le,  nämlich  ca.  56%.  Allerdings  sind  auch  nicht  alle  Hoch-
schulen  in  Japan  gemessen  an  ihrer  Zielsetzung  oder  Qua-
lität  mit  denen  in  Deutschland  vergleichbar  –  und  dies  dürf-
te  einer  der  Gründe  dafür  sein,  warum  es  überhaupt  einen
so  hohen  Anteil  an  Hochschülern  geben  kann.  Insofern  ist
ein  genauerer  Blick  auf  das  japanische  Hochschulsystem  in-
teressant  für  die  deutsche  Diskussion.  Was  man  dabei
zunächst  feststellt,  ist,  dass  auch  in  Japan  die  Universitäten
das  Herzstück  der  Hochschulbildung  ausmachen:  50,2%
einer  Alterskohorte  studieren  hier.  Das  Prestige  der  einzel-
nen  Universitäten  unterscheidet  sich  allerdings  erheblich.
Der  Abschluss  an  einer  erstklassigen  Universität  ist  am
höchsten  angesehen  und  ist  zugleich  Voraussetzung  für  eine
unbefristete  Anstellung  und  spätere  Karriere  bei  einem  er-
folgreichen  Großunternehmen.  Der  Abschluss  an  weniger
angesehen  Universitäten  führt  dagegen  in  zweitklassige  Ar-
beitsmarktsegmente  mit  tendenziell  geringeren  Aufstieg-
schancen.  Interessant  ist  darüber  hinaus,  dass  japanische
Großunternehmen  in  jüngster  Zeit  verstärkt  „Joint  Education
Programs”  gemeinsam  mit  Universitäten  anbieten,  um  im
Zuge  immer  rasanterer  technologischer  Entwicklungen  auch
langfristig  einen  Pool  an  ausreichend  und  spezifisch  qualifi-
zierten  Arbeitnehmern  zur  Verfügung  zu  haben.  

11..  EEiinnlleeiittuunngg::  LLaannggee  TTrraaddiittiioonn  ggeessttuufftteerr  
SSttuuddiieennssttrruukkttuurreenn  uunndd  eeiinneess  hhiieerraarrcchhiissiieerrtteenn
HHoocchhsscchhuullssyysstteemmss  iinn  JJaappaann

IIm folgenden Beitrag beschäftigen wir uns mit dem Stand
und den aktuellen Herausforderungen der Hochschulbil-
dung in Japan im Vergleich zu Deutschland und stellen die
Frage, was man in Deutschland aus den Erfahrungen des
historisch stärker stratifizierten japanischen Hochschulsys-
tems lernen kann. Das heutige Bildungssystem in Japan
wurde in seiner bestehenden Struktur schon im Jahr 1872
eingeführt und basiert im Wesentlichen immer noch auf
dem 1947 erlassenen Bildungs- und Schulgesetz (Ministeri-

um für Erziehung, Kultur, Sport, Wissenschaft und Techno-
logie, 2006a). 1949 wurde das Universitätssystem in seiner
jetzigen Form etabliert, und 1964 wurden zusätzlich Junior
Colleges eingeführt. Darüber hinaus wurden 1962 die so
genannten Colleges of Technology eingerichtet, um auch
Abgängern der Mittelstufe eine Bildung mit Zugang zu Uni-
versitäten anbieten zu können und eine entsprechende
Durchlässigkeit zu gewährleisten. Damit umfassen die heu-
tigen Institutionen der Hochschulbildung in Japan drei
Arten von Institutionen: Universitäten, Junior Colleges und
Colleges of Technology, die je spezifische Funktionen erfül-
len, wie Abbildung 1 zeigt, wobei zu beachten ist, dass ins-
besondere erstgenannte in sich auch noch stark stratifiziert
sind. Universitäten bieten mit ihren Master- und Doktoran-
den-Programmen nicht nur die höchsten Bildungsabschlüs-
se an, sondern haben auch zahlenmäßig das höchste Ge-
wicht: Im Jahr 2009 gab es in Japan 773 Universitäten, 406
Junior Colleges und 64 Colleges of Technology (Ministerium
für Erziehung, Kultur, Sport, Wissenschaft und Technologie,
2009). In Relation zur Bevölkerung ist die Zahl der Bil-
dungseinrichtungen im Hochschulsektor damit in Japan
(1.200 Hochschulen bei ca. 120 Mio. Einwohnern) deutlich
höher als in Deutschland (knapp 400 Hochschulen bei ca.
80 Mio. Einwohnern). Damit einher geht ein deutlicher
höherer Anteil an Studierenden an einer Alterskohorte in
Japan verglichen mit Deutschland: 2009 besuchen in Japan
insgesamt 56,2% aller 18-Jährigen eine Universität bzw. ein
Junior College (Ministerium für Erziehung, Kultur, Sport,
Wissenschaft und Technologie, 2009) – und das, obwohl in
allen Studienprogrammen Studiengebühren erhoben wer-
den. Dabei liegen die Studiengebühren mit jährlich mehr
als 4.000 Euro für ein Bachelor-Studium an einer der staat-
lichen Universitäten (zuzüglich einer einmaligen Einschreib-
Gebühr von durchschnittlich mehr als 2.000 Euro) deutlich
über den in Deutschland eingeführten Sätzen. In Deutsch-
land lag der Anteil der Studierenden im gleichen Jahr nur
bei 37%. Wie sich im Folgenden zeigt, dürfte einer der
Gründe für diese Unterschiede in der sehr viel stärkeren
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Summe der Studierenden einer Alterskohorte werden
sie dennoch typischerweise nicht aufgeführt). Nach
Abschlussprüfung durch die „National Institution of
Academic Degrees“ erhalten die Absolventen der
zweijährigen Studiengänge an einem College of Tech-
nology einen Bachelor-Abschluss und den Titel
„Gakushi“. 
Junior Colleges rekrutieren ihre Studierenden wie
deutsche Universitäten auch nach dem Abschluss
einer gymnasialen Oberstufe (High School). An Junior
Colleges studieren im Jahre 2009 insgesamt 6,0% der
18-Jährigen (Ministerium für Erziehung, Kultur, Sport,
Wissenschaft und Technologie, 2009). Das Einstiegsal-
ter der Junior Colleges liegt bei 18 Jahren. Die Stu-
diendauer beträgt zwei oder drei Jahre. Stärker als die
Universitäten sind sie allerdings auf bestimmte Berufs-
bilder hin orientiert. Die Absolventen der Junior Colle-
ges erlangen einen Junior College Bachelor (bis 2005
ebenfalls „Jungakushi“ genannt). Damit sind diese Stu-
dierenden an Junior Colleges mit solchen an deut-
schen Fachhochschulen, Berufsakademien oder auch
höheren beruflich orientierten Fachschulen vergleich-
bar. Universitäten bilden das Herzstück der japani-

schen Hochschulbildung. Sie bilden im Jahre 2009 insge-
samt 50,2% der 18-Jährigen aus (Ministerium für Erzie-
hung, Kultur, Sport, Wissenschaft und Technologie, 2009).
Universitäten rekrutieren ihre Studierenden ebenfalls nach
dem Abschluss einer gymnasialen Oberstufe. Die schon his-
torisch gesehen konsekutiv angelegten Studienprogramme
sehen zunächst den Erwerb eines Bachelor-Abschlusses
nach in der Regel vier Jahren (und nicht nach drei Jahren
wie in der Mehrheit der deutschen Bachelor-Abschlüsse)
vor, und sogar sechs Jahren in der Medizin, der Zahn- und
der Veterinärmedizin. Ähnlich wie in den USA besuchen
Universitätsstudenten dabei im ersten und zweiten Stu-
dienjahr in der Regel hauptsächlich allgemein bildende
Fächer und erst ab dem dritten und vierten Jahr fachspezifi-
sche Kurse (und wären damit in den ersten beiden Jahren
mit besseren Abiturienten auf einem sehr hohen Allgemein-
bildungsniveau vergleichbar). Seit der Deregulierung der
Standards für die Hochschulen im Jahr 1991 können Stu-
dierende bestimmter Universitäten heute allerdings schon
ab dem ersten Studienjahr fachspezifische Kurse wählen,
wobei diese von der Ausrichtung und vom Anspruchsni-
veau her ebenfalls von den Universitäten selbst gewählt
werden können, so dass hierdurch eine weitere, in
Deutschland noch weitgehend nicht vorhandene Stratifizie-
rung entsteht. 
Im Anschluss an den Bachelor-Abschluss bieten Universitä-
ten (und nur Universitäten) in Graduate Schools Master-
Studiengänge und – darauf aufbauend – Doktoranden-Pro-
gramme an. Neben akademisch orientierten Graduate
Schools, in denen etwa ein Master of Arts oder ein Master
of Science verliehen wird, gibt es seit 2003 so genannte
Professional Graduate Schools, in denen praxisnähere Ma-
ster-Abschlüsse wie zum Beispiel ein Master of Business
Administration, oder ein Master in Finanzen, öffentlicher
Verwaltung, Gesundheits- und Sozialwesen oder in den
Law Schools auch ein Doctor of Law als professional degree
verliehen werden (Ministerium für Erziehung, Kultur, Sport,
Wissenschaft und Technologie, 2006b). Im April 2009 exis-
tierten insgesamt 182 solcher Professional Graduate

qualitativen Abstufung der japanischen Hochschulen im
Allgemeinen und der Universitäten im Besonderen liegen,
die am einen Ende eine sehr kleine Zahl Studierender an
Elitehochschulen und am anderen Ende eine sehr große
Zahl an Studierenden an vielfältig spezialisierten und quali-
tativ differenzierten Hochschulen aufweisen.

22..  DDeerr  SSttaanndd  ddeerr  HHoocchhsscchhuullbbiilldduunngg  iinn  JJaappaann::
UUnntteerrsscchhiieeddlliicchhee  FFuunnkkttiioonneenn  mmeehhrrffaacchh  
ggeessttuufftteerr  BBiilldduunnggsspprrooggrraammmmee

IInsgesamt erwirbt ein sehr großer Anteil der Bevölkerung
eine Hochschulbildung, allerdings sind bei genauerem Hin-
sehen nicht alle Zweige der Hochschulbildung in Japan mit
Universitäten im deutschsprachigen Raum vergleichbar.
Deshalb werden im Folgenden die verschiedenen Zweige
der japanischen Hochschulbildung etwas näher erläutert.
Was die unterschiedlichen Bildungssegmente anbelangt, so
bieten Colleges of Technology den Jugendlichen zwar
zunächst keine akademische, sondern eine sehr stark pra-
xisorientierte Bildung im Anschluss an die Mittelstufe an.
Allerdings bereiten auch sie in der langen Sicht auf einen
Übergang in das Hochschulsystem vor. Im Jahre 2009 besu-
chen 0,9% der 18-Jährigen ein College of Technology (Mi-
nisterium für Erziehung, Kultur, Sport, Wissenschaft und
Technologie, 2009). Das Einstiegsalter der Colleges of Tech-
nology liegt bei 15 Jahren (damit wären sie in Deutschland
eindeutig eher vergleichbar mit Auszubildenden im dualen
Bildungssystem oder in beruflichen Vollzeitschulen als mit
Studierenden). Die Studiendauer an den Colleges of Tech-
nology beträgt fünf Jahre. Nach Abschluss des Studiums an
einem College of Technology erhalten die Absolventen
einen so genannten „Jungakushi“. Hiermit können sie ent-
weder einen weiteren zweijährigen Studiengang am Col-
lege of Technology belegen oder sie können sich bei einer
Universität für ein Bachelor-Studium bewerben – hieraus
resultiert letztlich auch die Zuordnung der Colleges of Tech-
nology in die japanische Hochschullandschaft (in der

Abbildung 1: Struktur der Hochschulausbildung in Japan
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Schools. Aus deutscher Perspektive interessant ist, dass nur
ein geringer Teil der in den Professional Graduate Schools
ausgebildeten Studierenden in die Wissenschaft geht,
während sich die Mehrzahl der an den akademischen Gra-
duate Schools Ausgebildeten, vor allem in den Sozialwis-
senschaften, in die Wissenschaft selektiert (über die konse-
kutiv angebotenen Doktorandenprogramme). Während
also Doktorandenprogramme typischerweise auf eine aka-
demische Karriere vorbereiten, führt eine Karriere in der
Wirtschaft eher über den Besuch von Professional Graduate
Schools und nicht über den Erwerb eines Doktortitels, wie
das heute im deutschsprachigen Raum noch üblich ist.
Doktorandenprogramme müssen also nicht den für deut-
sche Universitäten zunehmend schwierig werdenden Spa-
gat zwischen Ausbildung für Wirtschaftsnachwuchs auf der
einen Seite und wissenschaftlichem Nachwuchs auf der an-
deren Seite bewältigen.

33..  RRaannggffoollggee  vvoonn  UUnniivveerrssiittäätteenn  aallss  
zzuussäättzzlliicchheess  DDiiffffeerreennzziieerruunnggss-  uunndd  
QQuuaalliittäättssmmeerrkkmmaall

DDie Rangfolge der Universitäten basierte lange Zeit alleine
auf dem Schwierigkeitsgrad der Eintrittsprüfungen. Die Po-
sition einer Universität auf der Rangliste war die wichtigste,
zum Teil sogar die einzige, Determinante der Studienort-
wahl der Studierenden. Allerdings hat sich in den letzten
Jahren das Rangfolgensystem weiterentwickelt, so dass
nicht mehr nur die Selektivität der Programme, sondern
auch die akademische Reputation der Fakultätsmitglieder
und deren Finanzausstattung berücksichtigt werden. Da
beim Eintritt in die Universitäten sehr stark selektiert wird,
erreicht in Japan – anders als in Deutschland häufig der Fall,
aber ähnlich der Situation in Frankreich – ein vergleichswei-
se sehr hoher Anteil der zum Studium Zugelassenen später
auch tatsächlich einen Abschluss. Die primäre Selektions-
leistung wird also bereits an der Eingangsschwelle zu den
Universitäten vorgenommen, nicht aber während des Stu-
diums. Insofern gibt es typischerweise – mit Ausnahme der
Abschlussarbeit – auch keine Abschlussprüfungen, sondern
lediglich studienbegleitende Modulprüfungen, ähnlich wie
sie in Europa mit der Bologna-Reform eingeführt
wurden – allerdings in Deutschland häufig ohne
die entsprechende Eingangsselektion der Studie-
renden. Daraus resultierend ist in deutschen
Hochschulen die Notwendigkeit von strengeren
Qualitätskontrollen und der Selektion von Studie-
renden während des Studienverlaufs sehr viel
höher, so dass insbesondere bei einem Vergleich
von Dropout-Quoten oder Studiendauern keine
direkten Vergleiche möglich sind, obwohl dies ge-
legentlich dennoch getan wird. 
Ein Hochschulsystem kann also entweder so ange-
legt sein, dass es entweder eine sehr hohe Qua-
litätshürde an den Eingang des Studiums setzt,
oder dass es hohe Qualitätshürden in den Verlauf
des Studiums setzt. Im ersten Fall gibt es höhere
Ablehnungsquoten bei der Zulassung insbesonde-
re zu qualitativ anspruchsvollen Hochschulen, im
zweiten Fall gibt es höhere Durchfallquoten im
Verlauf oder zum Abschluss des Studiums. 

44..  VVeerrkknnüüppffuunngg  ddeess  HHoocchhsscchhuullssyysstteemmss  mmiitt
ddeemm  AArrbbeeiittssmmaarrkktt

DDa in japanischen Unternehmen großer Wert auf eine aka-
demische Bildung gelegt wird, ist für einen steilen berufli-
chen Erfolg ein erstklassiger Universitätsabschluss unerläss-
lich. Der Abschluss an einer erstklassigen Universität ist
nicht nur Voraussetzung für eine unbefristete Anstellung
bei einem erfolgreichen Großunternehmen, sondern auch
Bedingung für eine spätere Karriere in dieser Firma. 
Daraus resultiert ein großer Andrang von Studierenden an
den besten Universitäten, was dazu führt, dass der Wett-
kampf um die Plätze an guten Universitäten sehr hart ist
und sich damit die besten Universitäten die besten Studie-
renden aussuchen können. Die Eliteuniversitäten sind für
die Bildung der Besten zuständig. Die anderen Hochschu-
linstitutionen buhlen mit unterschiedlichen Schwerpunkten
und Anspruchsniveaus um die restlichen Kandidaten. 
Die starke Hierarchisierung des Hochschulsystems wird also
gefördert durch die Einstellungs- und Beförderungskriterien
der Unternehmen. Umgekehrt bestimmt die Rangposition
der besuchten Hochschule nachhaltig die individuelle Posi-
tion am Arbeitsmarkt. Was das japanische System am stärk-
sten vom deutschen unterscheidet ist die Art und Weise,
wie der Übergang von den Hochschulen in den Arbeits-
markt erfolgt: Ende März beenden alle Absolventen ihr Uni-
versitätsstudium und steigen zum 1. April ins Berufsleben
ein. Wie Abbildung 2 zeigt, ist die Anstellungsrate von Ab-
solventen der Colleges of Technology mit 98,8%, von Uni-
versitätsabsolventen mit 96,3% und von Absolventen der
Junior Colleges mit 94,3% dabei besonders hoch (Minis-
terium für Gesundheit, Arbeit und Wohlfahrt, 2007). Nach
dem Firmeneintritt legen japanische Firmen großen Wert
auf eine regelmäßige und strukturierte firmeninterne Wei-
terbildung. Dabei ist das Ziel der extensiven Nutzung inter-
ner Weiterbildung nicht nur eine firmenspezifische inhaltli-
che Weiterqualifizierung der Hochschulabsolventen, son-
dern es geht insbesondere auch darum, dass firmenintern
weitergebildete Universitätsabsolventen besser in die Un-
ternehmenskultur passen als extern Weitergebildete. Des-
halb präferieren viele Unternehmen bei der Weiterbildung
firmeninterne Maßnahmen gegenüber externen Weiterbil-

Abbildung 2: Anstellungsrate der Absolventen (Anstellungsrate der 
Absolventen am 1. April nach Abschluss Ende März) 
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differenziertes System an Studiengängen mit genau auf die
Studierenden abgestimmten Qualitätsniveau, was auch
dazu führt, dass es in Japan im Prinzip keine Dropouts
während des Studiums gibt. Für die in Deutschland geführ-
te Diskussion um die Erhöhung der Studierendenquote
kann man daraus lernen, dass diese hohen Anteile an Stu-
dierenden insbesondere mit einer sehr ausgeklügelten Stra-
tifizierung des Hochschulsystems realisiert werden, die vor
allem an der Eingangspforte zur Universität durch entspre-
chend strenge Selektionsmechanismen sichergestellt wird. 
Beides, die starke Stratifizierung als auch eine starke Ein-
gangsselektion, sind dem deutschen Hochschulsystem zum
heutigen Zeitpunkt aber noch weitgehend fremd, so dass
das politische Ziel einer weiteren Steigerung des Studieren-
denanteils eine neue Runde an großen Herausforderungen
mit sich bringen dürfte. 

LLiitteerraattuurrvveerrzzeeiicchhnniiss
Ministerium für Erziehung, Kultur, Sport, Wissenschaft und Technologie

(2006a): Das japanische Bildungssystem im Überblick (in japanischer
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dungsmaßnahmen. Bei der Weiterbil-
dung hat der Hochschulsektor daher tra-
ditionell nur eine geringe Rolle gespielt.
Allerdings gibt es in letzter Zeit auch hier
einige wichtige Veränderungen. 

55..  WWeeiitteerreennttwwiicckklluunnggeenn  iimm
HHoocchhsscchhuullssyysstteemm
SSo haben die technologische Entwick-
lung in jüngster Zeit dazu geführt, dass
vor allem große Firmen nicht mehr in der
Lage sind, intern die erforderlichen
Fähigkeiten in vollem Umfang selbst auf-
und auszubauen. Neben der Abwerbung
qualifizierter Arbeitnehmer von anderen
Firmen versuchen japanischen Unterneh-
men deshalb nun auch gemeinsam mit
Universitäten „Joint Education Pro-
grams“ zu entwickeln, um auf diesem
Weg einen ausreichend großen Pool qualifizierter Arbeit-
nehmer zu sichern und dabei zugleich die Vermittlung fir-
menspezifischer Kenntnisse und Organisationskulturen si-
cherzustellen. So sind es zwar formal „firmenexterne“ Wei-
terbildungsmaßnahmen, die aber sehr eng zwischen Uni-
versität und dem kooperierenden Unternehmen abge-
stimmt sind. Hierfür werden Arbeitnehmer systematisch in
„Joint Education Programs“ entsandt und dann nach ihrer
Rückkehr ins Unternehmen an einer Stelle mit höheren
Qualifikationsanforderungen wieder eingesetzt. Auf der an-
deren Seite sollen auch die Professional Graduate Schools
genau an dieser Stelle zur Bedarfsdeckung neuer Qualifika-
tionsanforderungen beitragen, so dass die aktuellen Wei-
terentwicklungen im Hochschulsystem sehr stark durch die
Bedürfnisse und Anforderungen des Arbeitsmarktes und
der Unternehmen getrieben sind.

66..  SScchhlluussssffoollggeerruunnggeenn  uunndd  AAuussbblliicckk
ZZusammenfassend zeigt sich, dass Japan ein sehr viel diffe-
renzierteres Hochschulsystem aufweist als Deutschland und
dass dies mit ein Grund für die Realisierbarkeit einer sehr
viel höheren Studierendenquote sein dürfte. In Japan besu-
chen 2009 über 56% einer Alterskohorte eine Hochschule
während es in Deutschland nur 37% sind; allerdings zeigt
sich bei genauerem Hinsehen, dass lange nicht alle Hoch-
schulen in Japan gemessen an ihrer Zielsetzung oder Qua-
lität mit denen in Deutschland vergleichbar sind. Auch in
Japan stellen zwar die Universitäten das Herzstück der
Hochschulbildung dar, aber das Prestige der einzelnen Uni-
versitäten unterscheidet sich erheblich. Nur der Abschluss
an einer erstklassigen Universität ermöglicht eine unbefri-
stete Anstellung bei einem erfolgreichen Großunternehmen
und damit die Bedingung für eine spätere Karriere,
während ein Abschluss an weniger angesehen Universitäten
immer in zweitklassige Arbeitsmarktsegmente mit tenden-
ziell geringeren Aufstiegschancen führt. Daraus resultierend
können die besten Hochschulen sich bei der Zulassung die
besten Studierenden aussuchen und die restlichen Hoch-
schulen teilen sich in Abhängigkeit von ihrem Prestige die
restlichen Studierenden nach unterschiedlichen Eingangs-
voraussetzungen auf. Daraus resultierend gibt es ein sehr

Abbildung 3: Zusammenarbeit zwischen Universitäten, 
Unternehmen u. Regierung
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SSvveenn  WWiillhheellmm,,  TThhoommaass  WWaalltteerr  &&  MMaallttee  BBrreetttteell

„Publish,  paatent or  perish?“  -  
zur  Patentierung  von  Forschungs-
ergebnissen  an  deutschen  Universitäten  

Thomas Walter

Forschungsverwertung beleuchtet einige neuere Entwick-
lungen, welche dem ursprünglichen Selbstverständnis von
Universitäten nicht nur in Deutschland eigentlich wider-
sprechen. Eine Universität im klassischen Sinne, wie sie seit
dem 12. Jahrhundert in Europa etabliert ist, hatte zunächst
nur die Funktion, Wissen zu bewahren und in Form von
Lehrveranstaltungen weiterzugeben. Erst viel später kam
formal ein zweiter Auftrag hinzu: die zielgerichtete Erfor-
schung von Wirkungszusammenhängen an den Grenzen
des gesicherten Wissens der jeweiligen Zeit, bis dato
Domäne einzelner Institute und Forschungsakademien.
Diese systematische Kombination von Forschung und Lehre
(später Wilhelm von Humboldt zugeschrieben, vgl. W.-D.
Webler 2008) lässt sich seit der 2. Hälfte des 18. Jahrhun-
derts beobachten (vgl. H. Webler 1927, in der Literatur oft
100 Jahre zu spät datiert); die hiermit einhergehenden Um-
wälzungen erhielten im Rückblick die Bezeichnung 1st Aca-
demic Revolution (vgl. Etzkowitz 2004). 

Auf  dem  Weg  zur  22nnd  Academmic  Revoluttionn:  
US-GGesetzgebung  als  Vorbild  für  Deutschland?
Bestrebungen, diese nun dichotome Mission aus Forschung
und Lehre erneut wesentlich zu erweitern, erfuhren zu Be-
ginn der 1980er Jahre einen wesentlichen Schub. Unter
dem Eindruck der stark wachsenden Wettbewerbsfähigkeit
japanischer Unternehmen in Schlüsselindustrien wie Stahl
und Elektronik analysierten die US-amerikanischen Senato-
ren Birch Bayh und Bob Dole den Weg der Ergebnisse staat-
lich finanzierter Forschungsprogramme von den Labors US-
amerikanischer Universitäten in die industrielle Praxis. Sie
stellten fest, dass aufgrund der Gesetzeslage relativ schwa-
che Anreize bestanden, Forschungsergebnisse patentrecht-
lich zu sichern und kommerziell zu verwerten. Patentrecht-
lich gesicherte Ergebnisse der staatlich finanzierten For-
schung gehörten bis dahin formell der amerikanischen Re-
gierung, die jedoch weder die Kompetenzen noch die Res-

Die  schutzrechtliche  Sicherung  von  Forschungsergebnissen
gewinnt  an  deutschen  Universitäten  ständig  an  Bedeutung,
und  die  hierfür  notwendige  Infrastruktur  wurde  in  Form
von  campusnahen  Technologie-TTransferstellen  und  Patent-
verwertungsagenturen  in  den  vergangenen  Jahren  stetig
ausgebaut.  Doch  was  motiviert  Forschende,  ihre  Ergebnisse
so  aufzubereiten,  dass  eine  Patentierung  und  damit  eine
kommerzielle  Verwertung  möglich  wird?  
In  diesem  Artikel  gehen  die  Autoren  der  Frage  nach,  wel-
che  praktischen  Handlungsoptionen  im  Hinblick  auf  Anreiz-
systeme  an  deutschen  Universitäten  existieren.  Dieser  Bei-
trag  richtet  sich  an  Mitglieder  verschiedener  Gremien  der
Hochschulverwaltung,  die  bei  ihren  Entscheidungen  hin-
sichtlich  der  Ausgestaltung  von  Anreizsystemen  für  For-
schende  die  Ergebnisse  aktueller  Studien  zu  diesem  Thema
mit  einbeziehen  möchten.

11..  WWaarruumm  ppaatteennttiieerreenn??  ZZuurr  pprraakkttiisscchheenn  
RReelleevvaannzz  vvoonn  SScchhuuttzzrreecchhtteenn  aann  ddeeuuttsscchheenn
UUnniivveerrssiittäätteenn

„WWir haben den ganz normalen Weg genommen“ sagt
Frank Kensy, Geschäftsführer der Aachener m2p-labs
GmbH, Anbieter einer neuartigen, hocheffizienten Analyse-
technik für die Biotechnologie-Industrie. Normalität be-
deutet in diesem Fall: Kensy promovierte am Lehrstuhl Bio-
verfahrenstechnik der RWTH Aachen, traf auf einen Profes-
sor, der die praktische Relevanz seines Themas früh erkann-
te und brachte unter dessen Anleitung einige Patentanträge
auf den Weg. Mit Unterstützung der Patentverwertungs-
agentur des Landes Nordrhein-Westfalen wurden Industrie-
unternehmen angesprochen, die als Lizenznehmer der an-
gestrebten Schutzrechte bzw. als Pilotkunden in Frage
kamen. Inspiriert durch ein Gründertraining an der wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät der RWTH entschied
sich Kensy zusammen mit drei Kollegen schließlich zum
Sprung ins kalte Wasser und gründete m2p-labs. Die ersten
Aufträge ließen nicht lange auf sich warten. Kensy wusste
aus mehrjähriger Industrieerfahrung was gefragt war und
richtete das Unternehmen entsprechend aus. Sein Team
und die ehemaligen Kollegen am Lehrstuhl stehen weiter-
hin in Kontakt und liefern sich inzwischen gegenseitig In-
spirationen für neue Forschungsansätze und Produktideen.
Dieses Schlaglicht auf ein aktuelles Beispiel erfolgreicher

Sven Wilhelm

Malte Brettel
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bungen durch den Aufbau eines Systems von derzeit 20
Patentverwertungsagenturen (PVAs), die seit 2002 mit
einer Anschubfinanzierung des Bundes versehen einen we-
sentlichen Teil der Aufgaben im Zusammenhang mit der
wirtschaftlichen Verwertung von Forschung übernehmen
sollen. 
Art und Umfang der Forschungsverwertungsaktivitäten
von Universitäten in den USA haben beachtliche Dimen-
sionen erreicht, so dass die in der wirtschaftswissenschaft-
lichen Literatur inzwischen von einer 2nd Academic Revo-
lution die Rede ist (vgl. Etzkowitz 2004). Obwohl die ma-
kroökonomische Erfolgswirkung solcher Aktivitäten selten
wirklich im Sinne eines „Return on Investment“ einwand-
frei messbar ist, werden Universitäten zunehmend auch
danach beurteilt, inwiefern sie einen Beitrag zur sozioöko-
nomischen Entwicklung der Regionen leisten, in denen sie
jeweils beheimatet sind. Derartige Überlegungen und auch
Forschungen waren schon früh in die Hochschulgründun-
gen auch der deutschen Bundesländer eingegangen (Web-
ler 1984a, 1984b; AG Hochschulkanzler 1984). Als dritte
Säule neben Lehre und Forschung tritt damit der Technolo-
gietransfer im Spektrum der Aufgaben einer modernen
Universität immer stärker in Erscheinung und erfordert
entsprechende Anpassungen auf verschiedenen Ebenen
dieser komplexen Organisation, von der strategischen Aus-
richtung von Forschung und Lehre über die Bereitstellung
von Ressourcen bis hin zur Ausgestaltung von Anreizsyste-
men. Die hiermit einhergehenden Umwälzungen stehen
denen der 1st Academic Revolution in nichts nach und
sind unter den Schlagworten Entrepreneurial University
(unternehmerisch handelnde Universität) und University
Patenting (Patentierungsaktivitäten an Universitäten) zum
Gegenstand zahlreicher Studien und Veröffentlichungen
geworden (vgl. Baldini 2006; Rothaermel 2007).
Diskutiert wird in den vergangenen Jahren immer weniger
die Frage, ob eine solche Entwicklung hin zu unternehme-
risch aktiven Universitäten grundsätzlich sinnvoll ist, ob-
wohl Kritiker durchaus die möglichen Gefahren einer zu-
nehmenden Ausrichtung des Wissenschaftsbetriebs auf die
Belange der Wirtschaft im Blick behalten (vgl. z.B. Camp-
bell/Blumenthal 1999; Lee 2000), besonders hinsichtlich
der Tradition des freien wissenschaftlichen Austauschs und
der langfristigen Chancengleichheit von Universitäten (vgl.
Dasgupta/David 1994).
Diskutiert werden dagegen immer häufiger Fragen der kon-
kreten Ausgestaltung eines universitären Forschungsbe-
triebs, der wirtschaftliche Interessen integriert ohne den
Anspruch wissenschaftlicher Höchstleistungen zu vernach-
lässigen. Die konkreten Befindlichkeiten der Forschenden
auf verschiedenen Karrierestufen müssen hierbei ebenso
einfließen wie die Grenzen der Kapazitäten der Univer-
sitätsverwaltung, die eine derart grundlegende Erweiterung
des Aufgabenspektrums zusätzlich zu den Herausforderun-
gen ständig steigender Studentenzahlen und schwierig um-
zusetzender Vorgaben aus der Politik (z.B. Bologna-Prozess,
Studiengebühren) meistern muss. 
In dieser Debatte um die bestmögliche Umsetzung des
Konzepts im europäischen Kontext wirken oft noch die
amerikanischen Vorbilder nach. Viel beachteter und gele-
gentlich imitierter Prototyp einer Entrepreneurial Universi-
ty ist das Massachusetts Institute of Technology (MIT) in

sourcen besaß, aus diesen Schutzrechten einen wirtschaftli-
chen Nutzen zu ziehen.
Diese Analysen fanden Niederschlag im Bayh-Dole Act von
1980, einem Gesetz, das US-amerikanischen Universitäten
erstmals das Recht einräumte, die Ergebnisse staatlich fi-
nanzierter Forschung unter eigenem Namen zu sichern und
durch Lizenzierung bzw. Verkauf an die Industrie oder
durch Einbringung in Unternehmensneugründungen aus
der Universität heraus zu verwerten. Seit Erlass dieses Ge-
setzes erhöhte sich die Zahl der Patentanmeldungen durch
Universitäten in den USA ständig (vgl. Agrawal/Henderson
2002; AUTM 2008), wobei noch umstritten ist, ob dieser
Anstieg allein auf den Bayh-Dole Act zurückzuführen ist
oder auch industriespezifische und politische Kontextfakto-
ren sowie Änderungen der institutionellen Rahmenbedin-
gungen in den USA vor 1980 eine Rolle spielen (vgl.
Lach/Schankerman 2008; Mowery et al. 2001). Unstrittig
ist jedoch, dass Bayh-Dole die Anreize für den Transfer uni-
versitärer Forschung in die industrielle Praxis stark erhöht
hat, was in der Folge wichtige europäische Industrieländer
dazu bewegte, eigene Gesetzesentwürfe im Geiste von
Bayh-Dole auf den Weg zu bringen. Zusätzlich angetrieben
wurden diese Aktivitäten durch den harten internationalen
Forschungswettbewerb sowie erste Studien, die den Zu-
sammenhang zwischen einer funktionierenden Technolo-
gietransfer-Infrastruktur für universitäre Innovationen und
den positiven Effekten hieraus für das regionale und natio-
nale Wirtschaftswachstum belegten (vgl. Degroof/Roberts
2004). In Deutschland manifestierten sich diese Ansätze
z.B. in der Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder,
die in der Förderlinie „Exzellenzcluster“ ausdrücklich The-
men von wirtschaftlicher Relevanz aufgreift und damit eine
direkte Verbindung zwischen universitärer Forschung und
deren volkswirtschaftlicher Bedeutung herstellt. Die Hoff-
nung, den Universitäten durch Rückflüsse aus der For-
schungsverwertung eine neue bedeutende Einnahmequelle
zu erschließen (und sie damit langfristig unabhängiger von
der staatlichen Förderung zu machen) mag bei diesen Ge-
setzesinitiativen ebenfalls eine Rolle gespielt haben. 
In Deutschland mündete die Diskussion um Bayh-Dole im
Jahre 2002 in die Neufassung des Gesetzes über Arbeit-
nehmererfindungen (ArbnErfG). Im universitären Kontext
war die wichtigste Neuerung gegenüber dem Ursprungs-
text des Gesetzes von 1957 der Wegfall des sogenannten
„Hochschullehrerprivilegs“. Forschende an deutschen Uni-
versitäten konnten nun nicht länger allein entscheiden, in
welcher Form sie ihre Ergebnisse zugänglich machten. Die
Novelle brachte es mit sich, dass fortan der Universität als
Arbeitgeberin etwaige Schutzrechte aus der Erfindung-
stätigkeit all ihrer Angestellten zustanden. Weitere Neure-
gelungen betrafen die abgestufte Verteilung erzielter Ein-
nahmen und die Verfahrensweise bei Nichtinanspruchnah-
me der Erfindung. Die Universitäten ihrerseits stehen seit-
her in der Pflicht, geeignete Anlaufstellen für Technologie-
transfer intern zu schaffen bzw. so auszubauen, dass sie
fachlich und personell die zeitnahe und korrekte Einschät-
zung der wirtschaftlichen Relevanz von Erfindungsmeldun-
gen durch Universitätsangehörige leisten können. Dies er-
fordert angesichts des breiten Fächerspektrums einer typi-
schen deutschen Volluniversität vielerorts noch immer
massive Anstrengungen. Flankiert werden diese Bestre-
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Boston (vgl. European Institute of Innovation and Techno-
logy (EIT) und Karlsruhe Institute of Technology (KIT)).
Studien zu den herausragenden Erfolgen des MIT zeichnen
jedoch eine über Jahrzehnte gewachsene Ausrichtung auf
fachliche Exzellenz, technologische Experimentierfreude
und Unternehmergeist, die nicht über Nacht an anderen
Universitäten dupliziert werden kann. (vgl. Agrawal/Hen-
derson 2002; Dechenaux et al. 2003; Etzkowitz 2002). Die
Erfahrungen insbesondere der amerikanischen Spitzen-
Universitäten in Bezug auf das Patentierungsgeschehen vor
und nach der Einführung von Bayh-Dole werden in Europa
aufmerksam verfolgt; durch den zeitlichen Abstand von
etwa zwei Jahrzehnten bei der Einführung von Bayh-Dole-
artigen Gesetzen besteht die Chance, aus etwaigen Fehl-
entwicklungen in den USA zu lernen und in Europa früh-
zeitig gegenzusteuern. 

Reines  „Copy/paste  USA  –  Deutschland“  wenig  erfolgver-
sprechend
Zahlreiche Autoren betonen inzwischen die Notwendigkeit
einer eigenständigen europäischen Forschung zu den The-
menkreisen Entrepreneurial University und University Pa-
tenting, weil die institutionellen Rahmenbedingungen US-
amerikanischer Universitäten sich deutlich von denen eu-
ropäischer Universitäten unterscheiden. Insbesondere im
direkten Vergleich mit Deutschland finden sich im Moment
noch mehr Unterschiede als Gemeinsamkeiten. So bestrei-
ten amerikanische Universitäten oft einen wesentlichen Teil
ihrer Haushalte aus direkter wirtschaftlicher Betätigung und
Einkünften aus Stiftungsvermögen in Milliardenhöhe (u.a.
durch sogenannte land grants); die Verflechtungen zwi-
schen Wirtschaft und höheren Bildungseinrichtungen ist
traditionell sehr umfassend, die Autonomie von staatlichen
Stellen relativ groß. Europas Universitäten sind in Finanzie-
rungsfragen in der Regel deutlich enger an den Staat als an
die Wirtschaft gebunden, Deutschland bildet hiervon keine
Ausnahme (vgl. von Ledebur, 2008; Schmoch, 2007). Auch
ein Vergleich des Patentrechts offenbart deutliche Unter-
schiede: Erfinder in den USA kommen in den Genuss einer
sogenannten grace period von einem Jahr, Patentanmel-
dungen sind damit auch nach einer Publikation noch mög-
lich. In Deutschland ist ein solches Vorgehen neuheits-
schädlich und führt zur Ablehnung des Patentantrags. Der
Patentschutz wird in den USA tendenziell relativ breit ge-
währt; außerdem ist, anders als in Deutschland, auch ein
umfassender Patentschutz auf Pflanzen und Software mög-
lich. Ein weiterer Unterschied betrifft die grundlegende Or-
ganisation des Technologietransfers: in den USA finden sich
überwiegend campusnahe Einrichtungen, deren Leiter in
einem nationalen Netzwerk (Association of University Tech-
nology Managers, AUTM) zusammengeschlossen sind,
während Deutschland auf universitätsübergreifende Struk-
turen setzt, deren Angehörige auf Bundesebene bisher aber
kaum vernetzt sind. Ein letzter wesentlicher Unterschied
betrifft die Regelungen für Vergütung und Aufstieg:
Während in Deutschland vergleichsweise rigide Vorgaben
(abgeleitet aus dem öffentlichen Tarifrecht) das Bild bestim-
men, werden in den USA solche Vertragsangelegenheiten
deutlich flexibler gehandhabt, was sich insbesondere in der
Rekrutierung von Technologietransfer-Personal mit signifi-
kanter Industrieerfahrung sehr positiv auswirkt. 

Diese Unterschiede hinsichtlich organisatorischer, gesetzli-
cher und finanzieller Kontextfaktoren zwischen amerikani-
schen und deutschen Universitäten resultieren damit insge-
samt in deutlich verschiedenen Handlungsspielräumen be-
züglich der Ausgestaltung von Anreizsystemen für die An-
gestellten dieser Universitäten, was im Hinblick auf die tra-
ditionell recht große Mobilität dieser Zielgruppe besonders
in der Spitzenforschung eine besondere Brisanz mit sich
bringt. Der Wettbewerb um anerkannte Fachleute wird
längst global ausgetragen. 

Das  „Kleingedruckte“  im  Arbeitsvertrag  verpflichtet  bereits
-  wozu  noch  Anreizsysteme?
Von besonderem Interesse ist die Frage, wie die angestell-
ten Forscherinnen und Forscher einer Universität auf An-
reize reagieren, ihr Wissen in Bezug auf die vermutete
wirtschaftliche Verwertbarkeit den zuständigen Stellen an
der Universität im Zuge einer Erfindungsmeldung zeitnah
und gut verständlich zugänglich zu machen. Obwohl als
Arbeitnehmer-Pflicht inzwischen in den meisten Arbeits-
verträgen verankert, ist dies keine Selbstverständlichkeit;
nicht ohne Grund wird die Beziehung zwischen Forschen-
den im Angestelltenverhältnis einer Universität als Prinzi-
pal-Agenten-Problem beschrieben (vgl. Jensen/Thursby
2001; Kirstein/Will 2006). Die Kontrolle von Arbeitser-
gebnissen als wirksamer Mechanismus der Ergebnissiche-
rung versagt in vielen Wissenschaftsdisziplinen, weil der
Grad der Spezialisierung in den meisten Forschungsprojek-
ten so hoch ist, dass auch Fachleute oft nur nach längerer
Einarbeitung in die zugrunde liegende Materie zu einem
fundierten Urteil bereit und in der Lage sind, dieses adä-
quat zu begründen. Hieraus ergibt sich zum einen, dass die
Kosten eines primär auf Kontrolle basierenden Systems in
kürzester Zeit jedes realistische Budget sprengen würden –
es ist schlicht unmöglich, allen Forschenden eine fachlich
adäquat qualifizierte Aufsicht in Bezug auf Verwertungsfra-
gen zuzuordnen. Zum anderen erlaubt es die Komplexität
des Forschungsgegenstandes vieler Projekte ohne weite-
res, unvollständige oder irreführende Angaben in einer Er-
findungsmeldung zu machen. Dies schmälert die Chancen
auf Verwertung der Ergebnisse durch die Universität meist
drastisch und hat zur Folge, dass die Erfindung mit hoher
Wahrscheinlichkeit an den Urheber (zu dessen freier Ver-
wendung) zurückfällt, ohne dass ein Fehlverhalten eindeu-
tig nachweisbar wäre.
Aus diesen Besonderheiten des Hochschulwesens heraus
wenden sich aktuelle Untersuchungen verstärkt Mechanis-
men zu, die eine Steigerung der Leistungsfähigkeit des uni-
versitären Technologietransfers auf der Basis von Anreizen
zu erreichen suchen. Erklärtes Ziel ist es hierbei, den For-
schenden aller schutzrechtlich relevanten Fachrichtungen
nachhaltig den Eindruck zu vermitteln, dass sich die mit
einer Erfindungsmeldung unbestreitbar zusammenhängen-
de Mehrarbeit letztendlich lohnt, und zwar sowohl finan-
ziell als auch ideell, für den einzelnen Forschenden ebenso
wie für die Arbeitsgruppe, die Fakultät und die Universität
insgesamt. Eine Anpassung vorhandener Anreizsysteme mit
dem Ziel, Patente in Zahl und Qualität zu steigern will aller-
dings gut überlegt sein – neu gesetzte Anreize konkurrieren
mit bereits existierenden sowohl auf individueller als auch
auf organisationaler Ebene, und nicht immer ist die Wirkung
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einer Rekombination vorher vollständig absehbar (vgl.
Friedman/Silberman 2003; Owen-Smith/Powell 2001). 
Die Anreiz-Beitragstheorie (Incentive theory, vgl. Barnard,
1938; Cyert/March 1963; March/Simon 1958; Simon 1957)
lieferte während des letzten Jahrhunderts in größeren Ab-
ständen wichtige Erklärungsbeiträge hinsichtlich der Moti-
vation von Menschen im Sinne ihrer Bereitschaft, Leistun-
gen für Organisationen, denen sie angehören, zu erbringen.
Diese Ansätze wurden durch zahlreiche Autoren weiterent-
wickelt, um das System aus Leistung und Gegenleistung für
eine Vielzahl unterschiedlicher Organisationen nachhaltig
ins Gleichgewicht zu bringen.
Im vorliegenden Beitrag soll im folgenden versucht werden,
die bisher unsystematisch verwendeten Begrifflichkeiten in
Bezug auf einzelne Klassen von Anreizen zu ordnen und im
Kontext der heutigen Wissensgesellschaft im allgemeinen
und für die Gestaltung von Anreizsystemen an Universitä-
ten im speziellen nutzbar zu machen. 

22..  SSyysstteemmaattiissiieerruunngg  mmöögglliicchheerr  AAnnrreeiizzee  zzuurr  
PPaatteennttiieerruunngg  vvoonn  FFoorrsscchhuunnggsseerrggeebbnniisssseenn

FFrank Kensys Rückblick auf den eigenen Weg zum Patent
als wichtigem Meilenstein der m2p-labs-Firmenengrün-
dung offenbart ein ganzes Bündel unterschiedlicher Moti-
vationen im Zusammenhang mit Patentierung im Umfeld
universitärer Forschung: „Dass man sein eigenes Ding um-
setzt, ist natürlich eine wichtige Motivation. Geld spielt am
Anfang keine so große Rolle, man weiss ja nicht was raus-
kommt. Entscheidend ist die Einstellung des Professors –
der lebt das vor.“ In der schutzrechtlichen Sicherung von
universitären Forschungsergebnissen sieht er neben dem
reinen Verwertungsaspekt auch eine Signalfunktion für den
Umgang mit potentiellen Abnehmern in der Industrie. „Oft
werden an der Hochschule auch Patente angemeldet, um
die Relevanz der Forschung für die Industrie zu untermau-
ern" berichtet Kensy aus der Hochschul-Praxis. Patente
seien als Werkzeug der Gesprächsanbahnung z.B. über be-
zahlte Auftragsforschung inzwischen durchaus anerkannt.
Dass in Lebensläufen von Forschenden die Beteiligung an
Patenten inzwischen genauso selbstverständlich aufgelistet
wird wie die Autorschaft an Publikationen, bestätigt er als
folgerichtige Konsequenz dieser Entwicklung: „Klar, es hebt
die Reputation. Und das kann wichtig werden, wenn ein
Universitäts-Forscher mal irgendwann in die Industrie
wechseln möchte.“ 
Die nähere Betrachtung unseres Praxisbeispiels zeigt auf,
dass klassische, im Zuge des Industriezeitalters beschriebe-
ne Formen der Leistungsmotivation im Umfeld einer Uni-
versität offenbar deutlich zu kurz
greifen. Eine einseitige Ausrichtung
des Forschungsbetriebs auf Publika-
tionsleistung, wie sie im englischen
Sprachraum durch die berühmt-
berüchtigte Alliteration publish or
perish (etwa: ‚Veröffentliche oder
gehe unter’) verewigt ist, scheint
ebenso wenig zeitgemäß wie ein
vollständiger Wechsel hin zu einem
System, das die wirtschaftliche Ver-
wertbarkeit von Forschungsergebnis-

sen zum alles beherrschenden Leitmotiv eines Anreizsy-
stems macht. Erste empirische Befunde zeigen, dass Paten-
te den Publikationen in der Regel nicht im Wege stehen,
sondern dass vielmehr exzellente Forschung der Ausgangs-
punkt sowohl für Patente als auch Publikationen ist. Die
befürchtete inverse Korrelation zwischen publizieren und
patentieren scheint auszubleiben (vgl. z.B. Ranga et al.
2003). Im Gegenteil: Publikations- und Patentierungsakti-
vitäten scheinen positiv zu korrelieren (vgl. Carayol/Matt
2004). 
Die theoriegeleitete Forschung zum Thema Anreizsysteme
für Forschende steckt noch in den Anfängen und löst sich
erst allmählich vom Kontext früherer Schwerpunktthemen
aus den Bereichen Wirtschaft (z.B. Steigerung der Industrie-
produktion durch Innovationen) und Politik (z.B. Erlangung
der militärischen Überlegenheit während des Kalten Krie-
ges durch Hochtechnologie). Im Fokus der Bemühungen
um eine Erneuerung der theoretischen Basis stehen Syste-
me, die explizit auf die Mehrdimensionalität der Motivati-
on von Menschen eingehen, die sich als Teil der seit etwa
zwei Dekaden entstehenden Wissensgesellschaft begreifen.
Peter Drucker, Vordenker der modernen Managementlehre,
schuf für diesen Typus den Begriff knowledge worker und
betonte gleichzeitig die Notwendigkeit, sich diesem Ar-
beitsumfeld mit neuen Maßstäben an die Produktivitäts-
messung und -steigerung zu nähern (vgl. Drucker 1999).
Bezogen auf den vorliegenden Kontext des universitären
Technologietransfers favorisieren zahlreiche Autoren den
Einsatz von Fallstudien, um mehr über die Erfolgsfaktoren
unter den aktuellen Arbeitsbedingungen zu erfahren (vgl.
u.a. Friedman/Silberman 2003; Rothaermel et al. 2007;
Verspagen 2006). 
Der Versuch, die Vielfalt der identifizierten Anreize anhand
bestehender Theorien und Schemata zu kategorisieren und
weiter zu ordnen war aufgrund des frühen Entwicklungssta-
diums des Forschungsfeldes bisher nicht ausreichend ge-
glückt. Die nachfolgende Grafik fasst, dieses Defizit aufgrei-
fend, den Vorschlag einer zweckmässigen Einteilung in
Form eines kurzen Überblicks zusammen, der anschließend
näher erläutert wird. 
Abgeleitet aus den grundlegenden Dimensionen von An-
reizen ‚monetär vs. nicht-monetär’ und ‚materiell vs.
nicht-materiell’ ergeben sich insgesamt vier Klassen von
Anreizen:
• Materiell – Monetär,
• Materiell – Nichtmonetär,
• Nicht-materiell – Monetär,
• Nicht-materiell – Nicht-monetär.

Abbildung 1: Anreiz-Dimensionen (Wilhelm 2010; 
adaptiert aus der in Kürze erscheinenden Dissertationsschrift) 
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„Also, ich meine, wenn ich in einem Industrieunterneh-
men arbeite, dann ist ja auch die finanzielle Beteiligung
an so einer Erfindung deutlich niedriger als das an der
Hochschule der Fall ist. Also gerade Erfindungen, die von
Hochschulbeteiligten kommen, das ist schon lukrativ." 

Vorschläge kamen bezüglich der weiteren Ausbaufähigkeit
des monetären Teils des Anreizsystems dahingehend, dass
nicht nur die Rückflüsse aus dem verwerteten Patent vergü-
tet werden sollten, sondern bereits die früheren Schritte im
Prozess in Form von „Bonuszahlungen bei Patentanmel-
dung und Patenterteilung“ an die jeweiligen Urheber in den
Fakultäten.

„Ich denke, was man vielleicht noch machen könnte,
dass man Anreizsysteme schafft: dass man sagt, wenn je-
mand was einreicht und durch die Prüfung durch, in die-
sem Fall die Patentallianz, kommt und das Patent dann
auch noch erteilt wird, dann könnte man sagen: hey,
dann bekommt der Erfinder einen Bonus."

Die Befragungen legten auch offen, dass nicht-monetäre
Anreize in Form von Preisen und Auszeichnungen durchaus
ihre Berechtigung haben. Auf diesem Wege zusätzliche An-
erkennung für die eigene Arbeit zu erfahren, wurde übe-
reinstimmend als „schön“ und „zielführend“ empfunden.

„Und natürlich freut man sich auch über Preise - es ist
halt schon schön, wenn man auf diesem Weg die Be-
stätigung bekommt. Dass man nicht nur drei Jahre vor
sich hin geforscht und teilweise auch echt hart gearbei-
tet hat, sondern das auch von anderen Leuten positiv
bewertet wird.“ 

Weitere Erkenntnisse betrafen die Anreizwirkung durch die
Umverteilung der Kosten für eine Patentanmeldung im
Zuge der Neuordnung des Technologietransfers an deut-
schen Universitäten in den vergangenen Jahren. Die Not-
wendigkeit „alles alleine zu finanzieren“ hatte vorher offen-
bar potentielle Patentanmelder vom Schritt der Anmeldung
abgehalten. Seit Universitäten die Rechte an den Erfindun-
gen wahrnehmen, tragen sie auch die Kosten der dafür not-
wendigen Formalien, was Forschende scheinbar unbe-
schwerter an das Thema Patentanmeldung herangehen
lässt.

„Also vor ´99 gab es glaub ich wohl vereinzelt Patente,
aber nicht allzu viele, weil da war es dann halt immer
noch so, dass man das komplett selber finanzieren mus-
ste.“ 

Diese Punkte stellen eine sehr komprimierte Zusammenfas-
sung der Ergebnisse der empirischen Forschung dar. Als
vorläufiges Fazit nach Auswertung der Fallstudien kann
festgehalten werden, dass den nicht-monetären Anreize ge-
genüber den monetären Anreizen im vergleichsweise unsi-
cheren Kontext einer mitunter weit in der Zukunft liegen-
den Verwertung eines Forschungsergebnisses eine stärkere
Bedeutung zukommt als zunächst durch die Theorie impli-
ziert. Hieraus ergeben sich erste Ansatzpunkte für eine kon-
krete Einflussnahme, z.B. in Form materieller/nicht-mo-
netärer Anreize, die im Rahmen des im Umbau begriffenen
öffentlichen Tarifrechts in Deutschland sicher zunehmend

In jede dieser Klassen lassen sich Anreize einsortieren, die
entweder direkt und individuell zugeschnitten die Motiva-
tion der Forschenden zu beeinflussen oder dies indirekt auf
dem Umweg organisationaler Faktoren zu bewirken suchen. 
Beispiele für die einzelnen Klassen sind z.B. 
• Materiell – Monetär: Bezahlung (Gehalt, Prämien, Boni,

etc.),
• Materiell – Nichtmonetär: Ausstattung (z.B. Dienstwagen

mit Privatnutzung),
• Nicht-materiell – Monetär: Spenden für ein relevantes

Anliegen der Zielperson,
• Nicht-materiell – Nicht-monetär: Öffentliche Anerken-

nung (Preise, Auszeichnungen).

Dieser theoretische sowie methodische Ansatz bildet die
Grundlage des vorliegenden Beitrags. Zwischen Januar und
August 2008 wurden darauf basierend insgesamt 20 Vor-
abstudien und Experteninterviews mit Forschern und
Transfer-Managern an forschungsstarken deutschen, briti-
schen und amerikanischen Universitäten geführt (Colum-
bia University, Harvard University, Dartmouth College,
Stanford University, UCLA, Caltech, Imperial College Lon-
don, Technische Universität München, TH Karlsruhe,
RWTH Aachen). Diese vorbereitenden Gespräche münde-
ten in insgesamt acht zwischen Oktober 2008 und Februar
2009 durchgeführte, etwa einstündige Tiefeninterviews im
gleichen Zielpersonenkreis an relevanten deutschen Uni-
versitäten (Universität Köln, Universität Stuttgart, LMU
München, RWTH Aachen). 
Die Ergebnisse, Gegenstand ausführlicher Betrachtungen
einer in Kürze erscheinenden Monographie (Wilhelm 2010)
erlauben eine erste differenzierte Einschätzung des Um-
gangs mit Anreizsystemen für die Patentierung von For-
schungsergebnissen an deutschen Universitäten und wer-
den nachfolgend anhand von Einzelstimmen skizziert. Im
Rahmen der empirischen Analyse hat sich herausgestellt,
dass der theoretisch abgeleitete Bezugsrahmen, welcher in
Abbildung 1 dargestellt ist, eine valide Grundlage für die
Klassifizierung von wahrgenommenen Anreizen aus Sicht
von Wissenschaftlern darstellt. Im folgenden Abschnitt soll
auf die Ergebnisse der durchgeführten Empirie kurz exem-
plarisch eingegangen werden: 
Die interviewten Forschenden berichteten u.a. von einer
zunehmenden Einbindung des Kriteriums Patentanmeldung
in die regelmässige Leistungseinschätzung in der Form, dass 

„Patentanmeldungen mindestens genauso viel zählen
wie Publikationen“.

„Und aus Sicht eines Wissenschaftlers ist natürlich ein
Patent auch eine Veröffentlichung und es macht für mich
eigentlich mittlerweile keinen Unterschied mehr (...).“

Generell spielen finanzielle Motive bei den Befragten eine
eher untergeordnete Rolle, allerdings wächst das Bewusst-
sein für die potentielle Hebelwirkung des Pflichtanteils, der
universitären Patentanmeldern im Zuge der Novelle des
Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen seit 2002 zusteht,
welcher im Vergleich zu den Regelungen in der Industrie
offenbar als „ziemlich lukrativ“ wahrgenommen wird.
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möglich werden. Der Ausbau nicht-materiell/nicht-monetä-
rer Anreize stellt ebenfalls eine betrachtenswerte und bis-
her deutlich unterschätzte Option dar (vgl. zu diesem
Thema z.B. Frey und Neckermann 2006).

33..  FFaazziitt
OObwohl nicht alle Klassen von Anreizen im vorliegenden
Kontext des Patentierungsgeschehens an Universitäten die
gleiche Relevanz entfalten, scheint die vorgeschlagene Ka-
tegorisierung geeignet, den weiteren Überlegungen zur
Ausgestaltung künftiger Anreizsysteme Struktur zu geben.
Das Verständnis der Mehrdimensionalität von Anreizen ist
Grundlage für eine gezielte Unterstützung des Patentie-
rungsgeschehens an Universitäten und sollte helfen, die
noch recht häufig anzutreffende einseitig ausgeprägte Aus-
richtung auf materielle Anreize zu überwinden.
Laufende Forschungsvorhaben liefern bereits Hinweise,
dass nicht alle Klassen von Anreizen über alle Stadien einer
Forschungskarriere hinweg eine vergleichbare Wirkung ent-
falten, auch eine weitere Differenzierung entlang verschie-
dener Fachbereiche ist wünschenswert und in Arbeit. 
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Am Ende ihrer Laufzeit stellt die DFG-Forschergruppe „Go-
vernance der Forschung“ ihre Ergebnisse der Praxis vor. In
einem gemeinsam mit dem Zentrum für Wissenschaftsma-
nagement (ZWM) veranstalteten Workshop stellten vier
Projekte der Gruppe ihre Ergebnisse Wissenschaftsmana-
gern aus Hochschulen und Forschungseinrichtungen vor.
Veranstaltungsort war das Forschungsinstitut für öffentliche
Verwaltung (FÖV) auf dem Campus der Deutschen Hoch-
schule für Verwaltungswissenschaften in Speyer. Wissen-
schaftsmanager aus BMBF, GWK, iFQ, Wissenschaftsrat
und Universitäten kamen in Speyer zusammen, um die Er-
gebnisse der Forschergruppe zu diskutieren. Diese arbeitet
seit sechs Jahren in acht rechts-, sozial-, politik- und wirt-
schaftswissenschaftlichen Projekten zu den Reformen im
deutschen Wissenschaftssystem.

Dr. Thomas Heinze (Universität Bamberg) fragte in seinem
Beitrag, inwieweit die staatlichen Einflussmöglichkeiten im
außeruniversitären Forschungssektor reduziert und andere
Koordinationsformen dafür gestärkt wurden. Die Analyse
zeigt, dass die Outputeffizienz der vier Wissenschaftsorga-
nisationen bei Publikationen und Patentanmeldungen
deutlich gestiegen ist. Im Gegensatz zum Hochschulsektor
lässt sich aber bislang kein Rückzug der staatlichen Gover-
nance feststellen. Die politische Einflussnahme hat sich ins-
besondere bei der Helmholtzgemeinschaft und bei der
Leibnizgemeinschaft auf die Ebene der Träger- und Dachor-
ganisation verlagert. Auch haben hierarchisches For-
schungsmanagement, Ressourcenwettbewerb, Netzwerk-
koordination und Reputationswettbewerb an Bedeutung
gewonnen. An Bedeutung gewonnen hat außerdem die
Rolle internationaler Evaluatoren bei der Beurteilung wis-
senschaftlicher Leistungen. Die Vervielfachung der Koordi-
nationsmechanismen deutet zudem auf einen Trend zur
„Übersteuerung“ der außeruniversitären Forschung hin und
müsste zu einem Ansteigen der Transaktionskosten führen.
Heinze prognostizierte einen starken Anstieg der kurz- und
mittelfristigen Outputeffizienz (deutlich mehr Publikatio-
nen und Patente pro Budget- bzw. Personaleinheit), ten-
denziell einen Erhalt und die Festigung der jeweils spezifi-
schen Missionen und Leistungsprofile bei der Max-Planck-
und der Fraunhofergesellschaft, sowie Versuche der strate-
gischen Neuorientierung bei der Helmholtz- und der Leib-
nizgemeinschaft.
Ministerialdirigent Jürgen Schlegel (GWK) merkte in seinem
Kommentar zunächst an, dass der außeruniversitäre For-
schungssektor als Vorbild für den Wandel an Universitäten
diente. Dieser befinde sich schon seit 1990 in einem tief-
greifenden Wandel. Die Einschätzung, der außeruniversitä-
re Sektor sei möglicherweise übersteuert, teile er nicht. Der
Staat habe sich deutlich aus der Detailsteuerung zurückge-
zogen. Eine weitere wichtige Veränderung sei, dass die
Fraunhofergesellschaft so stark gewachsen sei. Anders als
Heinze sehe er die Leibnizgemeinschaft außerdem ebenfalls

wie die Max-Planck-Gesellschaft einem starken Reputa-
tionswettbewerb ausgesetzt.

Prof. Dr. Dorothea Jansen (DHV und FÖV Speyer) stellte in
ihrem Beitrag die Frage, welche Effekte die Reformen im
Wissenschaftssystem und hier insbesondere die leistungso-
rientierte Mittelvergabe (LoM), auf die Möglichkeiten
haben, unkonventionelle und riskante Forschung durchzu-
führen. Jansen und ihr Team haben 77 Forschungsgruppen
aus der Astrophysik, der Nanotechnologie und der Mikro-
ökonomie befragt, welchen Einfluss organisationsinterne
Vorgaben, die Förderschwerpunkte von Drittmittelgebern
oder die Scientific Community auf die Ausrichtung neuer
Forschungslinien haben. Gefragt wurde auch nach den
Chancen interne Ressourcen oder Drittmittel für unkonven-
tionelle Forschungsideen zu mobilisieren. Rund 34% der
universitären Forschungsgruppen halten es für schwierig
eine organisationsinterne Finanzierung für Projekte zu be-
kommen, deren Ertrag unsicher ist: Außeruniversitäre
Gruppen sind hier optimistischer (15%). Allerdings können
bisher noch 38% der universitären Gruppen in solchen Fäl-
len auf ihre Grundausstattung zurückgreifen (außeruniver-
sitäre: 15%).
Noch schwieriger ist eine Finanzierung über Drittmittelan-
träge (Uni: 33% schwierig, außeruniversitäre Gruppen:
41%). LoM ist bisher vor allem an Universitäten eingeführt
worden. Universitäre Gruppen mit Ressourcenzuweisung
nach LoM richten ihre Forschung stärker an Institutsprio-
ritäten, an Drittmittelgebern und an der wissenschaftlichen
Literatur aus und berücksichtigen weniger Ideen aus dem
eigenen Team oder aus der Diskussion mit Kollegen. Nur
12% sehen gute Chancen für eine interne Finanzierung un-
konventioneller Ideen (ohne LoM 32%). Diese Ergebnisse
deuten daraufhin, dass der Wettbewerb um wissenschaftli-
che Reputation und Wissensproduktion zunehmend an
einen ökonomischen Wettbewerb um Ressourcen geknüpft
wird, in dem es nicht um Wissen und Wahrheit, sondern
wiederum um Ressourcenvermehrung geht. Die eingewor-
benen Drittmittel sind in aller Regel der einzige Indikator in
den LoM-Modellen, der Forschung messen soll.
Unkonventionelle und riskante Forschungsideen brauchen
dagegen Zeit und eine flexible Grundausstattung. Statt an
die Hochschulen vergebene Mittel an deren Drittmittelein-
kommen zu knüpfen oder die programmorientierte For-
schungsförderung z.B. über die DFG weiter aufzustocken,
sollten die Länder besser die Grundfinanzierung der Hoch-
schulen wieder erhöhen. Die als einziger Forschungsindika-
tor meist herangezogene Drittmittelquote steht dagegen in
einem ambivalenten Verhältnis zur Forschungsperformanz
gemessen an „echten“ Outputs wie bibliometrisch ermittel-
ten Publikationen und Zitationen. Der Publikationsoutput
steigt anfangs mit steigender Drittmittelquote, sinkt dann
aber ab einem disziplinspezifischen Schwellenwert wieder.
Forschungsgruppen und ihre Leiter können die vielen und

Transaktionskosten  vermeiden  –  Performanzprofile  beachten  -  
Chancen  für  unkonventionelle  Forschung  bereitstellen

Forscher  und  Praktiker  diskutieren  die  Ergebnisse  
der  DFG-FForschergruppe  „Governance  der  Forschung“
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Dr. Dennis Nitsche (Referent des Rektors der Universität
Karlsruhe) machte in seinem Kommentar zunächst auf die
Probleme dieses Ansatzes aufmerksam: der Faktor Zeit ver-
zerre die Leistungsprofile, da Wissenschaftler nicht in je-
dem Jahr gleich viel publizieren könnten, weil sie z.B. mit
der Antragsstellung beschäftigt seien. Das System zwinge
Wissenschaftler zu produzieren und halte sie vom Nach-
denken und „innehalten" ab. Das Bauchgefühl und die Er-
fahrung, die bei der Leitung einer Hochschule ebenso wich-
tig seien, würden möglicherweise beiseite geschoben. Da-
neben verweist Nitsche aber auf auch die Vorteile dieses
Ansatzes, die er vor allen Dingen in der größeren Objekti-
vierbarkeit der Leistungsmessung sieht. Angesichts be-
grenzter Ressourcen sei die effektive und effiziente Mittel-
verwendung mithilfe eines Messinstrumentes wünschens-
wert.

Thema des Impulsreferates von Prof. Dr. Thomas Groß (Uni-
versität Gießen) war der Europäische Forschungsrat (Euro-
pean Research Council, ERC). Groß’ Fokus lag dabei auf den
internen Strukturen des ERC aus einer rechtswissenschaftli-
chen Perspektive. Der Beitrag diskutierte die Ziele, die Or-
ganisationsstruktur sowie die Verfahrensregeln und Aus-
wahlkriterien der neuen Organisation, die in 2007 gegrün-
det wurde. Die Zahl der geförderten Forscher durch den
ERC ist klein und damit ist auch die Förderungsrate relativ
niedrig. Die Struktur des ERC basiert auf einer strikten Tren-
nung wissenschaftlicher und administrativer Aufgaben. Die
Evaluation der eingereichten Vorschläge geschieht durch
ein auf Peer Review basierendes zweistufiges Verfahren, das
von spezialisierten Evaluationspanels und Gutachtern
durchgeführt wird. Die Exekutivagentur des ERC, die der
Europäischen Kommission berichtet, schließt die Förde-
rungsvereinbarung und verwaltet alle finanziellen Transak-
tionen (auf eher umständliche Weise) für die geförderten
Institutionen. Mit dem Ziel, Vertrauen in das Verfahren zu
gewinnen, wurde ein kaskadenartiges Auswahlverfahren
der beteiligten Wissenschaftler entwickelt. Wichtig ist
dabei auch, Vertrauen in die Fairness der Verfahren zu
schaffen. Dies wird in den strengen Regeln für Interessens-
konflikte, einem hohen Grad an Transparenz und dem Be-
schwerdeverfahren reflektiert.
Prof. Dr. Reinhard Grundwald (ZWM) übernahm den Kom-
mentar zu diesem Beitrag und ergänzte ihn um einige histo-
rische und ausblickende Aspekte. Für den ERC stelle sich
zukünftig die Frage, wie seine Governancestruktur ausge-
staltet werden solle, ob als Exekutivagentur oder als Orga-
nisation im Sinne des Art. 171 und wer eigentlich „owner“
des ERCs sei.

Zentrale Punkte in den den Impulsreferaten und Kommen-
taren folgenden Diskussionen waren die Frage, ob Hoch-
schullehrer über eine ausreichende Grundausstattung ver-
fügen und die Problematik des Indikators „Drittmittelquo-
te“. Es wurde bezweifelt, dass universitäre Forscher nach
den neuen Besoldungssystemen (W-Besoldung) noch auf
eine ausreichende Grundausstattung zurückgreifen könn-
ten. Auch ob die Hochschulleitungen in der Lage seien, die
vom Land gesetzten Anreize intern strategisch zu korrigie-
ren, blieb offen. Die Möglichkeiten der Hochschulleitungen
seien im Übrigen auch dadurch beschränkt, dass die Dritt-

oft kurzfristigen Drittmittelprojekte nicht mehr in einen
wissenschaftlich verwertbaren Output überführen, die
Transaktionskosten (Berichtspflichten, Antragsverfahren,
Begutachtungen) werden zu hoch.
Helmut Fangmann, leitender Minsterialrat im nordrhein-
westfälischen Ministerium für Innovation, Wissenschaft,
Forschung und Technologie kommentierte diesen Beitrag
und kritisierte zunächst die Fragestellung: diese könnte
man auch umdrehen und fragen, ob nicht unter den tradi-
tionellen Governance-Strukturen die Ausbildung for-
schungsarmer Zonen begünstigt wurde. Fangmann sieht
eine mögliche Ökonomisierung der Wissenschaft nicht als
Gefahr und zieht einen Vergleich zum amerikanischen Wis-
senschaftssystem, das weitgehend marktorientiert und
dabei wissenschaftlich sehr produktiv und innovativ ist. Die
landesbezogene LoM auf die hochschulinterne Mittelver-
teilung zu übertragen, halte er dagegen für falsch, weil das
die strategischen Optionen der Hochschulen einschränke.
Die Förderung unkonventioneller Forschung sei zudem
eher die Aufgabe der nationalen Forschungsförderung.
Außerdem könne jeder Hochschullehrer im Rahmen der
Grundausstattung unkonventionelle Forschung betreiben,
dieses Recht sei verfassungsrechtlich geschützt.

PD Dr. Ulrich Schmoch und Dr. Torben Schubert (ISI Karls-
ruhe) diskutierten in ihrem Beitrag die Möglichkeiten und
Grenzen der indikatorgestützten Leistungsmessung.
Ausgangspunkt ihres Beitrags war die Tatsache, dass in der
Praxis sehr einfache Indikatorensysteme verwendet werden
– in Nordrhein-Westfalen werden die Universitäten in der
Forschung z.B. nur nach ihren Doktorandenzahlen und ihrer
Drittmittelquote bewertet. Kann wissenschaftliche Leistung
tatsächlich so einfach ermittelt werden? Auf Grundlage
einer Umfrage bei Forschergruppen aus der Nanotechnolo-
gie, Biotechnologie, Astrophysik und Ökonomie (n=473)
können Schmoch und Schubert diese Frage verneinen: wis-
senschaftliche Performanz ist demnach mehrdimensional.
Sie fragten die Forscher nach verschiedenen Indikatoren
wie Gruppengröße, der Verteilung zwischen Forschung und
Lehre, abgeschlossenen Publikationen und der Drittmittel-
quote und erhoben die Publikations- und Zitationsquoten
über bibliometrische Datenbanken. Bei der Auswertung
kristallisierten sich mehrere Performanzprofile heraus, die
das Wissenschaftssystem dringend benötigt: die Genese
neuen Wissens (Forschungsoutput), Ausbildung von For-
schernachwuchs (Promotionen und Habilitationen), Beiträ-
ge zur wissenschaftlichen Infrastruktur (Gutachtertätigkeit,
Gremienarbeit, Herausgeberschaften etc.) sowie Technolo-
gietransfer (Kooperationen mit Unternehmen, Patente).
Schmoch und Schubert empfehlen, die Zahl der erhobenen
Indikatoren auf etwa 10 bis 15 zu begrenzen bzw. zu erwei-
tern und die Erhebung des Indikators Publikationen in den
Mittelpunkt zu stellen. Dieser eigne sich als ein erstes
Screening-Instrument, da mit Blick auf die Publikationen
zwar innerhalb der verschiedenen Profile Variation herr-
sche, hingegen aber nicht zwischen ihnen. Bibliometrische
Indikatoren könnten daher auch außerhalb der Publika-
tionsorientierten sinnvoll differenzieren, ohne die Verhält-
nisse zwischen den Profilen sehr stark zu verzerren. Wie
Prof. Jansen betonen Schmoch und Schubert außerdem die
Problematik des Indikators „Drittmittelquote“.
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mittelquoten an der Finanzierung der Hochschulen in den
letzten Jahren kontinuierlich und auf ein kritisches Niveau
gestiegen seien. Die Wissenschaftspolitiker und -manager
sahen diese Problematik weniger deutlich. Forscher sollten
angesichts knapper Kassen in die Lage versetzt werden, un-
ternehmerisch zu denken und Drittmittel für ihre For-
schung einzuwerben. Um dieses Ziel zu erreichen, brauche
es entsprechende Anreizsysteme. 

Dorothea  Jansen, Sprecherin der Forschergruppe,
Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung Spey-
er, E-Mail: LS_jansen@dhv-speyer.de

Insa  Pruisken,  Koordinatorin der Forschergruppe,
Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung Spey-
er, E-Mail: pruisken@foev-speyer.de

Wolff-Dietrich Webler (Hg.):
Universitäten am Scheideweg ?! - Chancen und Gefahren des gegenwärtigen historischen 

Wandels in Verfassung, Selbstverständnis und Aufgabenwahrnehmung
Ergebnisse des Hochschulforums Sylt 2008

IIsstt  ddeerr  WWeegg  vvoonn  ddeerr  IIddeeee  ddeerr  GGeemmeeiinnsscchhaafftt  ddeerr  LLeehhrreennddeenn  uunndd  LLeerr-
nneennddeenn  zzuu  UUnniivveerrssiittäätteenn  iinn  ddiiffffeerreennzziieerrtteenn  LLeeiissttuunnggsskkllaasssseenn  aallss
PPrroodduukkttiioonnssuunntteerrnneehhmmeenn  ffüürr  wwiirrttsscchhaaffttlliicchh  vveerrwweerrttbbaarree  EErrkkeennnnttnniissssee
uunndd  hhoocchh  qquuaalliiffiizziieerrttee  AArrbbeeiittsskkrrääffttee  uunnuummkkeehhrrbbaarr??  
GGiibbtt  eess  eeiinneenn  ddrriitttteenn  WWeegg??

Die Entwicklung hat sich schon Jahrzehnte abgezeichnet – jetzt ist
der Wandel in vollem Gange (und vermutlich unumkehrbar). Die Uni-
versitätsleitungen in Deutschland sehen sich – von ihnen gewollt
oder nicht – einer Entwicklung gegenüber, die “ihre” Universität täg-
lich verändert und die – provokant zugespitzt – in die Formel gefasst
werden kann: 
Von der Idee der Gemeinschaft der Lehrenden und Lernenden in
grundsätzlich gleichen (gleichrangigen) Universitäten zu einem
Produktionsunternehmen in differenzierten Leistungsklassen, das
Wirtschaftlichkeitsregeln durchgängig folgt und das vordringlich wirt-
schaftlich verwertbare Erkenntnisse und Arbeitskräfte erzeugt. 
Diese Situation, die die deutsche Universität so nachhaltig verändern
wird wie kaum etwas anderes vorher, stand im Zentrum des Hoch-
schulforums Sylt 2008. Dort wurde gefragt: 
Gibt es einen dritten Weg?
Die zentrale These lautet: Wenn nicht korrigierend eingegriffen wird,
dann wird die Universität als kollegiale Veranstaltung verlassen – mit
weitreichenden Folgen für Zusammenhalt, Produktivität, Verant-
wortungsstrukturen, für Art, Niveau und Profil von Forschung, Lehre
und Studium bzw. Art, Niveau und Profil der Absolvent/innen. Bishe-
rige kollegial integrative Meinungsbildungs-, Entscheidungs-, perso-
nelle Ergänzungs-(Berufungs-)verfahren werden von betriebsförmigen
Strukturen abgelöst. Dieses Neue enthält Chancen und Gefahren – in
welchem Umfang und mit welchem Ergebnis ist offen. Das Ergebnis
aber ist für die deutsche Gesellschaft und weit darüber hinaus von al-
lergrößter Bedeutung. Hier setzt das in diesem Band vorgelegte Kon-
zept des Hochschulforums 2008 an. 
Hochschulforscher, Universitätsrektoren/-präsidenten und Mitglieder
aus Wissenschaftministerien haben sich für acht Tage in Klausur bege-
ben, mit dem Ziel die weiteren Konsequenzen der Maßnahmen zu
vergegenwärtigen und sich zu vergewissern, ob und wie diese Folgen
gewollt werden.
Das Ergebnis – bestehend aus Analysen und Handlungsempfehlungen
– wird hiermit vorgelegt. 
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In den letzten Jahren ist das Aufgabenspektrum der Evaluation von Lehre und
Studium deutlich breiter geworden: Sie soll Leitungsentscheidungen auf eine
informierte Grundlage stellen, soll Wirkungen der Lehre im Sinne eines Wis-
sens- und Kompetenzgewinns der Studierenden messen,  soll dadurch zur
Qualitätssicherung und –entwicklung und zu Innovationen in Lehre und Stu-
dium beitragen. Analog steigen die Anforderungen, die an die „Evaluatorin-
nen und Evaluatoren“ zu richten sind. Diese beziehen sich bspw. auf methodi-
sche Kompetenzen oder Feldkenntnisse im Bereich des Managements von
Hochschulen. 
Gleichzeitig ist Evaluation zumeist nicht unmittelbar im Wissenschaftsbetrieb
in Forschung und Lehre angesiedelt. Vielmehr ist sie dabei, sich zu einer Lei-
tungsaufgabe zu entwickeln, die sich ihrerseits auf die Unterstützung des Wis-
senschaftsbetriebes bei der akademischen Selbstreflexion bezieht. 
Die 10. Jahrestagung des Arbeitskreises Qualitätsmanagement und Evaluation
der Berliner und Brandenburger Hochschulen (im März 2009 an der Univer-
sität Potsdam) machte diese Entwicklungen zum Thema. Sie fragte danach,
wie viel Wissenschaft die Evaluation braucht, um ein wissenschaftsadäquates
Qualitätssicherungsinstrument zu sein.  
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Systematische  Lehrveranstaltungsbeobachtungen  an  einer  Hochschule

Verläufe  von  Lehrveranstaltungen  an  einer  schweizerischen  Fachhochschule  
bei  Einführung  der  Bologna-SStudiengänge  –  eine  Fallstudie

ISBN 3-937026-65-7, Bielefeld 2009,
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Seit Herbst 2006 bieten alle Fachhochschulen der Schweiz Studiengänge organi-
siert nach dem Bachelor-Master-System an, wie das in der Bologna-Deklaration
beschlossen worden war. Einer der Haupttriebfedern des Reformprozesses, neben
der akademischen Mobilität und der Vorbereitung der Hochschulabsolventen auf
den europäischen Arbeitsmarkt, ist die Steigerung der Anziehungskraft der eu-
ropäischen Hochschulen zur Verhinderung von brain drain und der Förderung von
brain gain. Neben diesem globalen Wettbewerb wird durch die gegenseitige An-
rechenbarkeit der Studienleistungen in den verschiedenen Ländern auch die Kon-
kurrenz der Hochschulen untereinander gefördert. 
Die Bologna-Reform geht von einem neuen Lehrverständnis aus von der Stoffzen-
trierung hin zu einer Kompetenzorientierung, begleitet von einem shift from tea-
ching to learning. Der Fokus liegt also nicht beim Lehren, sondern auf der Opti-
mierung von Lernprozessen. Vor dem Hintergrund neuerer Erkenntnisse aus der
Lernforschung wird auch deutlich, dass das Vermitteln von Wissen im traditionel-
len Vorlesungsstil nur noch bedingt Gültigkeit hat. Unter Berück¬sichtigung der
obigen Erkenntnisse müsste man heute eher vom Hochschullernen als von der
Hochschullehre sprechen. Die vorliegende Studie wird zum Anlass genommen,
ein Instrument vorzustellen, mit dem Lehre systematisch beobachtet werden
kann. Mit dem beschriebenen Instrument wird der Frage nachgegangen, inwie-
weit an der untersuchten schweizerischen Pädagogischen Hochschule die oben
beschriebene Neuorientierung in der Lehre schon stattgefunden hat. Mit Hilfe
des VOS (VaNTH Observational System) sollen systematisch Lehrveranstaltungs-
beobachtungen gemacht und festgehalten werden. Das Ziel dieser Studie ist es,
Lehrveranstaltungsverläufe an der untersuchten Pädagogischen Hochschule zu er-
heben im Hinblick auf die Entwicklung von Kursen in Hochschuldidaktik. Die ge-
fundenen Ergebnisse sollen mit der Schulleitung besprochen werden, vor allem
auch auf dem Hintergrund des neuen Lernens an Hochschulen. Basierend auf den
gewonnen empirischen Daten und den von der Schulleitung entwickelten Zielen
können hochschuldidaktische Kurse geplant und umgesetzt werden. Zusätzlich
besteht die Chance, bei einer Wiederholung der Studie in einigen Jahren mögli-
che Veränderungen in der Lehre festzustellen. Es wird davon ausgegangen, dass
das Untersuchungsdesign und die erhobenen Daten nicht nur von Interesse für
die betroffene Hochschule sind, sondern generell Fachhochschulen interessieren
dürften, die in einem ähnlichen Prozess der Neuorientierung stecken.
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